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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Gesundheit (14. Ausschuss) 


zu der Verordnung des Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend und des Bundesministeriums für Gesundheit 
- Drucksachen 19/2707, 19/2768 Nr. 2 - 


Ausbildungs- und Prüfungsverordnung für die Pflegeberufe 
(Pflegeberufe-Ausbildungs- und -Prüfungsverordnung - PflAPrV) 


A. Problem 

Die Ausbildungs- und Prüfungsverordnung für die Pflegeberufe soll auf der 
Grundlage der Ermächtigung in § 56 Absatz 1 und 2 des Pflegeberufegesetzes 
(PflBG) vom 17. Juli 2017 (BGBl. I S. 2581) erlassen werden. 


B. Lösung 

Die Ausbildungs- und Prüfungsverordnung für die Pflegeberufe (PflAPrV) kon¬ 
kretisiert das als Artikel 1 des Gesetzes zur Reform der Pflegeberufe am 24. Juli 
2017 im Bundesgesetzblatt verkündete Pflegeberufegesetz (PflBG, BGBl. I 
S. 2581), das in seinen wesentlichen Teilen am 1. Januar 2020 in Kraft tritt. Sie 
beinhaltet die Mindestanfordemngen an die berufliche Ausbildung in der Pflege 
mit den Abschlüssen zur Pflegefachfrau oder zum Pflegefachmann, zur Gesund- 
heits- und Kinderkrankenpflegerin oder zum Gesundheits- und Kinderkranken¬ 
pfleger sowie zur Altenpflegerin oder zum Altenpfleger einschließlich der nach 
zwei Jahren zu absolvierenden Zwischenprüfung sowie bundesweit einheitliche 
Rahmenvorgaben für die hochschulische Pflegeausbildung nach Teil 3 des Pfle¬ 
geberufegesetzes. 

Zustimmung zu der Verordnung in geänderter Fassung mit den Stimmen der 
Fraktionen der CDU/CSU und SPD gegen die Stimmen der Fraktionen AfD, 
DIE LINKE, und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN bei Stimmenthaltung der 
Fraktion der FDP. 


C. Alternativen 

Keine. 
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D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

Über die bereits im Zusammenhang mit dem Pflegeberufegesetz entstandenen 
Mehr- und Minderausgaben hinaus ergeben sich aus dieser Verordnung keine 
weiteren Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand. 


E. Erfüllungsaufwand 

Über den bereits im Zusammenhang mit dem Pflegeberufegesetz entstandenen 
Erfüllungsaufwand hinaus ergibt sich aus dieser Verordnung kein weiterer Erfül¬ 
lungsaufwand. 


E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 

Über den bereits im Zusammenhang mit dem Pflegeberufegesetz entstandenen 
Erfüllungsaufwand hinaus ergibt sich aus dieser Verordnung kein weiterer Erfül¬ 
lungsaufwand für die Bürgerinnen und Bürger. 


E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 

Über den bereits im Zusammenhang mit dem Pflegeberufegesetz entstandenen 
Erfüllungsaufwand hinaus ergibt sich aus dieser Verordnung kein weiterer Erfül¬ 
lungsaufwand für die Wirtschaft. 


Davon Bürokratiekosten aus Informationspflichten 

Keine. 


E.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung 

Über den bereits im Zusammenhang mit dem Pflegeberufegesetz entstandenen 
Erfüllungsaufwand hinaus ergibt sich aus dieser Verordnung kein weiterer Erfül¬ 
lungsaufwand für die Verwaltung. 


F. Weitere Kosten 

Keine. 
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Beschlussempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

der Verordnung auf Drucksache 19/2707 in der aus der nachstehenden Zusam¬ 
menstellung ersichtlichen Fassung zuzustimmen. 

Berlin, den 27. Juni 2018 

Der Ausschuss für Gesundheit 


Erwin Rüddel 

Vorsitzender 


Dr. Roy Kühne Bettina Müller Dr. Axel Gehrke 

Berichterstatter Berichterstatterin Berichterstatter 


Nicole Westig 

Berichterstatterin 


Pia Zimmermann 

Berichterstatterin 


Kordula Schulz-Asche 

B erichterstatterin 
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Zusammenstellung 

der Ausbildungs- und Prüfungsverordnung für die Pflegeberufe 
(Pflegeberufe-Ausbildungs- und -Prüfungsverordnung - PflAPrV) 

- Drucksache 19/2707 - 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Gesundheit (14. Ausschuss) 


Verordnung 

Beschlüsse des 14. Ausschusses 

Ausbildungs- und Prüfungsverordnung 
für die Pflegeberufe 

Ausbildungs- und Prüfungsverordnung 
für die Pflegeberufe 

(Pflegeberufe-Ausbildungs- und -Prü¬ 
fungsverordnung - PflAPrV* 

(Pflegeberufe-Ausbildungs- und -Prü¬ 
fungsverordnung - PflAPrV* 

Vom ... 

Vom ... 

Auf Grund des § 56 Absatz 1 und 2 des Pflegebe¬ 
rufegesetzes vom 17. Juli 2017 (BGBl. I S. 2581) ver¬ 
ordnen das Bundesministerium für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend und das Bundesministerium für Ge¬ 
sundheit gemeinsam und hinsichtlich § 56 Absatz 1 
Satz 1 Nummer 1 und 2 im Benehmen, hinsichtlich 
§ 56 Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 und 6 im Einverneh¬ 
men mit dem Bundesministerium für Bildung und For¬ 
schung, hinsichtlich § 56 Absatz 1 Satz 1 Nummer 6 
im Benehmen mit dem Bundesministerium der Finan¬ 
zen unter Wahrung der Rechte des Bundestages: 

Auf Grund des § 56 Absatz 1 und 2 des Pflegebe¬ 
rufegesetzes vom 17. Juli 2017 (BGBl. I S. 2581) ver¬ 
ordnen das Bundesministerium für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend und das Bundesministerium für Ge¬ 
sundheit gemeinsam und hinsichtlich § 56 Absatz 1 
Satz 1 Nummer 1 und 2 im Benehmen, hinsichtlich 
§ 56 Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 und 6 im Einverneh¬ 
men mit dem Bundesministerium für Bildung und For¬ 
schung, hinsichtlich § 56 Absatz 1 Satz 1 Nummer 6 
im Benehmen mit dem Bundesministerium der Finan¬ 
zen unter Wahmng der Rechte des Bundestages: 

Inhaltsübersicht 

unverändert 

Teil 1 

Berufliche P f 1 e g e a u s b i 1 d u n g 

zur Pflegefachfrau oder 

zum P f 1 e g e f a c h m a n n 


Abschnitt 1 

Ausbildung und Leistungsbe¬ 
wertung 


§ 1 Inhalt und Gliederung der Ausbildung 


§ 2 Theoretischer und praktischer Unterricht 


§ 3 Praktische Ausbildung 


§ 4 Praxisanleitung 


§ 5 Praxisbegleitung 



Diese Verordnung dient der Umsetzung der Richtlinie 2005/36/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 7. September 2005 über 
die Anerkennung von Berufsqualifikationen (ABI. L 255 vom 30.9.2005, S. 22, L 271 vom 16.10.2007, S. 18), die zuletzt durch die Richtlinie 
2013/55/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. November 2013 (ABI. L 354 vom 28.12.2013, S. 132) geändert worden ist. 
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Verordnung 

Beschlüsse des 14. Ausschusses 

§ 6 Jahreszeugnisse und Leistungseinschätzungen 


§ 7 Zwischenprüfung 


§ 8 Kooperationsverträge 


Abschnitt 2 

Bestimmungen für die staatliche 

Prüfung 


§ 9 Staatliche Prüfung 


§ 10 Prüfungsausschuss 


§ 11 Zulassung zur Prüfung 


§ 12 Nachteilsausgleich 


§ 13 Vornoten 


§ 14 Schriftlicher Teil der Prüfung 


§ 15 Mündlicher Teil der Prüfung 


§16 Praktischer Teil der Prüfung 


§ 17 Benotung 


§ 18 Niederschrift 


§ 19 Bestehen und Wiederholung der staatlichen 
Prüfung, Zeugnis 


§ 20 Rücktritt von der Prüfung 


§21 Versäumnisfolgen 


§ 22 Ordnungsverstöße und Täuschungsversuche 


§ 23 Prüfungsunterlagen 


§ 24 Prüfung bei Modellvorhaben nach § 14 des 
Pflegeberufegesetzes 


Teil 2 

Besondere Vorschriften zur 

beruflichen P f 1 e g e a u s b i 1 d u n g 

nach Teil 5 des Pflegeberufe¬ 
gesetzes 


Abschnitt 1 

Allgemeine Vorschriften 


§ 25 Anwendbarkeit der Vorschriften nach Teil 1 
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Verordnung 

Beschlüsse des 14. Ausschusses 

Abschnitt 2 

Berufliche Ausbildung zur Ge¬ 
sund heits- und Kinderkranken¬ 
pflegerin oder zum Gesund- 

heits- und Kinderkrankenpfle¬ 
ger 


§ 26 Inhalt und Durchführung der Ausbildung, 
staatliche Prüfung 


§ 27 Gegenstände des schriftlichen, mündlichen 
und praktischen Teils der Prüfüng 


Abschnitt 3 

Berufliche Ausbildung zur Al¬ 
tenpflegerin oder zum Alten- 

p f 1 e g e r 


§ 28 Inhalt und Durchführung der Ausbildung, 
staatliche Prüfüng 


§ 29 Gegenstände des schriftlichen, mündlichen 
und praktischen Teils der Prüfüng 


Teil 3 

H o c h s c h u 1 i s c h e P f 1 e g e a u s b i 1 - 

düng 


§ 30 Inhalt und Gliederung der hochschulischen 
Pflegeausbildung 


§ 31 Durchführung der hochschulischen Pflegeaus¬ 

bildung 


§ 32 Modulprüfüngen und staatliche Prüfung zur 
Erlangung der Berufszulassung 


§ 33 Prüfüngsausschuss 


§ 34 Zulassung zur Prüfung, Nachteilsausgleich 


§ 35 Schriftlicher Teil der Prüfung 


§ 36 Mündlicher Teil der Prüfüng 


§ 37 Praktischer Teil der Prüfung 


§ 38 Niederschrift, Rücktritt von der Prüfung, Ver¬ 
säumnisfolgen, Ordnungsverstöße und Täu¬ 
schungsversuche, Prüfüngsunterlagen 
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Beschlüsse des 14. Ausschusses 

§ 39 Bestehen und Wiederholung des staatlichen 
Prüfungsteils 


§ 40 Erfolgreicher Abschluss der hochschulischen 
Pflegeausbildung, Zeugnis 


§ 41 Prüfung bei Modellvorhaben nach § 14 des 

Pflegeberufegesetzes 


Teil 4 

Sonstige Vorschriften 


Abschnitt 1 

Erlaubniserteilung 


§ 42 Erlaubnisurkunde 


Abschnitt 2 

Anerkennung von ausländischen 

Berufsabschlüssen, erforderli¬ 
che Anpassungsmaßnahmen und 

Erbringung von Dienstleistun¬ 
gen 


§ 43 Allgemeines Verfahren, Bescheide, Fristen 


§ 44 Inhalt und Durchführung des Anpassungslehr¬ 
gangs nach § 40 Absatz 3 Satz 2 des Pflegebe¬ 
rufegesetzes 


§ 45 Inhalt und Durchführung der Kenntnisprüfung 
nach § 40 Absatz 3 Satz 2 des Pflegeberufege¬ 
setzes 


§ 46 Inhalt und Durchführung des Anpassungslehr¬ 
gangs nach § 41 Absatz 2 Satz 4 oder Absatz 3 
Satz 2 des Pflegeberufegesetzes 


§ 47 Inhalt und Durchführung der Eignungsprüfung 

nach §41 Absatz 2 Satz 4 oder Absatz 3 
Satz 2 des Pflegeberufegesetzes 


§ 48 Nachweis der Zuverlässigkeit und der gesund¬ 
heitlichen Eignung durch Inhaberinnen und In¬ 
haber von Ausbildungsnachweisen aus einem 
anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union 
oder einem anderen Vertragsstaat des Abkom¬ 
mens über den Europäischen Wirtschaftsraum 
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Verordnung 
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§ 49 Verfahren bei Erbringung von Dienstleistun¬ 
gen durch Inhaberinnen und Inhaber von Aus¬ 
bildungsnachweisen aus einem anderen Mit¬ 
gliedstaat der Europäischen Union oder einem 
anderen Vertragsstaat des Abkommens über 
den Europäischen Wirtschaftsraum 


Abschnitt 3 

Fachkommission und Bundesin¬ 
stitut für Berufsbildung 


§ 50 Aufgaben der Fachkommission 


§ 51 Erarbeitung und Inhalte der Rahmenpläne 


§ 52 Überprüfung und Anpassung der Rahmen¬ 
pläne 


§ 53 Mitgliedschaft in der Fachkommission 


§ 54 Vorsitz, Vertretung 


§ 55 Sachverständige, Gutachten 


§ 56 Geschäftsordnung 


§ 57 Aufgaben der Geschäftsstelle 


§ 58 Sitzungen der Fachkommission 


§ 59 Reisen und Abfindungen 


§ 60 Aufgaben des Bundesinstituts für Berufsbil¬ 
dung 


Abschnitt 4 

Übergangs- und Schlussvor¬ 
schriften 


§ 61 Übergangsvorschriften 


§ 62 Inkrafttreten, Außerkrafttreten 


Anlage 1 Kompetenzen für die Zwischenprüfung 

nach § 7 


Anlage 2 Kompetenzen für die staatliche Prüfung 

nach § 9 zur Pflegefachfrau oder zum 
Pflegefachmann 


Anlage 3 Kompetenzen für die staatliche Prüfung 

nach § 26 zur Gesundheits- und Kinder¬ 
krankenpflegerin oder zum Gesundheits¬ 
und Kinderkrankenpfleger 
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Anlage 4 

Kompetenzen für die staatliche Prüfung 
nach § 28 zur Altenpflegerin oder zum 
Altenpfleger 


Anlage 5 

Kompetenzen für die Prüfung der hoch¬ 
schulischen Pflegeausbildung nach § 32 


Anlage 6 

Stundenverteilung im Rahmen des theo¬ 
retischen und praktischen Unterrichts der 
beruflichen Pflegeausbildung 


Anlage 7 

Stundenverteilung im Rahmen der prak¬ 
tischen Ausbildung der beruflichen Pfle¬ 
geausbildung 


Anlage 8 

Zeugnis über die staatliche Prüfüng der 
beruflichen Pflegeausbildung 


Anlage 9 

Bescheinigung über die Teilnahme am 
Anpassungslehrgang nach § 44 


Anlage 10 

Bescheinigung über die staatliche Kennt- 
nisprüfüng nach § 45 


Anlage 11 

Bescheinigung über die Teilnahme am 
Anpassungslehrgang nach § 46 


Anlage 12 

Bescheinigung über die staatliche Eig- 
nungsprüfüng nach § 47 


Anlage 13 

Urkunde über die Erlaubnis zum Führen 
der Berufsbezeichnung 


Anlage 14 

Anlage zur Urkunde über die Erlaubnis 
zum Führen der Berufsbezeichnung 
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Beschlüsse des 14. Ausschusses 

Teil 1 

Teil 1 

Berufliche P f 1 e g e au s b i 1 d un g 
zur Pflegefachfrau oder zum 
Pflegefachmann 

Berufliche P f 1 e g e a u s b i 1 d u n g 
zur Pflegefachfrau oder zum 
Pflegefachmann 

Abschnitt 1 

Abschnitt 1 

Ausbildung und Leistungsbe¬ 
wertung 

Ausbildung und Leistungsbe¬ 
wertung 

§ 1 

§ 1 

Inhalt und Gliederung der Ausbildung 

unverändert 

(1) Die Ausbildung zur Pflegefachfrau oder zum 
Pflegefachmann befähigt die Auszubildenden, in Erfül¬ 
lung des Ausbildungsziels nach § 5 des Pflegeberufe¬ 
gesetzes Menschen aller Altersstufen in den allgemei¬ 
nen und speziellen Versorgungsbereichen der Pflege 
pflegen zu können. Die hierfür erforderlichen Kompe¬ 
tenzen sind in Anlage 2 konkretisiert. Der Kompetenz¬ 
erwerb in der Pflege von Menschen aller Altersstufen 
berücksichtigt auch die besonderen Anforderungen an 
die Pflege von Kindern und Jugendlichen sowie alten 
Menschen in den unterschiedlichen Versorgungssitua¬ 
tionen sowie besondere fachliche Entwicklungen in 
den Versorgungsbereichen der Pflege. 


(2) Die Ausbildung umfasst mindestens 


1. den theoretischen und praktischen Unterricht mit 
einem Umfang von 2 100 Stunden gemäß der in 
Anlage 6 vorgesehenen Stundenverteilung und 


2. die praktische Ausbildung mit einem Umfang von 
2 500 Stunden gemäß der in Anlage 7 vorgesehe¬ 
nen Stundenverteilung. 


(3) Die Ausbildung erfolgt im Wechsel von Ab¬ 
schnitten des theoretischen und praktischen Unterrichts 
und der praktischen Ausbildung. Der Unterricht und 
die praktische Ausbildung erfolgen aufeinander abge¬ 
stimmt auf der Grundlage von Kooperationsverträgen 
nach § 8. 


(4) Fehlzeiten können nach § 13 Absatz 1 Num¬ 
mer 2 des Pflegeberufegesetzes angerechnet werden, 
soweit diese einen Umfang von 25 Prozent der Stunden 
eines Pflichteinsatzes nicht überschreiten. Urlaub ist in 
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der unterrichtsfreien Zeit zu gewähren. Die Erreichung 
des Ausbildungsziels eines Pflichteinsatzes darf durch 
die Anrechnung von Fehlzeiten nicht gefährdet wer¬ 
den. 


(5) Bei Ausbildungen in Teilzeit nach § 6 Ab¬ 
satz 1 Satz 1 zweiter Flalbsatz des Pflegeberufegeset¬ 
zes ist sicherzustellen, dass die Mindeststundenzahl 
nach Absatz 2 erreicht wird. Absatz 4 gilt entspre¬ 
chend. 


(6) Unter unmittelbarer Aufsicht von Inhabern 
einer Erlaubnis nach § 1 Absatz 1, § 58 Absatz 1, § 58 
Absatz 2 oder § 64 des Pflegeberufegesetzes sollen ab 
der zweiten Hälfte der Ausbildungszeit mindestens 80, 
höchstens 120 Stunden der praktischen Ausbildung im 
Rahmen des Nachtdienstes abgeleistet werden. 


(7) Die zuständige Behörde weist die Auszubil¬ 
dende oder den Auszubildenden auf die Möglichkeit 
der Ausübung des Wahlrechts nach § 59 Absatz 2 oder 
Absatz 3 des Pflegeberufegesetzes hin. Der Hinweis 
erfolgt schriftlich oder elektronisch so rechtzeitig, dass 
die oder der Auszubildende das Wahlrecht innerhalb 
der Frist nach § 59 Absatz 5 Satz 1 des Pflegeberufe¬ 
gesetzes ausüben kann. 


§2 

§2 

Theoretischer und praktischer Unterricht 

unverändert 

(1) Im Unterricht nach § 1 Absatz 2 Nummer 1 
sind die Kompetenzen zu vermitteln, die zur Errei¬ 
chung des Ausbildungsziels nach § 5 des Pflegeberufe¬ 
gesetzes erforderlich sind. Die Auszubildenden werden 
befähigt, auf der Grundlage fachlichen Wissens und 
Könnens sowie auf der Grundlage des allgemein aner¬ 
kannten Standes pflegewissenschaftlicher, medizini¬ 
scher und weiterer bezugswissenschaftlicher Erkennt¬ 
nisse die beruflichen Aufgaben zielorientiert, sachge¬ 
recht, methodengeleitet und selbständig zu lösen sowie 
das Ergebnis zu beurteilen. Während des Unterrichts ist 
die Entwicklung der zur Ausübung des Pflegeberufs er¬ 
forderlichen personalen Kompetenz einschließlich der 
Sozialkompetenz und der Selbständigkeit zu fördern. 


(2) Im Unterricht ist sicherzustellen, dass die 
verschiedenen Versorgungsbereiche und Altersstufen 
angemessen berücksichtigt werden. 


(3) Die Pflegeschule erstellt ein schulinternes 
Curriculum unter Berücksichtigung der Empfehlungen 
im Rahmenlehrplan nach §51. 
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§3 

§3 

Praktische Ausbildung 

Praktische Ausbildung 

(1) Während der praktischen Ausbildung nach 
§ 1 Absatz 2 Nummer 2 sind die Kompetenzen zu ver¬ 
mitteln, die zur Erreichung des Ausbildungsziels nach 
§ 5 des Pflegeberufegesetzes erforderlich sind. Die 
Auszubildenden werden befähigt, die im Unterricht 
und in der praktischen Ausbildung erworbenen Kom¬ 
petenzen aufeinander zu beziehen, miteinander zu ver¬ 
binden und weiterzuentwickeln. 

(1) unverändert 

(2) Die praktische Ausbildung beim Träger der 
praktischen Ausbildung soll mindestens 1 300 Stunden 
umfassen. Ein Pflichteinsatz nach § 7 Absatz 1 des 
Pflegeberufegesetzes und der Orientierungseinsatz 
sind beim Träger der praktischen Ausbildung durchzu¬ 
führen. Der Vertiefungseinsatz soll beim Träger der 
praktischen Ausbildung durchgeführt werden. Er ist in 
dem für den Vertiefungseinsatz gewählten Versor¬ 
gungsbereich gemäß dem Ausbildungsvertrag durch¬ 
zuführen. 

(2) unverändert 

(3) Die praktische Ausbildung beginnt beim 
Träger der praktischen Ausbildung mit dem Orientie¬ 
rungseinsatz. Die Pflichteinsätze in den allgemeinen 
Versorgungsbereichen der Pflege nach § 7 Absatz 1 
des Pflegeberufegesetzes sowie der Pflichteinsatz in 
der pädiatrischen Versorgung nach § 7 Absatz 2 des 
Pflegeberufegesetzes sind in den ersten zwei Dritteln 
der Ausbildungszeit durchzuführen. Der Pflichteinsatz 
in der allgemein-, geronto-, kinder- oder jugendpsychi¬ 
atrischen Versorgung, der Vertiefungseinsatz sowie die 
weiteren Einsätze sind im letzten Ausbildungsdrittel 
durchzuführen. Die genaue zeitliche Reihenfolge wird 
im Ausbildungsplan festgelegt. 

(3) unverändert 

(4) Soweit während eines Einsatzes nach § 7 
Absatz 1 und 2 des Pflegeberufegesetzes in der jewei¬ 
ligen Einrichtung keine Pflegefachkräfte tätig sind, ist 
im Hinblick auf die Anforderungen nach § 7 Absatz 5 
Satz 1 des Pflegeberufegesetzes ein angemessenes 
Verhältnis von Auszubildenden zu anderen, zur Ver¬ 
mittlung der Ausbildungsinhalte geeigneten Fachkräf¬ 
ten zu gewährleisten. 

(4) Soweit während eines Einsatzes einer Aus¬ 
zubildenden oder eines Auszubildenden nach § 7 
Absatz 2 des Pflegeberufegesetzes in der jeweiligen 
Einrichtung keine Pflegefachkräfte tätig sind, ist im 
Hinblick auf die Anforderungen nach § 7 Absatz 5 
Satz 1 des Pflegeberufegesetzes ein angemessenes 
Verhältnis von Auszubildenden zu anderen, zur Ver¬ 
mittlung der Ausbildungsinhalte geeigneten Fachkräf¬ 
ten zu gewährleisten. 

(5) Der von den Auszubildenden zu führende 
Ausbildungsnachweis nach § 17 Satz 2 Nummer 3 des 
Pflegeberufegesetzes ist von der Pflegeschule so zu ge¬ 
stalten, dass sich aus ihm die Ableistung der prakti¬ 
schen Ausbildungsanteile in Übereinstimmung mit 

(5) unverändert 
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dem Ausbildungsplan und eine entsprechende Kompe¬ 
tenzentwicklung feststellen lassen. Die Pflegeschule 
berücksichtigt bei der Gestaltung des Ausbildungs¬ 
nachweises den Musterentwurf nach § 60 Absatz 5. 


§4 

§4 

Praxisanleitung 

unverändert 

(1) Die Einrichtungen der praktischen Ausbil¬ 
dung stellen die Praxisanleitung sicher. Aufgabe der 
Praxisanleitung ist es, die Auszubildenden schrittweise 
an die Wahrnehmung der beruflichen Aufgaben als 
Pflegefachfrau oder Pflegefachmann heranzuführen, 
zum Führen des Ausbildungsnachweises nach § 3 
Absatz 5 anzuhalten und die Verbindung mit der Pfle¬ 
geschule zu halten. Die Praxisanleitung erfolgt im Um¬ 
fang von mindestens 10 Prozent der während eines 
Einsatzes zu leistenden praktischen Ausbildungszeit, 
geplant und strukturiert auf der Grundlage des verein¬ 
barten Ausbildungsplanes. 


(2) Während des Orientierungseinsatzes, der 
Pflichteinsätze in Einrichtungen nach § 7 Absatz 1 des 
Pflegeberufegesetzes und des Vertiefungseinsatzes er¬ 
folgt die Praxisanleitung nach Absatz 1 Satz 2 durch 
Personen, die über mindestens ein Jahr Berufserfah¬ 
rung als Inhaberin oder Inhaber einer Erlaubnis nach 
§ 1 Absatz 1, nach § 58 Absatz 1 oder Absatz 2 oder 
nach § 64 des Pflegeberufegesetzes in den letzten fünf 
Jahren und die Befähigung zur Praxisanleiterin oder 
zum Praxisanleiter nach Absatz 3 verfügen; die Berufs¬ 
erfahrung soll im jeweiligen Einsatzbereich erworben 
worden sein. Während der weiteren Einsätze der prak¬ 
tischen Ausbildung soll die Praxisanleitung nach 
Absatz 1 Satz 2 durch entsprechend qualifizierte Fach¬ 
kräfte sichergestellt werden. 


(3) Die Befähigung zur Praxisanleiterin oder 
zum Praxisanleiter ist durch eine berufspädagogische 
Zusatzqualifikation im Umfang von mindestens 300 
Stunden und kontinuierliche, insbesondere berufspäda¬ 
gogische Fortbildung im Umfang von mindestens 24 
Stunden jährlich gegenüber der zuständigen Behörde 
nachzuweisen. Für Personen, die am 31. Dezember 
2019 nachweislich über die Qualifikation zur Praxisan¬ 
leitung nach § 2 Absatz 2 der Ausbildungs- und Prü¬ 
fungsverordnung für den Beruf der Altenpflegerin und 
des Altenpflegers in der am 31. Dezember 2019 gelten¬ 
den Fassung oder § 2 Absatz 2 der Ausbildungs- und 
Prüfungsverordnung für die Berufe in der Kranken¬ 
pflege in der am 31. Dezember 2019 geltenden Fassung 
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verfügen, wird diese der berufspädagogischen Zu¬ 
satzqualifikation gleichgestellt. 


§5 

§5 

Praxisbegleitung 

unverändert 

Die Pflegeschule stellt durch ihre Lehrkräfte für 
die Zeit der praktischen Ausbildung die Praxisbeglei¬ 
tung in den Einrichtungen der praktischen Ausbildung 
in angemessenem Umfang sicher. Aufgabe der Lehr¬ 
kräfte ist es, die Auszubildenden insbesondere fachlich 
zu betreuen und zu beurteilen sowie die Praxisanleite- 
rinnen oder die Praxisanleiter zu unterstützen. Hierzu 
ist eine regelmäßige persönliche Anwesenheit der 
Lehrkräfte in den Einrichtungen zu gewährleisten. Im 
Rahmen der Praxisbegleitung soll für jede Auszubil¬ 
dende oder für jeden Auszubildenden daher mindestens 
ein Besuch einer Lehrkraft je Orientierungseinsatz, 
Pflichteinsatz und Vertiefungseinsatz in der jeweiligen 
Einrichtung erfolgen. 


§6 

§6 

Jahreszeugnisse und Leistungseinschätzungen 

unverändert 

(1 ) Für jedes Ausbildungsjahr erteilt die Pflege¬ 
schule den Auszubildenden ein Zeugnis über die im 
Unterricht und in der praktischen Ausbildung erbrach¬ 
ten Leistungen. Für jeden der beiden Bereiche ist eine 
Note zu bilden. Das Nähere zur Bildung der Noten re¬ 
geln die Länder. Im Zeugnis sind etwaige Fehlzeiten 
differenziert nach Unterricht und praktischer Ausbil¬ 
dung auszuweisen. 


(2) Jede an der Ausbildung beteiligte Einrich¬ 
tung erstellt eine qualifizierte Leistungseinschätzung 
über den bei ihr durchgeführten praktischen Einsatz un¬ 
ter Ausweisung von Fehlzeiten nach § 1 Absatz 4. Ist 
ein Praxiseinsatz am Ende eines Ausbildungsjahres 
nicht beendet, erfolgt die Berücksichtigung im nächs¬ 
ten Ausbildungsjahr. Die Leistungseinschätzung ist der 
Auszubildenden oder dem Auszubildenden bei Beendi¬ 
gung des Einsatzes bekannt zu machen und zu erläu¬ 
tern. 


(3) Die Note für die praktische Ausbildung wird 
im Benehmen mit dem Träger der praktischen Ausbil¬ 
dung unter besonderer Berücksichtigung der für das 
Ausbildungsjahr erstellten qualifizierten Leistungsein¬ 
schätzungen nach Absatz 2 festgelegt. 





Deutscher Bundestag - 19. Wahlperiode 


-15- 


Drucksache 19/3045 


Verordnung 

Beschlüsse des 14. Ausschusses 

§7 

§7 

Zwischenprüfung 

unverändert 

Gegenstand der Zwischenprüfung nach § 6 Ab¬ 
satz 5 des Pflegeberufegesetzes ist die Ermittlung des 
Ausbildungsstandes zum Ende des zweiten Ausbil¬ 
dungsdrittels. Die Zwischenprüfung erstreckt sich auf 
die in Anlage 1 zur Vermittlung im ersten und zweiten 
Ausbildungsdrittel aufgeführten Kompetenzen. Die 
Ausbildung kann unabhängig vom Ergebnis der Zwi¬ 
schenprüfung fortgesetzt werden. Soweit nach dem Er¬ 
gebnis der Zwischenprüfung die Erreichung des Aus¬ 
bildungsziels gefährdet ist, prüfen der Träger der prak¬ 
tischen Ausbildung und die Pflegeschule gemeinsam 
mit der oder dem Auszubildenden, welche Maßnahmen 
im Rahmen der Ausbildung zur Sicherung des Ausbil¬ 
dungserfolgs erforderlich sind, und ergreifen diese. 
Das Nähere zur Zwischenprüfung regeln die Länder. 


§8 

§8 

Kooperationsverträge 

unverändert 

(1) Um die erforderliche enge Zusammenarbeit 
der Pflegeschule, des Trägers der praktischen Ausbil¬ 
dung sowie der weiteren an der Ausbildung beteiligten 
Einrichtungen zu gewährleisten, schließen die Beteilig¬ 
ten nach § 6 Absatz 4 des Pflegeberufegesetzes in den 
Fällen des § 8 Absatz 2 bis 4 des Pflegeberufegesetzes 
Kooperationsverträge in Schriftform; Regelungen zur 
betrieblichen Mitbestimmung bleiben unberührt. Das 
Nähere zu Kooperationsverträgen regeln die Länder. 


(2) Auf der Gmndlage dieser Verträge erfolgt 
zwischen der Pflegeschule, insbesondere den für die 
Praxisbegleitung zuständigen Lehrkräften, dem Träger 
der praktischen Ausbildung sowie den an der prakti¬ 
schen Ausbildung beteiligten Einrichtungen und den 
Praxisanleiterinnen und Praxisanleitem eine regelmä¬ 
ßige Abstimmung. 
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Abschnitt 2 

Abschnitt 2 

Bestimmungen für die staatliche 
Prüfung 

Bestimmungen für die staatliche 
Prüfung 

§9 

§9 

Staatliche Prüfung 

unverändert 

(1) Die staatliche Prüfung für die Ausbildung 
umfasst jeweils einen schriftlichen, einen mündlichen 
und einen praktischen Teil. Gegenstand sind die auf § 5 
des Pflegeberufegesetzes beruhenden, in Anlage 2 auf¬ 
geführten Kompetenzen. 


(2) Im schriftlichen und mündlichen Teil der 
Prüfung hat die zu prüfende Person ihre Fachkompe¬ 
tenz und die zur Ausübung des Berufs erforderliche 
personale Kompetenz einschließlich der Sozialkompe¬ 
tenz und der Selbständigkeit nachzuweisen. Im prakti¬ 
schen Teil der Prüfung hat die zu prüfende Person 
nachzuweisen, dass sie über die zur Pflege von Men¬ 
schen in komplexen Pflegesituationen erforderlichen 
Kompetenzen verfügt und befähigt ist, die Aufgaben in 
der Pflege gemäß dem Ausbildungsziel des Pflegebe¬ 
rufegesetzes auszuführen. 


(3) Die zu prüfende Person legt den schriftlichen 
und mündlichen Teil der Prüfung bei der Pflegeschule 
ab, an der sie die Ausbildung abschließt. Die zustän¬ 
dige Behörde, in deren Bereich die Prüfung oder ein 
Teil der Prüfung abgelegt werden soll, kann aus wich¬ 
tigem Gmnd Ausnahmen zulassen. In diesem Fall sind 
die Vorsitzenden der beteiligten Prüfungsausschüsse 
vorher zu hören. 


(4) Der praktische Teil der Prüfung wird in der 
Regel in der Einrichtung abgelegt, in der der Vertie¬ 
fungseinsatz durchgeführt wurde. 


§ io 

§ io 

Prüfungsausschuss 

unverändert 

(1) An jeder Pflegeschule wird ein Prüfungsaus¬ 
schuss gebildet, der für die ordnungsgemäße Durchfüh¬ 
rung der Prüfung zuständig ist. Er besteht mindestens 
aus folgenden Mitgliedern: 
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1. einer Vertreterin oder einem Vertreter der zustän¬ 
digen Behörde oder einer von der zuständigen Be¬ 
hörde mit der Wahrnehmung dieser Aufgabe be¬ 
trauten geeigneten Person, 


2. der Schulleiterin, dem Schulleiter oder einem für 
die Pflegeausbildung zuständigen Mitglied der 
Schulleitung, 


3. mindestens zwei Fachprüferinnen oder Fachprü- 
fem, die an der Pflegeschule unterrichten, und 


4. einer oder mehreren Fachprüferinnen oder Fach- 
prüfem, die zum Zeitpunkt der Prüfung als praxis- 
anleitende Personen nach § 4 Absatz 1 tätig sind 
und die Voraussetzungen nach § 4 Absatz 2 
Satz 1 erfüllen und von denen mindestens eine 
Person in der Einrichtung tätig ist, in der der Ver¬ 
tiefungseinsatz durchgeführt wurde. 


(2) Die zuständige Behörde bestellt auf Vor¬ 
schlag der Pflegeschule die Mitglieder des Prüfüngs- 
ausschusses sowie deren Stellvertreterinnen oder Stell¬ 
vertreter. Für jedes Mitglied ist mindestens eine Stell¬ 
vertreterin oder ein Stellvertreter zu bestimmen. Als 
Fachprüferinnen oder Fachprüfer sollen die Lehrkräfte 
bestellt werden, die die zu prüfende Person überwie¬ 
gend ausgebildet haben. 


(3) Das Mitglied nach Absatz 1 Satz 2 
Nummer 1 ist Vorsitzende oder Vorsitzender des Prü¬ 
fungsausschusses. Es wird bei der Durchführung seiner 
Aufgaben von der zuständigen Behörde unterstützt. Es 
bestimmt auf Vorschlag der Schulleiterin oder des 
Schulleiters die Fachprüferinnen oder Fachprüfer und 
deren Stellvertreterinnen oder Stellvertreter für die ein¬ 
zelnen Prüfungsbereiche des schriftlichen Teils der 
Prüfung und für den mündlichen und praktischen Teil 
der Prüfüng. 


(4) Die oder der Vorsitzende des Prüfüngsaus- 
schusses ist verpflichtet, an den jeweiligen Teilen der 
Prüfung in dem Umfang teilzunehmen, der zur Erfül¬ 
lung der in dieser Verordnung geregelten Aufgaben er¬ 
forderlich ist; eine Verpflichtung zur Anwesenheit 
während der gesamten Dauer der Prüfüng besteht nicht. 


(5) Die zuständige Behörde kann Sachverstän¬ 
dige sowie Beobachterinnen und Beobachter zur Teil¬ 
nahme an allen Prüfungsvorgängen entsenden. Die 
Teilnahme an einer realen Pflegesituation ist nur mit 
Einwilligung des zu pflegenden Menschen zulässig. 
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§ 11 

§ 11 

Zulassung zur Prüfung 

Zulassung zur Prüfung 

(1) Die oder der Vorsitzende des Prüfungsaus¬ 
schusses entscheidet auf Antrag der zu prüfenden Per¬ 
son über die Zulassung zur Prüfung und setzt die Prü¬ 
fungstermine im Benehmen mit der Schulleiterin oder 
dem Schulleiter fest. Der Prüfungsbeginn der staatli¬ 
chen Prüfung soll nicht früher als drei Monate vor dem 
Ende der Ausbildung liegen. 

(1) unverändert 

(2) Die Zulassung zur Prüfung wird schriftlich 
oder elektronisch erteilt, wenn folgende Nachweise 
vor liegen: 

(2) unverändert 

1. ein Identitätsnachweis der zu prüfenden Person in 
amtlich beglaubigter Abschrift, 


2. der ordnungsgemäß schriftlich geführte Ausbil¬ 
dungsnachweis nach § 3 Absatz 5 und 


3. die Jahreszeugnisse nach § 6 Absatz 1. 


(3) Die Zulassung zur staatlichen Prüfung kann 
nur erteilt werden, wenn die nach § 13 des Pflegeberu¬ 
fegesetzes in Verbindung mit § 1 Absatz 4 zulässigen 
Fehlzeiten nicht überschritten worden sind und die 
Durchschnittsnote der Jahreszeugnisse mindestens 
„ausreichend“ gemäß §17 beträgt. 

(3) Die Zulassung zur staatlichen Prüfung kann 
nur erteilt werden, wenn die nach § 13 des Pflegeberu¬ 
fegesetzes in Verbindung mit § 1 Absatz 4 zulässigen 
Fehlzeiten nicht überschritten worden sind und die 
Durchschnittsnote der Jahreszeugnisse mindestens 
„ausreichend“ beträgt. 

(4) Die Zulassung zur staatlichen Prüfung sowie 
die Prüfungstermine werden der zu prüfenden Person 
spätestens zwei Wochen vor Prüfungsbeginn schrift¬ 
lich oder elektronisch mitgeteilt. 

(4) unverändert 

§ 12 

§ 12 

Nachteilsausgleich 

unverändert 

(1) Die besonderen Belange von zu prüfenden 
Personen mit Behinderung oder Beeinträchtigung sind 
zur Wahrung ihrer Chancengleichheit bei Durchfüh¬ 
rung der Prüfungen zu berücksichtigen. 


(2) Ein entsprechender individueller Nachteil¬ 
sausgleich ist spätestens mit dem Antrag auf Zulassung 
zur Prüfung schriftlich oder elektronisch bei der zu¬ 
ständigen Behörde zu beantragen. 


(3) Die zuständige Behörde entscheidet, ob dem 
schriftlichen oder elektronischen Antrag zur Nachweis¬ 
führung ein amtsärztliches Attest oder andere geeig- 
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nete Unterlagen beizufügen sind. Aus dem amtsärztli¬ 
chen Attest oder den Unterlagen muss die leistungsbe¬ 
einträchtigende oder -verhindernde Auswirkung der 
Beeinträchtigung oder Behinderung hervorgehen. 


(4) Die zuständige Behörde bestimmt, in wel¬ 
cher geänderten Form die gleichwertige Prüfungsleis¬ 
tung zu erbringen ist. Zur Festlegung der geänderten 
Form gehört auch eine Verlängerung der Schreib- oder 
Bearbeitungszeit der Prüfüngsleistung. 


(5) Die fachlichen Prüfüngsanforderungen dür¬ 
fen durch einen Nachteilsausgleich nicht verändert 
werden. 


(6) Die Entscheidung der zuständigen Behörde 
wird der zu prüfenden Person in geeigneter Weise be¬ 
kannt gegeben. 


§ 13 

§ 13 

Vornoten 

unverändert 

(1) Die oder der Vorsitzende des Prüfüngsaus- 
schusses setzt auf Vorschlag der Pflegeschule jeweils 
eine Vornote für den schriftlichen, mündlichen und 
praktischen Teil der Prüfüng fest. Grundlage der Fest¬ 
setzung sind die Zeugnisse nach § 6 Absatz 1. 


(2) Die Vornoten werden bei der Bildung der 
Noten des schriftlichen, mündlichen und praktischen 
Teils der Prüfung jeweils mit einem Anteil von 25 Pro¬ 
zent berücksichtigt. 


(3) Die Vornote für den schriftlichen Teil der 
Prüfung und die Vornote für den mündlichen Teil der 
Prüfung werden aus dem arithmetischen Mittel der je¬ 
weils in den Jahreszeugnissen ausgewiesenen Note für 
die im Unterricht erbrachten Leistungen gemäß § 6 
Absatz 1 Satz 2 gebildet. Die Vornote für den prakti¬ 
schen Teil der Prüfüng wird aus dem arithmetischen 
Mittel der jeweils in den Jahreszeugnissen ausgewiese¬ 
nen Note der praktischen Ausbildung gemäß § 6 
Absatz 1 Satz 2 gebildet. 


(4) Die Vornoten werden den Auszubildenden 
spätestens drei Werktage vor Beginn des ersten Prü¬ 
fungsteils mitgeteilt. 





Drucksache 19/3045 


- 20 - 


Deutscher Bundestag - 19. Wahlperiode 


Verordnung 

Beschlüsse des 14. Ausschusses 

§ 14 

§ 14 

Schriftlicher Teil der Prüfung 

unverändert 

(1) Der schriftliche Teil der Prüfung erstreckt 
sich auf folgende Prüfungsbereiche aus den Kompe¬ 
tenzbereichen I bis V der Anlage 2: 


1. Pflegeprozessgestaltung einschließlich Interak¬ 
tion und Beziehungsgestaltung in akuten und dau¬ 
erhaften Pflegesituationen (Kompetenzschwer¬ 
punkte 1.1, II. 1) unter Einbeziehung von lebens¬ 
weltlichen Aspekten und pflegerischen Aufgaben 
im Zusammenhang mit der Lebensgestaltung so¬ 
wie unter Berücksichtigung von Autonomieerhalt 
und Entwicklungsforderung der zu pflegenden 
Menschen (Kompetenzschwerpunkte 1.5, 1.6), 
wobei darüber hinaus ausgewählte Kontextbedin¬ 
gungen des Kompetenzbereiches IV in die Fallbe¬ 
arbeitung einbezogen werden sollen. 


2. Pflegeprozessgestaltung bei Menschen mit ge¬ 
sundheitlichen Problemlagen unter besonderer 
Berücksichtigung von Gesundheitsförderung und 
Prävention in Verbindung mit verschiedenen 
Schwerpunkten und Gesichtspunkten von Bera¬ 
tung (Kompetenzschwerpunkte 1.2, II.2), wobei 
im Rahmen der Fallbearbeitung erforderliche 
Handlungsentscheidungen anhand von pflegewis¬ 
senschaftlichem Begründungswissen begründet 
werden (Kompetenzschwerpunkt V.l ) sollen. 


3. Pflegeprozesssteuerung in kritischen und krisen¬ 
haften Pflegesituationen (Kompetenzschwer¬ 
punkte 1.3,1.4) in Verbindung mit der eigenstän¬ 
digen Durchführung ärztlicher Anordnungen 
(Kompetenzschwerpunkt III.2) und ethischen 
Entscheidungsprozessen (Kompetenzschwer¬ 

punkt II.3). 


(2) Die zu prüfende Person hat zu jedem dieser 
drei Prüfungsbereiche in jeweils einer entsprechenden 
Aufsichtsarbeit schriftlich gestellte fallbezogene Auf¬ 
gaben zu bearbeiten. Die Fallsituationen für die drei 
Aufsichtsarbeiten sollen insgesamt variiert werden in 
Bezug auf 


1. die Altersstufe, der die zu pflegenden Menschen 
angehören. 


2. das soziale und kulturelle Umfeld der oder des zu 
pflegenden Menschen, 
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3. die Versorgungsbereiche, in denen die Fallsituati¬ 
onen verortet sind. 


(3) Die Aufsichtsarbeiten dauern jeweils 120 
Minuten. Sie sind in der Regel an drei aufeinander fol¬ 
genden Werktagen durchzuführen. Die Aufsichtsfüh¬ 
renden werden von der Schulleitung bestellt. 


(4) Die Aufgaben für die Aufsichtsarbeiten wer¬ 
den von der zuständigen Behörde auf Vorschlag der 
Pflegeschule ausgewählt. Die zuständige Behörde kann 
zentrale Prüfungsaufgaben vorgeben, die unter Beteili¬ 
gung von Pflegeschulen erarbeitet werden. In diesem 
Fall ist von der zuständigen Behörde ein landeseinheit¬ 
licher Prüfungstermin festzulegen. 


(5) Jede Aufsichtsarbeit ist von mindestens zwei 
Fachprüferinnen oder Fachprüfern gemäß § 10 
Absatz 1 Satz 2 Nummer 3 zu benoten. Aus den Noten 
der Fachprüferinnen oder Fachprüfer bildet die oder 
der Vorsitzende des Prüfungsausschusses im Beneh¬ 
men mit den Fachprüferinnen oder Fachprüfern die 
Note der einzelnen Aufsichtsarbeit. 


(6) Der schriftliche Teil der Prüfung ist bestan¬ 
den, wenn jede der drei Aufsichtsarbeiten mindestens 
mit „ausreichend“ benotet wird. 


(7) Die Gesamtnote für den schriftlichen Teil 
der Prüfung bildet die oder der Vorsitzende des Prü¬ 
fungsausschusses aus dem arithmetischen Mittel der 
Noten der Aufsichtsarbeiten und der Vornote für den 
schriftlichen Teil der Prüfung nach § 13 
Absatz 1 und 2. 


§ 15 

§ 15 

Mündlicher Teil der Prüfung 

unverändert 

(1) Der mündliche Teil der Prüfung erstreckt 
sich auf die folgenden Kompetenzbereiche der 
Anlage 2: 


1. intra- und interprofessionelles Flandeln in unter¬ 
schiedlichen systemischen Kontexten verantwort¬ 
lich gestalten und mitgestalten (Kompetenzbe¬ 
reich III), 


2. das eigene Handeln auf der Grundlage von Geset¬ 
zen, Verordnungen und ethischen Leitlinien re¬ 
flektieren und begründen (Kompetenzbereich IV), 
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3. das eigene Handeln auf der Grundlage von wis¬ 
senschaftlichen Erkenntnissen und berufsethi¬ 
schen Werthaltungen und Einstellungen reflektie¬ 
ren und begründen (Kompetenzbereich V). 


Den Schwerpunkt des mündlichen Teils der Prüfung 
bilden die Auseinandersetzung mit der eigenen Berufs¬ 
rolle und dem beruflichen Selbstverständnis und team¬ 
bezogene, einrichtungsbezogene sowie gesellschaftli¬ 
che Kontextbedingungen und ihr Einfluss auf das pfle¬ 
gerische Handeln. 


(2) Die drei Kompetenzbereiche der mündlichen 
Prüfung werden anhand einer komplexen Aufgaben¬ 
stellung geprüft. Die Prüfungsaufgabe besteht in der 
Bearbeitung einer Fallsituation aus einem anderen Ver¬ 
sorgungskontext als dem der praktischen Prüfung und 
bezieht sich auch auf eine andere Altersstufe, der die 
zu pflegenden Menschen angehören. 


(3) Die zu prüfenden Personen werden einzeln 
oder zu zweit geprüft. Die Prüfung soll für jede zu prü¬ 
fende Person mindestens 30 und nicht länger als 45 Mi¬ 
nuten dauern. Eine angemessene Vorbereitungszeit un¬ 
ter Aufsicht ist zu gewähren. 


(4) Die Prüfung wird von mindestens zwei Fach- 
prüferinnen oder Fachprüfem gemäß § 10 Absatz 1 
Satz 2 Nummer 3 abgenommen und benotet. Die oder 
der Vorsitzende des Prüfungsausschusses ist berech¬ 
tigt, sich an der Prüfung zu beteiligen und dabei selbst 
Prüfungsfragen zu stellen. 


(5) Aus den Noten der Fachprüferinnen oder 
Fachprüfer bildet die oder der Vorsitzende des Prü¬ 
fungsausschusses im Benehmen mit den Fachprüferin¬ 
nen oder Fachprüfern die Prüfungsnote. 


(6) Der mündliche Teil der Prüfung ist bestan¬ 
den, wenn die Prüfung mindestens mit „ausreichend“ 
benotet wird. 


(7) Die Gesamtnote für den mündlichen Teil der 
Prüfung bildet die oder der Vorsitzende des Prüfungs¬ 
ausschusses aus der Prüfungsnote und der Vornote für 
den mündlichen Teil der Prüfung nach § 13 Absatz 1 
und 2. 


(8) Die oder der Vorsitzende des Prüfungsaus¬ 
schusses kann mit Zustimmung der zu prüfenden Per¬ 
son die Anwesenheit von Zuhörerinnen und Zuhörern 
beim mündlichen Teil der Prüfung gestatten, wenn ein 
berechtigtes Interesse besteht. 
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§ 16 

§ 16 

Praktischer Teil der Prüfung 

unverändert 

(1) Der praktische Teil der Prüfung erstreckt 
sich auf die Kompetenzbereiche I bis V der Anlage 2. 


(2) Der praktische Teil der Prüfung besteht aus 
einer Aufgabe der selbständigen, umfassenden und 
prozessorientierten Pflege. Die zu prüfende Person 
zeigt die erworbenen Kompetenzen im Bereich einer 
umfassenden personenbezogenen Erhebung des Pfle¬ 
gebedarfs, der Planung der Pflege, der Durchführung 
der erforderlichen Pflege und der Evaluation des Pfle¬ 
geprozesses sowie im kommunikativen Handeln und in 
der Qualitätssicherung und übernimmt in diesem Rah¬ 
men alle anfallenden Aufgaben einer prozessorientier¬ 
ten Pflege. Wesentliches Prüfungselement sind die vor¬ 
behaltenen Tätigkeiten nach § 4 des Pflegeberufegeset¬ 
zes. 


(3) Die Prüfungsaufgabe soll insbesondere den 
Versorgungsbereich berücksichtigen, in dem die zu 
prüfende Person im Rahmen der praktischen Ausbil¬ 
dung den Vertiefungseinsatz nach § 6 Absatz 3 Satz 2 
des Pflegeberufegesetzes absolviert hat. Sie wird auf 
Vorschlag der Pflegeschule unter Einwilligung des zu 
pflegenden Menschen und des für den zu pflegenden 
Menschen verantwortlichen Fachpersonals durch die 
Fachprüferinnen und Fachprüfer nach Absatz 6 be¬ 
stimmt. 


(4) Die Prüfung findet in realen und komplexen 
Pflegesituationen statt. Sie erstreckt sich auf die Pflege 
von mindestens zwei Menschen, von denen einer einen 
erhöhten Pflegebedarf aufweist. Die zu prüfenden Per¬ 
sonen werden einzeln geprüft. 


(5) Die Prüfung besteht aus der vorab zu erstel¬ 
lenden schriftlichen oder elektronischen Ausarbeitung 
des Pflegeplans (Vorbereitungsteil), einer Fallvorstel¬ 
lung mit einer Dauer von maximal 20 Minuten, der 
Durchführung der geplanten und situativ erforderlichen 
Pflegemaßnahmen und einem Reflexionsgespräch mit 
einer Dauer von maximal 20 Minuten. Die Prüfung 
ohne Vorbereitungsteil soll einschließlich des Reflexi¬ 
onsgesprächs die Dauer von 240 Minuten nicht über¬ 
schreiten und kann durch eine organisatorische Pause 
von maximal einem Werktag unterbrochen werden. Für 
den Vorbereitungsteil ist eine angemessene Vorberei¬ 
tungszeit unter Aufsicht zu gewähren. 
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(6) Die Prüfung wird von mindestens zwei Fach- 
prüferinnen oder Fachprüfem, von denen eine oder ei¬ 
ner Fachprüferin oder Fachprüfer nach § 10 Absatz 1 
Satz 2 Nummer 4 ist, abgenommen und benotet. Die 
oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses ist be¬ 
rechtigt, sich an der Prüfung zu beteiligen und dabei 
selbst Prüfungsffagen zu stellen. 


(7) Aus den Noten der Fachprüferinnen oder 
Fachprüfer bildet die oder der Vorsitzende des Prü¬ 
fungsausschusses im Benehmen mit den Fachprüferin¬ 
nen oder Fachprüfern die Prüfungsnote. 


(8) Der praktische Teil der Prüfung ist bestan¬ 
den, wenn die Prüfung mindestens mit „ausreichend“ 
benotet wird. 


(9) Die Gesamtnote für den praktischen Teil der 
Prüfung bildet die oder der Vorsitzende des Prüfungs¬ 
ausschusses aus der Prüfungsnote und der Vornote für 
den praktischen Teil der Prüfung nach § 13 
Absatz 1 und 2. 


§ 17 

§ 17 

Benotung 

unverändert 

Für die Vornoten und für die staatliche Prüfung 
gelten folgende Noten: 


Erreichter 

Wert 

Note 

Notendefinition 


bis unter 
1,50 

sehr gut 

(1) 

eine Leistung, die den An¬ 
forderungen in besonde¬ 
rem Maß entspricht 


1,50 bis 
unter 2,50 

gut 

(2) 

eine Leistung, die den An¬ 
forderungen voll ent¬ 
spricht 


2,50 bis 
unter 3,50 

befriedigend 

(3) 

eine Leistung, die im All¬ 
gemeinen den Anforde¬ 
rungen entspricht 


3,50 bis 
unter 4,50 

ausreichend 

(4) 

eine Leistung, die zwar 
Mängel aufweist, aber im 
Ganzen den Anforderun¬ 
gen noch entspricht 
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4,50 bis 
unter 5,50 

mangelhaft 

(5) 

eine Leistung, die den An¬ 
forderungen nicht ent¬ 
spricht, jedoch erkennen 
lässt, dass die notwendi¬ 
gen Grundkenntnisse vor¬ 
handen sind und die Män¬ 
gel in absehbarer Zeit be¬ 
hoben werden können 


ab 5,50 

ungenügend 

(6) 

eine Leistung, die den An¬ 
forderungen nicht ent¬ 
spricht, und selbst die 
Grundkenntnisse so lü¬ 
ckenhaft sind, dass die 
Mängel in absehbarer Zeit 
nicht behoben werden 
können 


§ 18 

§ 18 

Niederschrift 

unverändert 

Über die Prüfung ist eine Niederschrift zu ferti¬ 
gen, aus der Gegenstand, Ablauf und Ergebnisse der 
Prüfung und etwa vorkommende Unregelmäßigkeiten 
hervorgehen. 


§ 19 

§ 19 

Bestehen und Wiederholung der staatlichen Prü¬ 
fung, Zeugnis 

unverändert 

(1) Die staatliche Prüfung ist bestanden, wenn 
die Gesamtnote des schriftlichen Teils nach § 14 
Absatz 7, des mündlichen Teils nach § 15 Absatz 7 und 
des praktischen Teils der Prüfung nach § 16 Absatz 9 
jeweils mindestens mit „ausreichend“ benotet worden 
ist. Die Gesamtnote der staatlichen Prüfung wird aus 
dem arithmetischen Mittel der drei Prüfungsteile gebil¬ 
det. 


(2) Wer die staatliche Prüfung bestanden hat, er¬ 
hält ein Zeugnis nach dem Muster der Anlage 8. Wer 
die staatliche Prüfung nicht bestanden hat, erhält von 
der oder dem Vorsitzenden des Prüfungsausschusses 
eine schriftliche oder elektronische Mitteilung, in der 
die Prüfungsnoten angegeben sind. 


(3) Jede Aufsichtsarbeit der schriftlichen Prü¬ 
fung, die mündliche Prüfung und die praktische Prü¬ 
fung können einmal wiederholt werden, wemi die zu 
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prüfende Person die Note „mangelhaft“ oder „ungenü¬ 
gend“ erhalten hat. 


(4) Hat die zu prüfende Person alle schriftlichen 
Aufsichtsarbeiten nach § 14 Absatz 2 Satz 1, den prak¬ 
tischen Teil der Prüfung oder alle Teile der Prüfung zu 
wiederholen, so darf sie zur Wiederholungsprüfung nur 
zugelassen werden, wenn sie an einer zusätzlichen 
Ausbildung teilgenommen hat. Im Einzelfall kann die 
oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses im Be¬ 
nehmen mit den Fachprüferinnen oder Fachprüfem ab¬ 
weichend von Satz 1 über eine zusätzliche Ausbildung 
entscheiden. Dauer und Inhalt der zusätzlichen Ausbil¬ 
dung bestimmt die oder der Vorsitzende des Prüfungs¬ 
ausschusses. Die zusätzliche Ausbildung darf ein¬ 
schließlich der für die Prüfung erforderlichen Zeit die 
in § 21 Absatz 2 des Pflegeberufegesetzes festgelegte 
Dauer von einem Jahr nicht überschreiten; Ausnahmen 
kann die zuständige Behörde in begründeten Fällen zu¬ 
lassen. Die zu prüfende Person hat ihrem Antrag auf 
Zulassung zur Wiederholungsprüfung einen Nachweis 
über die zusätzliche Ausbildung beizufügen. 


§20 

§20 

Rücktritt von der Prüfung 

Rücktritt von der Prüfung 

(1) Tritt eine zu prüfende Person nach ihrer Zu¬ 
lassung von der Prüfung oder einem Teil der Prüfung 
zurück, so hat sie der oder dem Vorsitzenden des Prü¬ 
fungsausschusses den Grund für ihren Rücktritt unver¬ 
züglich schriftlich oder elektronisch mitzuteilen. 

(1) unverändert 

(2) Genehmigt die oder der Vorsitzende des Prü¬ 
fungsausschusses den Rücktritt, so gilt die Prüfung als 
nicht begonnen. Die Genehmigung ist nur zu erteilen, 
wenn ein wichtiger Grund vorliegt. Bei Krankheit ist 
die Vorlage eines amtsärztlichen Attests zu verlangen. 

(2) unverändert 

(3) Genehmigt die oder der Vorsitzende des Prü¬ 
fungsausschusses den Rücktritt nicht oder teilt die zu 
prüfende Person den Grund für den Rücktritt nicht un¬ 
verzüglich mit, so gilt die Prüfung oder der betreffende 
Teil der Prüfung als nicht bestanden. § 19 Absatz 4 gilt 
entsprechend. 

(3) Genehmigt die oder der Vorsitzende des Prü¬ 
fungsausschusses den Rücktritt nicht oder teilt die zu 
prüfende Person den Grund für den Rücktritt nicht un¬ 
verzüglich mit, so gilt die Prüfung oder der betreffende 
Teil der Prüfung als nicht bestanden. § 19 Absatz 3 
und 4 gilt entsprechend. 

§21 

§21 

Versäumnisfolgen 

V ersäumnisfolgen 

(1) Versäumt eine zu prüfende Person einen Prü¬ 
fungstermin, gibt sie eine Aufsichtsarbeit nicht oder 
nicht rechtzeitig ab oder unterbricht sie die Prüfung 

(1) Versäumt eine zu prüfende Person einen Prü- 
füngstermin, gibt sie eine Aufsichtsarbeit nicht oder 
nicht rechtzeitig ab oder unterbricht sie die Prüfung 
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oder einen Teil der Prüfung, so gilt die Prüfung oder 
der betreffende Teil der Prüfung als nicht bestanden, 
wenn nicht ein wichtiger Grund vorliegt; § 19 Absatz 4 
gilt entsprechend. Liegt ein wichtiger Grund vor, so gilt 
die Prüfung oder der betreffende Teil der Prüfung als 
nicht begonnen. 

oder einen Teil der Prüfung, so gilt die Prüfung oder 
der betreffende Teil der Prüfung als nicht bestanden, 
wenn nicht ein wichtiger Grand vorliegt; § 19 Absatz 3 
und 4 gilt entsprechend. Liegt ein wichtiger Grand vor, 
so gilt die Prüfung oder der betreffende Teil der Prü¬ 
fung als nicht begonnen. 

(2) Die Entscheidung darüber, ob ein wichtiger 
Grund vorliegt, trifft die oder der Vorsitzende des Prü¬ 
fungsausschusses. § 20 Absatz 1 und Absatz 2 Satz 3 
gilt entsprechend. 

(2) unverändert 

§22 

§22 

Ordnungsverstöße und Täuschungsversuche 

Ordnungsverstöße und Täuschungsversuche 

Die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschus¬ 
ses kann bei zu prüfenden Personen, die die ordnungs¬ 
gemäße Durchführung der Prüfung in erheblichem 
Maße gestört oder eine Täuschung versucht haben, den 
betreffenden Teil der Prüfung für nicht bestanden er¬ 
klären; § 19 Absatz 4 gilt entsprechend. Eine solche 
Entscheidung ist im Falle der Stömng der Prüfung nur 
bis zum Abschluss der gesamten Prüfung, im Falle ei¬ 
nes Täuschungsversuchs nur innerhalb von drei Jahren 
nach Abschluss der Prüfung zulässig. 

Die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschus¬ 
ses kann bei zu prüfenden Personen, die die ordnungs¬ 
gemäße Durchführung der Prüfung in erheblichem 
Maße gestört oder eine Täuschung versucht haben, den 
betreffenden Teil der Prüfung für nicht bestanden er¬ 
klären; § 19 Absatz 3 und 4 gilt entsprechend. Eine 
solche Entscheidung ist im Falle der Störung der Prü¬ 
fung nur bis zum Abschluss der gesamten Prüfung, im 
Falle eines Täuschungsversuchs nur innerhalb von drei 
Jahren nach Abschluss der Prüfung zulässig. 

§23 

§23 

Prüfungsunterlagen 

unverändert 

Auf Antrag ist der zu prüfenden Person nach Ab¬ 
schluss der Prüfung Einsicht in ihre Prüfungsunterla¬ 
gen zu gewähren. Schriftliche Aufsichtsarbeiten sind 
drei, Anträge auf Zulassung zur Prüfung und Prüfungs¬ 
niederschriften zehn Jahre aufzubewahren. 


§24 

§24 

Prüfung bei Modellvorhaben nach § 14 des Pflege- 
berufegesetzes 

unverändert 

(1) § 10 Absatz 1 gilt bei Ausbildungen nach 
§ 14 des Pflegeberufegesetzes mit der Maßgabe, dass 
dem Prüfungsausschuss zusätzlich zu den in § 10 
Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 bis 4 genannten Personen 
die ärztlichen Fachprüferinnen und Fachprüfer anzuge¬ 
hören haben, die die Ausbildungsteilnehmerinnen und 
Ausbildungsteilnehmer in den erweiterten Kompeten- 
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zen zur Ausübung heilkundlicher Tätigkeiten unter¬ 
richtet haben, die Gegenstand der staatlichen Prüfung 
sind. 


(2) Dem Zeugnis nach § 19 Absatz 2 Satz 1 ist 
bei Ausbildungen nach § 14 des Pflegeberufegesetzes 
eine Bescheinigung der Ausbildungsstätte beizufügen, 
aus der sich die heilkundlichen Tätigkeiten ergeben, 
die Gegenstand der erweiterten Ausbildung und der er¬ 
weiterten staatlichen Prüfung waren. 


(3) Der schriftliche Teil der Prüfung erstreckt 
sich bei Ausbildungen nach § 14 des Pflegeberufege¬ 
setzes zusätzlich zu den Prüfungsbereichen nach § 14 
Absatz 1 auf die erweiterten Kompetenzen zur Aus¬ 
übung von heilkundlichen Tätigkeiten, die entspre¬ 
chend den nach § 14 Absatz 2 des Pflegeberufegeset¬ 
zes genehmigten Ausbildungsinhalten Gegenstand der 
zusätzlichen Ausbildung waren. Die zu prüfende Per¬ 
son hat hierzu in ihrer Aufsichtsarbeit schriftlich ge¬ 
stellte Fragen zu bearbeiten. Die Aufsichtsarbeit dauert 
120 Minuten und ist an einem gesonderten Werktag 
durchzuführen. § 14 Absatz 3 Satz 3 gilt entsprechend. 
Die Aufgaben für die Aufsichtsarbeit werden von der 
oder dem Vorsitzenden des Prüfungsausschusses auf 
Vorschlag der Pflegeschule ausgewählt, an der die 
Ausbildung stattgefunden hat. Die zuständige Behörde 
kann zentrale Prüfungsaufgaben vorgeben, die unter 
Beteiligung der Pflegeschulen erarbeitet werden. 


(4) Der mündliche Teil der Prüfung erstreckt 
sich bei Ausbildungen nach § 14 des Pflegeberufege¬ 
setzes zusätzlich zu den Kompetenzbereichen nach 
§ 15 Absatz 1 auf die erweiterten Kompetenzen zur 
Ausübung von heilkundlichen Tätigkeiten, die entspre¬ 
chend den nach § 14 Absatz 2 des Pflegeberufegeset¬ 
zes genehmigten Ausbildungsinhalten Gegenstand der 
erweiterten Ausbildung waren. Die Prüfung der erwei¬ 
terten Kompetenzen nach Satz 1 soll für die einzelne zu 
prüfende Person mindestens 15 Minuten und nicht län¬ 
ger als 30 Minuten dauern. Für die Prüfung sind ärztli¬ 
che Fachprüferinnen oder Fachprüfer gemäß Absatz 1 
vorzusehen. 


(5) Der praktische Teil der Prüfung erstreckt 
sich bei Ausbildungen nach § 14 des Pflegeberufege¬ 
setzes zusätzlich zu § 16 Absatz 1 und 2 auf eine Auf¬ 
gabe zur Ausübung heilkundlicher Tätigkeiten bei Pa¬ 
tientinnen oder Patienten, die entsprechend den nach 
§ 14 Absatz 2 des Pflegeberufegesetzes genehmigten 
Ausbildungsinhalten Gegenstand der erweiterten Aus¬ 
bildung waren. Die zu prüfende Person übernimmt da¬ 
bei alle Aufgaben, die Gegenstand der Behandlung 
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sind, einschließlich der Dokumentation. In einem Prü¬ 
fungsgespräch hat die zu prüfende Person ihre Diag¬ 
nose- und Behandlungsmaßnahmen zu erläutern und zu 
begründen sowie die Prüfungssituation zu reflektieren. 
Dabei hat sie nachzuweisen, dass sie in der Lage ist, die 
während der Ausbildung erworbenen erweiterten Kom¬ 
petenzen in der beruflichen Praxis anzuwenden, und 
dass sie befähigt ist, die Aufgaben, die Gegenstand ih¬ 
rer erweiterten Ausbildung waren, eigenverantwortlich 
zu lösen. Die Auswahl der Patientinnen oder Patienten 
erfolgt durch eine ärztliche Fachprüferin oder einen 
ärztlichen Fachprüfer gemäß Absatz 1 unter Einwilli¬ 
gung der Patientin oder des Patienten. Die Prüfung soll 
für die einzelne zu prüfende Person in der Regel nicht 
länger als 180 Minuten dauern. Die Prüfung wird von 
zwei Fachprüferinnen oder Fachprüfem nach § 10 
Absatz 1 Satz 2 Nummer 4 abgenommen und benotet. 


(6) Im Übrigen gelten für die Ausbildung nach 
§ 14 des Pflegeberufegesetzes die Vorschriften dieses 
Abschnitts zur staatlichen Prüfung. 


Teil 2 

Teil 2 

Besondere Vorschriften zur 
beruflichen P f 1 e g e a u s b i 1 d u n g 
nach Teil 5 des P f 1 e g e b e r u f e- 
gesetzes 

unverändert 

Abschnitt 1 


Allgemeine Vorschriften 


§25 


Anwendbarkeit der Vorschriften nach Teil 1 


Auf die berufliche Pflegeausbildung nach Teil 5 
des Pflegeberufegesetzes finden die Vorschriften des 
Teils 1 Anwendung, soweit sich aus den nachfolgen¬ 
den Vorschriften dieses Teils nicht etwas anderes 
ergibt. 
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Abschnitt 2 


Berufliche Ausbildung zur Ge- 
sundheits- und Kinderkranken¬ 
pflegerin oder zum Gesund- 
heits- und Kinderkrankenpfle¬ 
ger 


§26 


Inhalt und Durchführung der Ausbildung, staatli¬ 
che Prüfung 


(1) Die Ausbildung zur Gesundheits- und Kin¬ 
derkrankenpflegerin oder zum Gesundheits- und Kin¬ 
derkrankenpfleger nach § 58 Absatz 1 des Pflegeberu¬ 
fegesetzes befähigt die Auszubildenden in Erfüllung 
des Ausbildungsziels nach § 5 in Verbindung mit § 60 
Absatz 1 des Pflegeberufegesetzes zur Pflege von Kin¬ 
dern und Jugendlichen. Die hierfür erforderlichen 
Kompetenzen sind in Anlage 3 konkretisiert. 


(2) Die Praxiseinsätze im letzten Ausbildungs¬ 
drittel sind gemäß der Stundenverteilung nach 
Anlage 7 in Bereichen der Versorgung von Kindern 
und Jugendlichen durchzuführen. Der Pflichteinsatz in 
der psychiatrischen Versorgung nach § 7 Absatz 2 des 
Pflegeberufegesetzes erfolgt in der kinder- und jugend¬ 
psychiatrischen Versorgung. Der im Ausbildungsver¬ 
trag vereinbarte Ausbildungsplan ist, soweit erforder¬ 
lich, anzupassen. 


(3) Gegenstand der staatlichen Prüfung sind die 
auf der Grundlage von § 5 in Verbindung mit § 60 Ab¬ 
satz 1 des Pflegeberufegesetzes in Anlage 3 aufgeführ¬ 
ten Kompetenzen. Die Fachprüferinnen oder Fachprü¬ 
fer nach § 10 Absatz 1 Satz 2 Nummer 4 sollen im Be¬ 
reich der Pflege von Kindern und Jugendlichen tätig 
sein. 


§27 


Gegenstände des schriftlichen, mündlichen und 
praktischen Teils der Prüfung 


(1) Der schriftliche Teil der Prüfung erstreckt 
sich auf folgende Prüfungsbereiche aus den Kompe¬ 
tenzbereichen I bis V der Anlage 3: 
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1. Pflegeprozessgestaltung einschließlich Interak¬ 
tion und Beziehungsgestaltung in akuten und dau¬ 
erhaften Pflegesituationen (Kompetenzschwer¬ 
punkte 1.1, II. 1) unter Einbeziehung von lebens¬ 
weltlichen Aspekten und pflegerischen Aufgaben 
im Zusammenhang mit der Lebensgestaltung so¬ 
wie unter Berücksichtigung von Autonomieerhalt 
und Entwicklungsforderung der zu pflegenden 
Kinder und Jugendlichen (Kompetenzschwer¬ 
punkte 1.5, 1.6), wobei darüber hinaus ausge¬ 
wählte Kontextbedingungen des Kompetenzbe¬ 
reiches IV in die Fallbearbeitung einbezogen wer¬ 
den sollen. 


2. Pflegeprozessgestaltung bei Kindern und Jugend¬ 
lichen mit gesundheitlichen Problemlagen unter 
besonderer Berücksichtigung von Gesundheits¬ 
forderung und Prävention in Verbindung mit ver¬ 
schiedenen Schwerpunkten und Gesichtspunkten 
von Beratung (Kompetenzschwerpunkte 1.2, II.2), 
wobei im Rahmen der Fallbearbeitung erforderli¬ 
che Handlungsentscheidungen anhand von pfle¬ 
gewissenschaftlichem Begründungswissen be¬ 
gründet werden sollen (Kompetenzschwerpunkt 
V.l), 


3. Pflegeprozesssteuerung in kritischen und krisen¬ 
haften Pflegesituationen (Kompetenzschwer¬ 
punkte 1.3,1.4) in Verbindung mit der eigenstän¬ 
digen Durchführung ärztlicher Anordnungen 
(Kompetenzschwerpunkt III.2) und ethischen 
Entscheidungsprozessen (Kompetenzschwer¬ 

punkt II.3). 


(2) Der mündliche Teil der Prüfung erstreckt 
sich auf die folgenden Kompetenzbereiche der 
Anlage 3: 


1. intra- und interprofessionelles Handeln in unter¬ 
schiedlichen systemischen Kontexten verantwort¬ 
lich gestalten und mitgestalten (Kompetenzbe¬ 
reich III), 


2. das eigene Handeln auf der Grundlage von Geset¬ 
zen, Verordnungen und ethischen Leitlinien re¬ 
flektieren und begründen (Kompetenzbereich IV), 


3. das eigene Handeln auf der Grundlage von wis¬ 
senschaftlichen Erkenntnissen und berufsethi¬ 
schen Werthaltungen und Einstellungen reflektie¬ 
ren und begründen (Kompetenzbereich V). 


Den Schwerpunkt des mündlichen Teils der Prüfung 
bilden die Auseinandersetzung mit der eigenen Berufs- 
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rolle und dem beruflichen Selbstverständnis und team¬ 
bezogene, einrichtungsbezogene sowie gesellschaftli¬ 
che Kontextbedingungen und ihr Einfluss auf das pfle¬ 
gerische Handeln. 


(3) Der praktische Teil der Prüfung erstreckt 
sich auf die Kompetenzbereiche I bis V der Anlage 3. 


(4) Die Fallsituationen in den verschiedenen 
Teilen der Prüfung sind der Pflege von Kindern und Ju¬ 
gendlichen zu entnehmen. 


Abschnitt 3 


Berufliche Ausbildung zur Al¬ 
tenpflegerin oder zum Alten- 
p f 1 e g e r 


§28 


Inhalt und Durchführung der Ausbildung, staatli¬ 
che Prüfung 


(1) Die Ausbildung zur Altenpflegerin oder zum 
Altenpfleger nach § 58 Absatz 2 des Pflegeberufege¬ 
setzes befähigt die Auszubildenden in Erfüllung des 
Ausbildungsziels nach § 5 in Verbindung mit § 61 Ab¬ 
satz 1 des Pflegeberufegesetzes zur Pflege von alten 
Menschen. Die hierfür erforderlichen Kompetenzen 
sind in Anlage 4 konkretisiert. 


(2) Die Praxiseinsätze im letzten Ausbildungs¬ 
drittel sind gemäß der Stundenverteilung nach 
Anlage 7 in Bereichen der Versorgung von alten Men¬ 
schen durchzuführen. Der Pflichteinsatz in der psychi¬ 
atrischen Versorgung nach § 7 Absatz 2 des Pflegebe¬ 
rufegesetzes erfolgt in der gerontopsychiatrischen Ver¬ 
sorgung. Der im Ausbildungsvertrag vereinbarte Aus¬ 
bildungsplan ist, soweit erforderlich, anzupassen. 


(3) Gegenstand der staatlichen Prüfung sind die 
auf der Grundlage von § 5 in Verbindung mit § 61 Ab¬ 
satz 1 des Pflegeberufegesetzes in Anlage 4 aufgeführ¬ 
ten Kompetenzen. Die Fachprüferinnen oder Fachprü¬ 
fer nach § 10 Absatz 1 Satz 2 Nummer 4 sollen im Be¬ 
reich der Pflege alter Menschen tätig sein. 
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§29 


Gegenstände des schriftlichen, mündlichen und 
praktischen Teils der Prüfung 


(1) Der schriftliche Teil der Prüfung erstreckt 
sich auf folgende Prüfungsbereiche aus den Kompe¬ 
tenzbereichen I bis V der Anlage 4: 


1. Pflegeprozessgestaltung einschließlich Interak¬ 
tion und Beziehungsgestaltung in akuten und dau¬ 
erhaften Pflegesituationen (Kompetenzschwer¬ 
punkte 1.1, II. 1) unter Einbeziehung von lebens¬ 
weltlichen Aspekten und pflegerischen Aufgaben 
im Zusammenhang mit der Lebensgestaltung so¬ 
wie unter Berücksichtigung von Autonomieerhalt 
und Entwicklungsforderung der zu pflegenden al¬ 
ten Menschen (Kompetenzschwerpunkte 1.5,1.6), 
wobei darüber hinaus ausgewählte Kontextbedin¬ 
gungen des Kompetenzbereiches IV in die Fallbe¬ 
arbeitung einbezogen werden sollen. 


2. Pflegeprozessgestaltung bei alten Menschen mit 
gesundheitlichen Problemlagen unter besonderer 
Berücksichtigung von Gesundheitsförderung und 
Prävention in Verbindung mit verschiedenen 
Schwerpunkten und Gesichtspunkten von Bera¬ 
tung (Kompetenzschwerpunkte 1.2, II.2), wobei 
im Rahmen der Fallbearbeitung erforderliche 
Handlungsentscheidungen anhand von pflegewis¬ 
senschaftlichem Begründungswissen begründet 
werden sollen (Kompetenzschwerpunkt V.l), 


3. Pflegeprozesssteuerung in kritischen und krisen¬ 
haften Pflegesituationen (Kompetenzschwer¬ 
punkte 1.3,1.4) in Verbindung mit der eigenstän¬ 
digen Durchführung ärztlicher Anordnungen 
(Kompetenzschwerpunkt III.2) und ethischen 
Entscheidungsprozessen (Kompetenzschwer¬ 

punkt II.3). 


(2) Der mündliche Teil der Prüfung erstreckt 
sich auf die folgenden Kompetenzbereiche der 
Anlage 4: 


1. intra- und interprofessionelles Handeln in unter¬ 
schiedlichen systemischen Kontexten verantwort¬ 
lich gestalten und mitgestalten (Kompetenzbe¬ 
reich III), 


2. das eigene Handeln auf der Grundlage von Geset¬ 
zen, Verordnungen und ethischen Leitlinien re¬ 
flektieren und begründen (Kompetenzbereich IV), 
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3. das eigene Handeln auf der Grundlage von wis¬ 
senschaftlichen Erkenntnissen und berufsethi¬ 
schen Werthaltungen und Einstellungen reflektie¬ 
ren und begründen (Kompetenzbereich V). 


Den Schwerpunkt des mündlichen Teils der Prüfung 
bilden die Auseinandersetzung mit der eigenen Berufs¬ 
rolle und dem beruflichen Selbstverständnis und team¬ 
bezogene, einrichtungsbezogene sowie gesellschaftli¬ 
che Kontextbedingungen und ihr Einfluss auf das pfle¬ 
gerische Handeln. 


(3) Der praktische Teil der Prüfung erstreckt 
sich auf die Kompetenzbereiche I bis V der Anlage 4. 


(4) Die Fallsituationen in den verschiedenen 
Teilen der Prüfung sind der Pflege von alten Menschen 
zu entnehmen. 


Teil 3 

Teil 3 

H o c h s c h u 1 i s c h e P f 1 e g e a u s b i 1- 
düng 

H o c h s c h u 1 i s c h e P f 1 e g e a u s b i 1- 
düng 

§30 

§30 

Inhalt und Gliederung der hochschulischen Pflege¬ 
ausbildung 

unverändert 

(1) Die hochschulische Pflegeausbildung nach 
Teil 3 des Pflegeberufegesetzes befähigt dazu, Men¬ 
schen aller Altersstufen in den allgemeinen und spezi¬ 
ellen Versorgungsbereichen der Pflege in Erfüllung der 
Ausbildungsziele nach § 37 des Pflegeberufegesetzes 
pflegen zu können. Die hierfür erforderlichen Kompe¬ 
tenzen sind in Anlage 5 konkretisiert. Der Kompetenz¬ 
erwerb in der Pflege von Menschen aller Altersstufen 
berücksichtigt auch die besonderen Anforderungen an 
die Pflege von Kindern und Jugendlichen sowie alten 
Menschen in den unterschiedlichen Versorgungssitua¬ 
tionen. 


(2) Die hochschulische Pflegeausbildung um¬ 
fasst unter Beachtung der Vorgaben der Richtlinie 
2005/36/ EG des Europäischen Parlaments und des Ra¬ 
tes vom 7. September 2005 über die Anerkennung von 
Berufsqualifikationen (ABI. L 255 vom 30.9.2005, 
S. 22, L 271 vom 16.10.2007, S. 18) einen Arbeitsauf¬ 
wand der Studierenden von jeweils insgesamt mindes¬ 
tens 4 600 Stunden. Davon entfallen mindestens 2 100 
auf die Lehrveranstaltungen und mindestens 2 300 
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Stunden auf die Praxiseinsätze in Einrichtungen nach 
§ 7 des Pflegeberufegesetzes. Mindestens jeweils 400 
der auf die Praxiseinsätze entfallenden Stunden sind in 
der allgemeinen Akutpflege in stationären Einrichtun¬ 
gen, der allgemeinen Langzeitpflege in stationären Ein¬ 
richtungen und der allgemeinen ambulanten Akut- und 
Langzeitpflege nach § 7 Absatz 1 des Pflegeberufege¬ 
setzes durchzuführen. 


(3) Die hochschulische Pflegeausbildung erfolgt 
im Wechsel von Lehrveranstaltungen und Praxiseinsät¬ 
zen. Die Koordination erfolgt durch die Elochschule. 


(4) Das modulare Curriculum wird auf der 
Grundlage der Ausbildungsziele nach § 37 des Pflege¬ 
berufegesetzes und der Vorgaben der Anlage 5 erstellt. 


(5) Stellt die Elochschule bei der zuständigen 
Behörde einen Antrag nach § 38 Absatz 3 Satz 4 des 
Pflegeberufegesetzes, legt sie in einem Konzept dar, 
dass das Ziel der Praxiseinsätze, insbesondere das Ziel, 
als Mitglied eines Pflegeteams in unmittelbarem Kon¬ 
takt mit zu pflegenden Menschen zu lernen, nicht ge¬ 
fährdet wird. 


(6) Fehlzeiten dürfen das Ausbildungsziel nach 
§ 37 des Pflegeberufegesetzes nicht gefährden. Das 
Nähere regelt die Hochschule. 


§31 

§31 

Durchführung der hochschulischen 
Pllegeausbildung 

unverändert 

(1) Die Hochschule gewährleistet über schriftli¬ 
che Kooperationsverträge mit den Einrichtungen die 
Durchführung der Praxiseinsätze und stellt damit si¬ 
cher, dass sie in angemessenem Umfang eine Praxisan¬ 
leitung entsprechend den Vorgaben des modularen 
Curriculums der Hochschule durchführen. Die Praxis¬ 
anleitung erfolgt durch geeignetes, in der Regel hoch¬ 
schulisch qualifiziertes Pflegepersonal. Die Länder 
können weitergehende Regelungen treffen. Sie können 
bis zum 31. Dezember 2029 auch abweichende Anfor¬ 
derungen an die Eignung der Praxisanleiterinnen und 
Praxisanleiter zulassen. 


(2) Die Hochschule stellt für die Zeit der Pra¬ 
xiseinsätze die Praxisbegleitung der Studierenden in 
angemessenem Umfang sicher. Sie regelt über Koope¬ 
rationsverträge mit den Einrichtungen der Praxisein¬ 
sätze die Durchführung der Praxisbegleitung in den 
Einrichtungen und die Zusammenarbeit mit den Praxis¬ 
anleiterinnen und Praxisanleitem. 
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(3) Den Studierenden dürfen im Rahmen der 
Praxiseinsätze nur Aufgaben übertragen werden, die 
dem Ausbildungszweck und dem Ausbildungsstand 
entsprechen; die übertragenen Aufgaben sollen den 
physischen und psychischen Kräften der Studierenden 
angemessen sein. 


§32 

§32 

Modulprüfungen und staatliche Prüfung zur Er¬ 
langung der Berufszulassung 

unverändert 

(1) Die Prüfung umfasst jeweils einen schriftli¬ 
chen, einen mündlichen und einen praktischen Teil. 
Gegenstand der staatlichen Prüfung zur Erlangung der 
Berufszulassung sind die Kompetenzen nach § 39 Ab¬ 
satz 2 Satz 1 des Pflegeberufegesetzes. Im schriftlichen 
und mündlichen Teil der Prüfung hat die zu prüfende 
Person ihre Fachkompetenz und die zur Ausübung des 
Bemfs erforderliche personale Kompetenz einschließ¬ 
lich der Sozialkompetenz und der Selbständigkeit 
nachzuweisen. Im praktischen Teil der Prüfung hat die 
zu prüfende Person nachzuweisen, dass sie über die zur 
Pflege von Menschen auch in hochkomplexen Pfle¬ 
gesituationen erforderlichen Kompetenzen verfügt und 
befähigt ist, die Aufgaben in der Pflege gemäß dem 
Ausbildungsziel des Pflegeberufegesetzes auszufüh¬ 
ren. 


(2) Die zu prüfende Person legt den schriftlichen 
und mündlichen Teil der Prüfung bei der Flochschule 
ab, an der sie die hochschulische Pflegeausbildung ab¬ 
schließt. 


(3) Der praktische Teil der Prüfung wird in der 
Regel in der Einrichtung abgelegt, in der der Vertie¬ 
fungseinsatz nach § 38 Absatz 3 Satz 1 des Pflegeberu¬ 
fegesetzes durchgeführt wurde. 


(4) Die Hochschule legt mit Zustimmung der zu¬ 
ständigen Behörde die Module des Studiengangs fest, 
in denen die Überprüfung der Kompetenzen nach § 39 
Absatz 2 Satz 1 des Pflegeberufegesetzes erfolgt, so¬ 
wie die Art der jeweiligen Modulprüfung nach Maß¬ 
gabe der §§ 35 bis 37. 


§33 

§33 

Prüfungsausschuss 

unverändert 

(1) An j eder Hochschule, die die hochschulische 
Pflegeausbildung anbietet, wird ein Prüfungsausschuss 
gebildet, der für die ordnungsgemäße Durchführung 
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der Modulprüfungen nach § 39 Absatz 2 Satz 1 des 
Pflegeberufegesetzes zuständig ist. Er besteht mindes¬ 
tens aus folgenden Mitgliedern: 


1. einer Vertreterin oder einem Vertreter der zustän¬ 
digen Behörde oder einer von der zuständigen Be¬ 
hörde mit der Wahrnehmung dieser Aufgabe be¬ 
trauten geeigneten Person, 


2. einer Vertreterin oder einem Vertreter der Hoch¬ 
schule, 


3. mindestens einer Prüferin oder einem Prüfer, die 
oder der an der Hochschule für das Fach berufen 
ist, und einer Prüferin oder einem Prüfer, die oder 
der über eine Hochschulprüfungsberechtigung 
verfügen, sowie 


4. mindestens einer Prüferin oder einem Prüfer, die 
oder der für die Abnahme des praktischen Prü¬ 
fungsteils geeignet ist. 


Die Prüferinnen oder Prüfer nach Satz 2 Nummer 3 
oder 4 müssen über eine Erlaubnis zum Führen der Be¬ 
rufsbezeichnung nach § 1 Absatz 1, § 58 Absatz 1 oder 
Absatz 2 oder § 64 des Pflegeberufegesetzes verfügen. 
Für Prüferinnen oder Prüfer nach Satz 2 Nummer 3 
können die Länder bis zum Jahr 2029 Ausnahmen vom 
Erfordernis nach Satz 3 genehmigen. 


(2) Die zuständige Behörde bestellt das Mitglied 
nach Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 sowie dessen Stellver¬ 
treterin oder Stellvertreter. Die Hochschule bestimmt 
das Mitglied nach Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 sowie 
dessen Stellvertreterin oder Stellvertreter. 


(3) Der Prüfungsausschuss wird unter dem ge¬ 
meinsamen Vorsitz der Mitglieder nach Absatz 1 
Satz 2 Nummer 1 und Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 ge¬ 
führt. Das Mitglied nach Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 
wird bei der Durchführung seiner Aufgaben durch die 
zuständige Behörde unterstützt. 


(4) Die Vorsitzenden des Prüfungsausschusses 
bestimmen gemeinsam auf Vorschlag der Hochschule 
die Prüferinnen oder Prüfer für die einzelnen Prüfungs¬ 
teile sowie deren Stellvertreterinnen und Stellvertreter. 


(5) Die Vorsitzenden des Prüfungsausschusses 
sind verpflichtet, an den jeweiligen Teilen der Prüfung 
in dem Umfang teilzunehmen, der zur Erfüllung der in 
dieser Verordnung geregelten Aufgaben erforderlich 
ist; eine Verpflichtung zur Anwesenheit während der 
gesamten Dauer der Prüfung besteht nicht. 
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(6) Bei Kooperation mit einer Pflegeschule nach 
§ 67 des Pflegeberufegesetzes können die Vorsitzen¬ 
den auch Vertreterinnen oder Vertreter der Pflege¬ 
schule in den Prüfungsausschuss berufen. 


§34 

§34 

Zulassung zur Prüfung, Nachteilsausgleich 

unverändert 

(1) Die Vorsitzenden des Prüfungsausschusses 
entscheiden auf Antrag der oder des Studierenden und 
auf Grundlage der im Studiengangskonzept geregelten 
Voraussetzungen über die Zulassung zur staatlichen 
Prüfung. 


(2) § 12 ist entsprechend anzuwenden. 


§35 

§35 

Schriftlicher Teil der Prüfung 

unverändert 

(1) Der schriftliche Teil der Prüfung umfasst 
drei Aufsichtsarbeiten. 


(2) Für die drei Aufsichtsarbeiten sind Module 
zu folgenden Prüfungsbereichen aus den Kompetenz¬ 
bereichen I bis V der Anlage 5 festzulegen: 


1. die Planung, Organisation, Gestaltung, Steuerung 
und Durchführung von Pflegeprozessen bei kom¬ 
plexen und hochkomplexen Pflegebedarfen, spe¬ 
zifischen Klientengrappen in Pflegesituationen 
mit besonderen gesundheitlichen Problemlagen 
sowie in hoch belasteten und kritischen Lebenssi¬ 
tuationen auf der Grundlage wissenschaftlicher 
Theorien, Modelle und Forschungsergebnisse 
übernehmen. 


2. die Entwicklung und Autonomie in der Lebens¬ 
spanne und unterstützen Menschen aller Alters¬ 
gruppen bei der Lebensgestaltung auf der Grund¬ 
lage pflege- und bezugswissenschaftlicher Me¬ 
thoden und Forschungsergebnisse fördern. 


3. Beratungs- und Schulungskonzepte auf der Basis 
gesicherter Forschungsergebnisse konzipieren, 
gestalten, reflektieren und evaluieren. 


4. Kommunikations-, Interaktions- und Beratungs¬ 
prozesse in der Pflegepraxis auf der Grundlage 
pflege- und bezugswissenschaftlicher Methoden 
und unter ethischen Gesichtspunkten analysieren, 
reflektieren und evaluieren. 
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5. die pflegerischen und gesundheitlichen Versor¬ 
gungsstrukturen, die Steuerung von Versorgungs¬ 
prozessen sowie die Formen von intra- und inter¬ 
professioneller Zusammenarbeit analysieren und 
reflektieren und an der Gestaltung von Strukturen 
und Versorgungsprozessen auf der Basis wissen¬ 
schaftlicher Erkenntnisse mitwirken. 


6. ärztliche Anordnungen und Maßnahmen der Di¬ 
agnostik, Therapie oder Rehabilitation unter Be¬ 
rücksichtigung vertieften forschungsbasierten 
Wissens begründen. 


7. Forschungsergebnisse bewerten und forschungs¬ 
gestützte Problemlösungen sowie neue Technolo¬ 
gien für die Gestaltung von Pflegeprozessen nut¬ 
zen. 


(3) Soweit Module prüfungsbereichsübergrei- 
fend konzipiert sind, müssen die genannten Prüfungs- 
bereiche in den gewählten Modulen jeweils zumindest 
einen Schwerpunkt bilden. Die zu prüfende Person hat 
in den Aufsichtsarbeiten schriftlich gestellte fallbezo¬ 
gene Aufgaben zu bearbeiten. Die Fallsituationen für 
die drei Aufsichtsarbeiten sollen insgesamt variiert 
werden in Bezug auf 


1. die Altersstufe, der die zu pflegenden Menschen 
angehören. 


2. das soziale und kulturelle Umfeld der oder des zu 
pflegenden Menschen, 


3. die Versorgungsbereiche, in denen die Fallsituati¬ 
onen verortet sind. 


In allen drei Aufsichtsarbeiten werden die Reflexion 
und Begründung des eigenen Handelns auf der Grund¬ 
lage von wissenschaftlichen Erkenntnissen geprüft. 
Die Aufsichtsarbeiten schließen jeweils das nach 
Absatz 2 zugeordnete Modul ab. 


(4) Die Aufsichtsarbeiten dauern jeweils min¬ 
destens 120 Minuten. Sie sind in der Regel an drei auf¬ 
einander folgenden Werktagen durchzuführen. Die 
Aufsichtsführenden werden von der Hochschule be¬ 
stellt. 


(5) Die Aufgaben für die Aufsichtsarbeiten wer¬ 
den auf Vorschlag der Hochschule durch die Vorsitzen¬ 
den des Prüfungsausschusses bestimmt. 


(6) Jede Aufsichtsarbeit ist von mindestens zwei 
Prüferinnen oder Prüfern zu benoten. Aus den Noten 
der Prüferinnen oder Prüfer bilden die Vorsitzenden 
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des Prüfungsausschusses im Benehmen mit den jewei¬ 
ligen Prüferinnen oder Prüfern die Note der einzelnen 
Aufsichtsarbeiten. 


(7) Der schriftliche Teil der staatlichen Prüfung 
ist bestanden, wenn jede der drei Aufsichtsarbeiten 
mindestens mit „ausreichend“ benotet wird. 


(8) Die Gesamtnote für den schriftlichen Teil 
der staatlichen Prüfung ermitteln die Vorsitzenden des 
Prüfungsausschusses aus den drei Noten der Aufsichts¬ 
arbeiten. Soweit die Module im Curriculum hinsicht¬ 
lich des Arbeitsaufwandes unterschiedlich gewichtet 
sind, ist dies bei der Ermittlung der Gesamtnote des 
schriftlichen Prüfungsteils zu berücksichtigen. 


§36 

§36 

Mündlicher Teil der Prüfung 

unverändert 

(1) Für den mündlichen Teil der Prüfung ist ein 
Modul oder sind Module zu folgenden Prüfungsberei¬ 
chen aus den Kompetenzbereichen III bis V der 
Anlage 5 festzulegen: 


1. verantwortliche Gestaltung und Mitgestaltung des 
intra- und interprofessionellen Handelns in unter¬ 
schiedlichen systemischen Kontexten und zur 
Weiterentwicklung der gesundheitlichen und 
pflegerischen Versorgung, 


2. Reflexion und Begründung des eigenen Handelns 
vor dem Hintergrund von Gesetzen, Verordnun¬ 
gen, ethischen Leitlinien und zur Mitwirkung an 
der Entwicklung und Implementierung von Qua¬ 
litätsmanagementkonzepten, Leitlinien und Ex¬ 
pertenstandards, 


3. Reflexion und Begründung des eigenen Handelns 
auf der Grundlage von wissenschaftlichen Er¬ 
kenntnissen und berufsethischen Werthaltungen 
und Einstellungen sowie zur Beteiligung an der 
Berufsentwicklung. 


(2) Im mündlichen Teil der Prüfung hat die zu 
prüfende Person berufliche Kompetenzen nachzuwei¬ 
sen. Die Prüfung schließt das nach Absatz 1 zugeord¬ 
nete Modul oder die zugeordneten Module ab. 


(3) Die drei Kompetenzbereiche der mündlichen 
Prüfung werden anhand von komplexen Aufgabenstel¬ 
lungen unter Berücksichtigung aktueller wissenschaft¬ 
licher Erkenntnisse geprüft. Die Prüfungsaufgabe be¬ 
steht in der Bearbeitung einer Fallsituation aus einem 
anderen Versorgungskontext als dem der praktischen 
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Prüfung und bezieht sich auch auf eine andere Alters¬ 
stufe der zu pflegenden Menschen. 


(4) Die zu prüfenden Personen werden einzeln 
oder zu zweit geprüft. Die Prüfung soll für jede zu prü¬ 
fende Person mindestens 30 Minuten und nicht länger 
als 45 Minuten dauern. Eine angemessene Vorberei¬ 
tungszeit unter Aufsicht ist zu gewähren. 


(5) Die Prüfung wird von mindestens zwei Prü¬ 
ferinnen oder Prüfern abgenommen und benotet. Die 
Vorsitzenden des Prüfungsausschusses sind berechtigt, 
sich an der Prüfung zu beteiligen und dabei selbst Prü¬ 
fungsfragen zu stellen. 


(6) Aus den Noten der Prüferinnen oder Prüfer 
bilden die Vorsitzenden des Prüfungsausschusses im 
Benehmen mit den Prüferinnen und Prüfern die Note 
für die in der Prüfung erbrachte Leistung. 


(7) Der mündliche Teil der Prüfung ist bestan¬ 
den, wenn die Prüfungsleistung mindestens mit „aus¬ 
reichend“ benotet wird. 


§37 

§37 

Praktischer Teil der Prüfung 

unverändert 

(1) Für den praktischen Teil der Prüfung ist ein 
eigenständiges Modul zu den Kompetenzbereichen I 
bis V der Anlage 5 festzulegen. 


(2) Der praktische Teil der Prüfung besteht aus 
einer Aufgabe der selbständigen, umfassenden und 
prozessorientierten Pflege und bezieht sich insbeson¬ 
dere auf die vorbehaltenen Tätigkeiten nach § 4 des 
Pflegeberufegesetzes. Die zu prüfende Person zeigt die 
erworbenen Kompetenzen im Bereich einer umfassen¬ 
den personenbezogenen Erhebung und Feststellung des 
individuellen Pflegebedarfs, der Planung und Gestal¬ 
tung der Pflege, der Durchführung der erforderlichen 
Pflege und der Evaluation des Pflegeprozesses ein¬ 
schließlich der Kommunikation und Beratung sowie in 
der Qualitätssicherung und in der intra- und interpro¬ 
fessionellen Zusammenarbeit und übernimmt in die¬ 
sem Rahmen alle anfallenden Aufgaben einer prozess¬ 
orientierten Pflege. Dabei stellt sie auch die Kompe¬ 
tenz unter Beweis, ihr Pflegehandeln wissenschaftsba¬ 
siert oder -orientiert zu begründen und zu reflektieren. 
Der praktische Teil der Prüfung schließt das Modul 
nach Absatz 1 ab. 
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(3) Die Prüfungsaufgabe soll insbesondere den 
Versorgungsbereich berücksichtigen, in dem die zu 
prüfende Person im Rahmen der praktischen Ausbil¬ 
dung den Vertiefungseinsatz nach § 6 Absatz 3 Satz 2 
des Pflegeberufegesetzes absolviert hat. Sie wird auf 
Vorschlag mindestens einer Prüferin oder eines Prüfers 
nach § 33 Absatz 1 Satz 2 Nummer 4 durch die Vorsit¬ 
zenden des Prüfungsausschusses bestimmt. 


(4) Die Prüfung findet in realen und hochkom¬ 
plexen Pflegesituationen statt. Sie erstreckt sich auf die 
Pflege von mindestens zwei Menschen, von denen ei¬ 
ner einen erhöhten Pflegebedarf und eine hochkom¬ 
plexe Pflegesituation aufweist. Die zu prüfenden Per¬ 
sonen werden einzeln geprüft. 


(5) Die Prüfung besteht aus der vorab zu erstel¬ 
lenden schriftlichen oder elektronischen Ausarbeitung 
des Pflegeplans (Vorbereitungsteil), einer Fallvorstel¬ 
lung mit einer Dauer von maximal 20 Minuten, der 
Durchführung der geplanten und situativ erforderlichen 
Pflegemaßnahmen und einem Reflexionsgespräch mit 
einer Dauer von maximal 20 Minuten. Mit der schrift¬ 
lichen oder elektronischen Ausarbeitung des Pflege¬ 
plans stellt die zu prüfende Person unter Beweis, dass 
sie in der Lage ist, das Pflegehandeln fall-, situations- 
und zielorientiert sowie wissenschaftsbasiert oder -ori¬ 
entiert zu strukturieren und zu begründen. Die Prüfung 
ohne den Vorbereitungsteil soll einschließlich des Re¬ 
flexionsgesprächs die Dauer von 240 Minuten nicht 
überschreiten und kann durch eine organisatorische 
Pause von maximal einem Werktag unterbrochen wer¬ 
den. Für den Vorbereitungsteil ist eine angemessene 
Vorbereitungszeit unter Aufsicht zu gewähren. 


(6) Die Prüfung wird von mindestens einer Prü¬ 
ferin oder einem Prüfer nach § 33 Absatz 1 Satz 2 
Nummer 3 und einer Prüferin oder einem Prüfer nach 
§ 33 Absatz 1 Satz 2 Nummer 4 abgenommen und be¬ 
notet. Die Vorsitzenden des Prüfungsausschusses sind 
berechtigt, sich an der Prüfung zu beteiligen und dabei 
selbst Prüfungsfragen zu stellen. 


(7) Aus den Noten der Prüferinnen oder Prüfer 
bilden die Vorsitzenden des Prüfungsausschusses im 
Benehmen mit den Prüferinnen und Prüfern die Note 
für die in der Prüfung erbrachte Leistung. 


(8) Der praktische Teil der Prüfung ist bestan¬ 
den, wenn die Prüfungsleistung mindestens mit „aus¬ 
reichend“ benotet wird. 
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§38 

§38 

Niederschrift, Rücktritt von der Prüfung, Ver¬ 
säumnisfolgen, Ordnungsverstöße und 

T äuschungsversuche, Prüfungsunterlagen 

unverändert 

Die §§ 18, 20 bis 23 sind entsprechend anzuwen¬ 
den. 


§39 

§39 

Bestehen und Wiederholung des staatlichen 
Prüfungsteüs 

unverändert 

(1) Die Beurteilung der Prüfungsleistungen er¬ 
folgt durch Noten. Die Benotung basiert auf einer Be¬ 
wertung der Prüfungsleistung in Bezug auf die voll¬ 
ständige Erfüllung der Prüfungsanforderungen. Es gilt 
das Notensystem nach § 17. 


(2) Die staatliche Prüfung zur Berufszulassung 
ist bestanden, wenn jeder der nach § 32 Absatz 1 vor¬ 
geschriebenen Prüfungsteile bestanden ist. Aus dem 
arithmetischen Mittel der drei Prüfungsteile wird eine 
Gesamtnote gebildet. 


(3) Jede Modulprüfung, die Teil der staatlichen 
Überprüfung ist, kann einmal wiederholt werden, wenn 
die zu prüfende Person die Note „mangelhaft“ oder 
„ungenügend“ erhalten hat. § 19 Absatz 4 ist entspre¬ 
chend anzuwenden. 


§40 

§40 

Erfolgreicher Abschluss der hochschulischen 
Pflegeausbildung, Zeugnis 

unverändert 

(1) Die hochschulische Pflegeausbildung ist er¬ 
folgreich abgeschlossen, wenn sowohl der hochschuli¬ 
sche als auch der staatliche Prüfungsteil bestanden 
sind. Ist die hochschulische Pflegeausbildung nicht ins¬ 
gesamt erfolgreich abgeschlossen worden, ist eine Er¬ 
laubniserteilung nach § 1 Absatz 1 des Pflegeberufege¬ 
setzes ausgeschlossen. 


(2) Das Zeugnis zur hochschulischen Pflegeaus¬ 
bildung stellt die Elochschule im Einvernehmen mit der 
zuständigen Behörde aus. Das Ergebnis der staatlichen 
Prüfung zur Berufszulassung wird im Zeugnis getrennt 
ausgewiesen und von der zuständigen Behörde unter¬ 
zeichnet. 
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§41 

§41 

Prüfung bei Modellvorhaben nach § 14 
des Pflegeberufegesetzes 

Prüfung bei Modellvorhaben nach § 14 
des Pflegeberufegesetzes 

Die Prüfung bei Ausbildungen nach § 14 des Pfle- 
geberufegesetzes, die im Rahmen der hochschulischen 
Pflegeausbildung stattfinden, ist an einer Hochschule 
abzulegen. § 24 Absatz 1 bis 5 ist entsprechend anzu¬ 
wenden. 

Die Prüfung bei Ausbildungen nach § 14 des Pfle¬ 
geberufegesetzes, die im Rahmen der hochschulischen 
Pflegeausbildung stattfinden, ist an einer Hochschule 
abzulegen. Für die Ausbildung nach § 14 des Pfle¬ 
geberufegesetzes gelten die Vorschriften dieses 
Teils zur staatlichen Prüfung, wobei die Ergän¬ 
zungen nach § 24 Absatz 1 bis 5 entsprechend an¬ 
zuwenden sind. 

Teil 4 

Teil 4 

Sonstige Vorschriften 

Sonstige Vorschriften 

Abschnitt 1 

Abschnitt 1 

Erlaubniserteilung 

unverändert 

§42 


Erlaubnisurkunde 


Sind die Voraussetzungen nach § 2 des Pflegebe¬ 
rufegesetzes für die Erteilung der Erlaubnis zum Füh¬ 
ren der Berufsbezeichnung nach § 1 Absatz 1 Satz 1 
des Pflegeberufegesetzes, nach § 1 Absatz 1 Satz 2 des 
Pflegeberufegesetzes, nach § 58 Absatz 1 des Pflege¬ 
berufegesetzes oder nach § 58 Absatz 2 des Pflegebe¬ 
rufegesetzes erfüllt, so stellt die zuständige Behörde 
die Erlaubnisurkunde nach dem Muster der Anlage 13 
aus. Für die Ausbildung nach Teil 2 des Pflegeberufe¬ 
gesetzes enthält die Urkunde nach § 1 Absatz 2 des 
Pflegeberufegesetzes einen Hinweis auf den nach § 7 
Absatz 4 Satz 1 des Pflegeberufegesetzes durchgeführ¬ 
ten Vertiefungseinsatz nach dem Muster der 
Anlage 14. 
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Abschnitt 2 

Abschnitt 2 

Anerkennung von ausländischen 
Berufsabschlüssen, erforderli¬ 
che Anpassungsmaßnahmen und 
Erbringung von Dienstleistun¬ 
gen 

Anerkennung von ausländischen 
Berufsabschlüssen, erforderli¬ 
che Anpassungsmaßnahmen und 
Erbringung von Dienstleistun¬ 
gen 

§43 

§43 

Allgemeines Verfahren, Bescheide, Fristen 

unverändert 

(1) Eine Person, die außerhalb des Geltungsbe¬ 
reiches des Pflegeberufegesetzes eine Ausbildung ab¬ 
solviert hat, kann bei der zuständigen Behörde beantra¬ 
gen, dass ihr die Erlaubnis erteilt wird, 


1. die Berufsbezeichnung „Pflegefachfrau“ oder 
„Pflegefachmann“ nach § 1 Absatz 1 des Pflege¬ 
berufegesetzes zu führen. 


2. die Berufsbezeichnung „Gesundheits- und Kin- 
derkrankenpflegerin“ oder „Gesundheits- und 
Kinderkrankenpfleger“ nach § 58 Absatz 1 des 
Pflegeberufegesetzes zu führen oder 


3. die Berufsbezeichnung „Altenpflegerin“ oder 
„Altenpfleger“ nach § 58 Absatz 2 des Pflegebe¬ 
rufegesetzes zu führen. 


(2) Die Erlaubnis wird erteilt, wenn die Voraus¬ 
setzungen nach § 2 des Pflegeberufegesetzes vorliegen. 
Nach Erlaubniserteilung führt die Person die Berufsbe¬ 
zeichnung „Pflegefachffau“ oder „Pflegefachmann“, 
„Gesundheits- und Kinderkrankenpflegerin“ oder „Ge¬ 
sundheits- und Kinderkrankenpfleger“ oder „Alten- 
pflegerin“ oder „Altenpfleger“. 


(3) Die zuständige Behörde hat über Anträge auf 
Erteilung einer Erlaubnis nach Absatz 1 kurzfristig, 
spätestens vier Monate nach Vorlage der vollständigen 
Unterlagen durch die antragstellende Person zu ent¬ 
scheiden. In den Fällen des § 41 Absatz 1 des Pflege¬ 
berufegesetzes hat die Entscheidung abweichend von 
Satz 1 spätestens drei Monate nach Vorlage der voll¬ 
ständigen Unterlagen durch die antragstellende Person 
zu erfolgen. 


(4) Stellt die Behörde hinsichtlich der Gleich¬ 
wertigkeit der Berufsqualifikation wesentliche Unter- 
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schiede fest, erteilt sie der antragstellenden Person ei¬ 
nen rechtsmittelfähigen Bescheid. Der Bescheid ent¬ 
hält folgende Angaben: 


1. das Niveau der in Deutschland verlangten Quali¬ 
fikation und das Niveau der von der antragstellen¬ 
den Person vorgelegten Qualifikation gemäß der 
Klassifizierung in Artikel 1 1 der Richtlinie 
2005/36/EG des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 7. September 2005 über die Aner¬ 
kennung von Berufsqualifikationen (ABI. L 255 
vom 30.9.2005, S. 22, L 271 vom 16.10.2007, 
S. 18) in der jeweils geltenden Fassung, 


2. die Themenbereiche oder Ausbildungsbestand¬ 
teile, bei denen wesentliche Unterschiede festge¬ 
stellt wurden. 


3. eine inhaltliche Erläuterung der wesentlichen Un¬ 
terschiede sowie eine Begründung, warum diese 
dazu führen, dass die antragstellende Person nicht 
in ausreichender Form über die Kompetenzen ver¬ 
fügt, die in Deutschland zur Ausübung des Berufs 
der Pflegefachffau oder des Pflegefachmanns, der 
Gesundheits- und Kinderkrankenpflegerin oder 
des Gesundheits- und Kinderkrankenpflegers 
oder der Altenpflegerin oder des Altenpflegers 
notwendig sind, und 


4. eine Begründung, warum die antragstellende Per¬ 
son die wesentlichen Unterschiede nicht durch 
Kompetenzen hat ausgleichen können, die sie im 
Sinne des § 40 Absatz 2 Satz 2 des Pflegeberufe¬ 
gesetzes im Rahmen ihrer nachgewiesenen Be¬ 
rufspraxis oder durch lebenslanges Lernen erwor¬ 
ben hat. 


§44 

§44 

Inhalt und Durchführung des Anpassungslehr¬ 
gangs nach § 40 Absatz 3 Satz 2 des Pflegeberufe¬ 
gesetzes 

unverändert 

(1) Ziel des Anpassungslehrgangs nach § 40 Ab¬ 
satz 3 Satz 2 des Pflegeberufegesetzes ist es, festzustel¬ 
len, dass die Teilnehmerin oder der Teilnehmer über 
die Kompetenzen verfügt, die zur Ausübung des Berufs 
der Pflegefachfrau oder des Pflegefachmanns, des Be¬ 
rufs der Gesundheits- und Kinderkrankenpflegerin 
oder des Gesundheits- und Kinderkrankenpflegers oder 
des Berufs der Altenpflegerin oder des Altenpflegers 
erforderlich sind. Die zuständige Behörde legt die 
Dauer und die Inhalte des Anpassungslehrgangs so 
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fest, dass das Ziel des Anpassungslehrgangs erreicht 
werden kann. 


(2) Der Anpassungslehrgang wird entsprechend 
dem Ziel des Anpassungslehrgangs in Form von theo¬ 
retischem und praktischem Unterricht, einer prakti¬ 
schen Ausbildung mit theoretischer Unterweisung oder 
beidem an Einrichtungen nach § 6 Absatz 2 oder Ab¬ 
satz 3 Satz 1 des Pflegeberufegesetzes oder an von der 
zuständigen Behörde als vergleichbar anerkannten Ein¬ 
richtungen durchgeführt. An der theoretischen Unter¬ 
weisung sollen Praxisanleiterinnen oder Praxisanleiter, 
die die Voraussetzungen nach § 4 Absatz 2 erfüllen, in 
angemessenem Umfang beteiligt werden. 


(3) Der Anpassungslehrgang nach § 40 Absatz 3 
Satz 2 des Pflegeberufegesetzes schließt mit einer Prü¬ 
fung über die vermittelten Kompetenzen in Form eines 
Abschlussgespräches ab. Das erfolgreiche Bestehen 
der Prüfung ist durch eine Bescheinigung nach dem 
Muster der Anlage 9 nachzuweisen. 


(4) Das Abschlussgespräch eines Anpassungs¬ 
lehrgangs nach § 40 Absatz 3 Satz 2 des Pflegeberufe¬ 
gesetzes wird von einer Fachprüferin oder einem Fach¬ 
prüfer nach § 10 Absatz 1 Satz 2 Nummer 3 gemein¬ 
sam mit der Lehrkraft oder der Praxisanleiterin oder 
dem Praxisanleiter nach Absatz 2 Satz 2, die den Teil¬ 
nehmer oder die Teilnehmerin während des Lehrgangs 
betreut hat, geführt. Ergibt sich in dem Abschlussge¬ 
spräch, dass die Teilnehmerin oder der Teilnehmer den 
Anpassungslehrgang nicht erfolgreich abgeleistet hat, 
entscheidet die Fachprüferin oder der Fachprüfer nach 
§ 10 Absatz 1 Satz 2 Nummer 3 im Benehmen mit der 
an dem Gespräch teilnehmenden Lehrkraft oder der 
Praxisanleiterin oder dem Praxisanleiter über eine an¬ 
gemessene Verlängerung des Anpassungslehrgangs. 
Eine Verlängerung ist nur einmal zulässig. Der Verlän¬ 
gerung folgt ein weiteres Abschlussgespräch. Kann 
auch nach dem Ergebnis dieses Gesprächs die Beschei¬ 
nigung nach Absatz 3 Satz 2 nicht erteilt werden, darf 
die Teilnehmerin oder der Teilnehmer den Anpas¬ 
sungslehrgang einmal wiederholen. 


§45 

§45 

Inhalt und Durchführung der Kenntnisprüfung 
nach § 40 Absatz 3 Satz 2 des Pflegeberufegesetzes 

Inhalt und Durchführung der Kenntnisprüfung 
nach § 40 Absatz 3 Satz 2 des Pflegeberufegesetzes 

(1) In der Kenntnisprüfung hat die zu prüfende 
Person nachzuweisen, dass sie über die Kompetenzen 
verfügt, die zur Ausübung des Berufs der Pflegefach- 

(1) unverändert 
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frau oder des Pflegefachmanns, des Berufs der Gesund- 
heits- und Kinderkrankenpflegerin oder des Gesund- 
heits- und Kinderkrankenpflegers oder des Berufs der 
Altenpflegerin oder des Altenpflegers erforderlich 
sind. Die Kenntnisprüfung umfasst einen mündlichen 
und einen praktischen Teil. Sie ist erfolgreich abge¬ 
schlossen, wenn die zu prüfende Person beide Prü¬ 
fungsteile bestanden hat. Gegenstand der Kenntnisprü¬ 
fung sind: 


1. bei Personen, die eine Erlaubnis nach § 1 Absatz 1 
des Pflegeberufegesetzes beantragen, die Kompe¬ 
tenzbereiche I bis V der Anlage 2, 


2. bei Personen, die eine Erlaubnis nach § 58 Ab¬ 
satz 1 des Pflegeberufegesetzes beantragen, die 
Kompetenzbereiche I bis V der Anlage 3, 


3. bei Personen, die eine Erlaubnis nach § 58 Ab¬ 
satz 2 des Pflegeberufegesetzes beantragen, die 
Kompetenzbereiche I bis V der Anlage 4. 


(2) Im mündlichen Teil der Prüfung ist eine 
komplexe Aufgabenstellung zu bearbeiten, die Anfor¬ 
derungen aus mindestens drei verschiedenen Kompe¬ 
tenzbereichen enthält. Die Prüfungsaufgabe besteht in 
der Bearbeitung einer Fallsituation aus einem anderen 
Versorgungskontext als dem der praktischen Prüfung 
und bezieht sich bei Personen, die eine Erlaubnis nach 
§ 1 Absatz 1 des Pflegeberufegesetzes beantragen, auf 
eine andere Altersstufe der zu pflegenden Menschen. 

(2) unverändert 

(3) Der mündliche Teil der Prüfung soll mindes¬ 
tens 45 und nicht länger als 60 Minuten dauern. Er wird 
von zwei Fachprüferinnen oder Fachprüfem, von de¬ 
nen eine Person die Voraussetzungen des § 10 Absatz 1 
Nummer 3 erfüllen muss, abgenommen und bewertet. 
Der mündliche Teil der Kenntnisprüfung ist erfolgreich 
abgeschlossen, wenn die Fachprüferinnen und Fach¬ 
prüfer in einer Gesamtbetrachtung die mit der Aufga¬ 
benstellung geforderten Kompetenzen aus den Kompe¬ 
tenzbereichen I bis V übereinstimmend mit „bestan¬ 
den“ bewerten. Das Bestehen setzt mindestens voraus, 
dass die Leistung der zu prüfenden Person trotz ihrer 
Mängel noch den Anforderungen genügt. Kommen die 
Fachprüferinnen oder Fachprüfer zu einer unterschied¬ 
lichen Bewertung, entscheidet die oder der Vorsitzende 
des Prüfungsausschusses nach Rücksprache mit den 
Fachprüferinnen oder Fachprüfern über das Bestehen. 

(3) unverändert 

(4) Im praktischen Teil der Kenntnisprüfung hat 
die zu prüfende Person in mindestens zwei und höchs¬ 
tens vier Pflegesituationen nachzuweisen, dass sie die 
vorbehaltenen Tätigkeiten wahrnehmen und damit die 
erforderlichen Pflegeprozesse und die Pflegediagnostik 

(4) unverändert 
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verantwortlich planen, organisieren, gestalten, durch¬ 
führen, steuern und evaluieren kann. Im Rahmen der 
pflegerischen Versorgung hat eine situationsangemes¬ 
sene Kommunikation mit den zu pflegenden Men¬ 
schen, ihren Bezugspersonen und den beruflich in die 
Versorgung eingebundenen Personen deutlich zu wer¬ 
den. Die zuständige Behörde legt einen Einsatzbereich, 
der im Sinne der Anlage 7 als Pflichteinsatz aufgeführt 
ist, sowie die Zahl der Pflegesituationen fest. 


(5) Der praktische Teil der Prüfung soll für jede 
Pflegesituation nicht länger als 120 Minuten dauern 
und als Patientenprüfung ausgestaltet sein. Sie wird 
von einer Fachprüferin oder einem Fachprüfer nach 
§ 10 Absatz 1 Nummer 3 und einer Fachprüferin oder 
einem Fachprüfer nach § 10 Absatz 1 Nummer 4 abge¬ 
nommen und bewertet. Während der Prüfung sind den 
Fachprüferinnen und Fachprüfern Nachfragen gestat¬ 
tet, die sich auf das praktische Vorgehen und insbeson¬ 
dere auf die vorbehaltenen Tätigkeiten im Rahmen des 
Pflegeprozesses beziehen. 

(5) unverändert 

(6) Der praktische Teil der Prüfung ist erfolg¬ 
reich abgeschlossen, wenn die Fachprüferinnen und 
Fachprüfer jede Pflegesituation übereinstimmend mit 
„bestanden“ bewerten. Das Bestehen setzt mindestens 
voraus, dass die Leistung der zu prüfenden Person trotz 
ihrer Mängel noch den Anforderungen genügt. Kom¬ 
men die Fachprüferinnen und Fachprüfer zu einer un¬ 
terschiedlichen Bewertung, entscheidet der oder die 
Vorsitzende des Prüfungsausschusses nach Rückspra¬ 
che mit den Fachprüferinnen und Fachprüfern über das 
Bestehen. 

(6) unverändert 

(7) Die Kenntnisprüfung soll mindestens zwei¬ 
mal j ährlich angeboten werden und darf im mündlichen 
Teil sowie in jeder Pflegesituation des praktischen 
Teils, die nicht bestanden wurde, einmal wiederholt 
werden. 

(7) unverändert 

(8) Die Kenntnisprüfung findet in Form einer 
staatlichen Prüfung vor einer staatlichen Prüfungskom¬ 
mission statt. Die Länder können zur Durchführung der 
Prüfungen die regulären Prüfungstermine der staatli¬ 
chen Prüfung nach § 9 Absatz 1 nutzen; sie haben da¬ 
bei sicherzustellen, dass antragstellende Personen die 
Prüfung innerhalb von sechs Monaten nach der Ent¬ 
scheidung nach § 43 Absatz 2 ablegen können. Soweit 
in diesem Abschnitt nichts anderes bestimmt ist, gelten 
die §§ 18, 20 bis 23 für die Durchführung der Kennt¬ 
nisprüfung entsprechend. 

(8) Die Kenntnisprüfung findet in Form einer 
staatlichen Prüfung vor einer staatlichen Prüfungskom¬ 
mission statt. Die Länder können zur Durchführung der 
Prüfungen die regulären Prüftmgstermine der staatli¬ 
chen Prüfung nach § 9 Absatz 1 nutzen; sie haben da¬ 
bei sicherzustellen, dass antragstellende Personen die 
Prüfung innerhalb von sechs Monaten nach der Ent¬ 
scheidung nach § 43 Absatz 4 ablegen können. Soweit 
in diesem Abschnitt nichts anderes bestimmt ist, gelten 
die §§ 18, 20 bis 23 für die Durchführung der Kennt- 
nisprüfung entsprechend. 
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(9) Über die bestandene Kenntnisprüfung wird 
eine Bescheinigung nach dem Muster der Anlage 10 
erteilt. 

(9) unverändert 

§46 

§46 

Inhalt und Durchführung des Anpassungslehr¬ 
gangs nach § 41 Absatz 2 Satz 4 oder Absatz 3 
Satz 2 des Pflegeberufegesetzes 

unverändert 

(1) Ziel des Anpassungslehrgangs nach § 41 Ab¬ 
satz 2 Satz 4 oder Absatz 3 Satz 2 des Pflegeberufege¬ 
setzes ist es, die von der zuständigen Behörde festge¬ 
stellten wesentlichen Unterschiede auszugleichen. Die 
zuständige Behörde legt die Dauer und die Inhalte des 
Anpassungslehrgangs so fest, dass das Ziel des Anpas¬ 
sungslehrgangs erreicht werden kann. 


(2) Der Anpassungslehrgang wird entsprechend 
dem Ziel des Anpassungslehrgangs in Form von theo¬ 
retischem und praktischem Unterricht, einer prakti¬ 
schen Ausbildung mit theoretischer Unterweisung oder 
beidem an Einrichtungen nach § 6 Absatz 2 oder Ab¬ 
satz 3 Satz 1 des Pflegeberufegesetzes oder an von der 
zuständigen Behörde als vergleichbar anerkannten Ein¬ 
richtungen durchgeführt. An der theoretischen Unter¬ 
weisung sollen Praxisanleiterinnen oder Praxisanleiter, 
die die Voraussetzungen nach § 4 Absatz 2 erfüllen, in 
angemessenem Umfang beteiligt werden. 


(3) Die Ableistung des Anpassungslehrgangs ist 
durch eine Bescheinigung nach dem Muster der 
Anlage 11 nachzuweisen. 


§47 

§47 

Inhalt und Durchführung der Eignungsprüfung 
nach § 41 Absatz 2 Satz 4 oder Absatz 3 Satz 2 
des Pflegeberufegesetzes 

Inhalt und Durchführung der Eignungsprüfung 
nach § 41 Absatz 2 Satz 4 oder Absatz 3 Satz 2 
des Pflegeberufegesetzes 

(1) In der Eignungsprüfung hat die zu prüfende 
Person nachzuweisen, dass sie über die zum Ausgleich 
der von der zuständigen Behörde festgestellten wesent¬ 
lichen Unterschiede erforderlichen Kompetenzen ver¬ 
fügt. 

(1) unverändert 

(2) Die Eignungsprüfung besteht aus einer prak¬ 
tischen Prüfung, die mit einem Prüfungsgespräch ver¬ 
bunden ist. Die zu prüfende Person hat in der prakti¬ 
schen Prüfung in mindestens zwei und höchstens vier 
Pflegesituationen nachzuweisen, dass sie die vorbehal¬ 
tenen Tätigkeiten wahrnehmen und damit die erforder- 

(2) unverändert 
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liehen Pflegeprozesse und die Pflegediagnostik verant¬ 
wortlich planen, organisieren, gestalten, durchführen, 
steuern und evaluieren kann. Im Rahmen der pflegeri¬ 
schen Versorgung hat eine situationsangemessene 
Kommunikation mit den zu pflegenden Menschen, ih¬ 
ren Bezugspersonen und den beruflich in die Versor¬ 
gung eingebundenen Personen deutlich zu werden. Die 
zuständige Behörde legt einen Einsatzbereich, der im 
Sinne der Anlage 7 als Pflichteinsatz aufgeführt ist, so¬ 
wie die Zahl der Pflegesituationen fest. Gemäß den 
festgestellten Unterschieden sind in der praktischen 
Prüfung nachzuweisen: 


1. von Personen, die eine Erlaubnis nach § 1 Ab¬ 
satz 1 des Pflegeberufegesetzes beantragen, die 
Kompetenzen aus den Kompetenzbereichen I bis 
V der Anlage 2, 


2. von Personen, die eine Erlaubnis nach § 58 Ab¬ 
satz 1 des Pflegeberufegesetzes beantragen, die 
Kompetenzen aus den Kompetenzbereichen I bis 
V der Anlage 3, 


3. von Personen, die eine Erlaubnis nach § 58 Ab¬ 
satz 2 des Pflegeberufegesetzes beantragen, Kom¬ 
petenzen aus den Kompetenzbereichen I bis V der 
Anlage 4. 


(3) Die Prüfung soll für jede Pflegesituation 
nicht länger als 120 Minuten dauern und als Patienten¬ 
prüfung ausgestaltet sein. Sie wird von einer Fachprü¬ 
ferin oder einem Fachprüfer nach § 10 Absatz 1 
Nummer 3 und einer Fachprüferin oder einem Fach¬ 
prüfer nach § 10 Absatz 1 Nummer 4 abgenommen 
und bewertet. Während der Prüfung sind den Fachprü- 
ferinnen und Fachprüfem Nachfragen gestattet, die 
sich auf das praktische Vorgehen und insbesondere auf 
die vorbehaltenen Tätigkeiten im Rahmen des Pflege¬ 
prozesses beziehen. 

(3) unverändert 

(4) Die Eignungsprüfung ist erfolgreich abge¬ 
schlossen, wenn die Fachprüferinnen und Fachprüfer 
jede Pflegesituation übereinstimmend mit „bestanden“ 
bewerten. Das Bestehen setzt mindestens voraus, dass 
die Leistung der zu prüfenden Person trotz ihrer Män¬ 
gel noch den Anforderungen genügt. Kommen die 
Fachprüferinnen und Fachprüfer zu einer unterschied¬ 
lichen Bewertung, entscheidet der oder die Vorsitzende 
des Prüfungsausschusses nach Rücksprache mit den 
Fachprüferinnen und Fachprüfern über das Bestehen. 

(4) unverändert 

(5) Die Eignungsprüfung soll mindestens zwei¬ 
mal jährlich angeboten werden und darf in jeder Pfle¬ 
gesituation, die nicht bestanden wurde, einmal wieder¬ 
holt werden. Über die bestandene Eignungsprüfung 

(5) unverändert 
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wird eine Bescheinigung nach dem Muster der 
Anlage 12 erteilt. 


(6) Die Eignungsprüfung findet in Form einer 
staatlichen Prüfung vor einer staatlichen Prüfungskom¬ 
mission statt. Die Länder können zur Durchführung der 
Prüfungen die regulären Prüfungstermine der staatli¬ 
chen Prüfung nach § 9 Absatz 1 nutzen; sie haben da¬ 
bei sicherzustellen, dass antragstellende Personen die 
Prüfung innerhalb von sechs Monaten nach der Ent¬ 
scheidung nach § 43 Absatz 1 ablegen können. Soweit 
in diesem Abschnitt nichts anderes bestimmt ist, gelten 
die §§ 18, 20 bis 23 für die Durchführung der Eig¬ 
nungsprüfung entsprechend. 

(6) Die Eignungsprüfung findet in Form einer 
staatlichen Prüfung vor einer staatlichen Prüfungskom¬ 
mission statt. Die Länder können zur Durchführung der 
Prüfungen die regulären Prüfungstermine der staatli¬ 
chen Prüfung nach § 9 Absatz 1 nutzen; sie haben da¬ 
bei sicherzustellen, dass antragstellende Personen die 
Prüfung innerhalb von sechs Monaten nach der Ent¬ 
scheidung nach § 43 Absatz 4 ablegen können. Soweit 
in diesem Abschnitt nichts anderes bestimmt ist, gelten 
die §§ 18, 20 bis 23 für die Durchführung der Eig¬ 
nungsprüfung entsprechend. 

§48 

§48 

Nachweis der Zuverlässigkeit und der gesundheit¬ 
lichen Eignung durch Inhaberinnen und Inhaber 
von Ausbildungsnachweisen aus einem anderen 
Mitgliedstaat der Europäischen Union oder einem 
anderen Vertragsstaat des Abkommens über den 
Europäischen Wirtschaftsraum 

unverändert 

(1) Eine Person, die über einen Ausbildungs¬ 
nachweis aus einem anderen Mitgliedstaat der Europä¬ 
ischen Union oder einem anderen Vertragsstaat des 
Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum 
verfügt und eine Erlaubnis nach § 1 Absatz 1, § 58 Ab¬ 
satz 1 oder Absatz 2 des Pflegeberufegesetzes bean¬ 
tragt, kann zum Nachweis, dass bei ihr die in § 2 Num¬ 
mer 2 des Pflegeberufegesetzes genannte Vorausset¬ 
zung vorliegt, eine von der zuständigen Behörde ihres 
Herkunftsmitgliedstaates ausgestellte entsprechende 
Bescheinigung oder einen von einer solchen Behörde 
ausgestellten Strafregisterauszug oder, wenn ein sol¬ 
cher nicht beigebracht werden kann, einen gleichwerti¬ 
gen Nachweis vorlegen. Hat die für die Erteilung der 
Erlaubnis zuständige Behörde berechtigte Zweifel, 
kann sie von der zuständigen Behörde eines Mitglied¬ 
staates eine Bestätigung verlangen, aus der sich ergibt, 
dass der antragstellenden Person die Ausübung des Be¬ 
rufs, der dem der Pflegefachfrau oder des Pflegefach¬ 
manns, der Gesundheits- und Kinderkrankenpflegerin 
oder des Gesundheits- und Kinderkrankenpflegers oder 
der Altenpflegerin oder des Altenpflegers entspricht, 
nicht auf Gmnd eines schwerwiegenden standeswidri¬ 
gen Verhaltens oder einer Verurteilung wegen strafba¬ 
rer Handlungen dauerhaft oder vorübergehend unter¬ 
sagt worden ist. 
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(2) Hat die für die Erteilung der Erlaubnis zu¬ 
ständige Behörde von Tatsachen Kenntnis, die außer¬ 
halb des Geltungsbereichs des Pflegeberufegesetzes 
eingetreten sind und im Hinblick auf die Voraussetzun¬ 
gen des § 2 Nummer 2 des Pflegeberufegesetzes von 
Bedeutung sein können, so hat sie die zuständige Stelle 
des Herkunftsmitgliedstaates zu unterrichten und sie zu 
bitten, diese Tatbestände zu überprüfen und ihr das Er¬ 
gebnis und die Folgerungen, die sie hinsichtlich der 
von ihr ausgestellten Bescheinigungen und Nachweise 
daraus zieht, mitzuteilen. 


(3) Werden von der zuständigen Stelle des Her¬ 
kunftsmitgliedstaates die in Absatz 1 Satz 1 genannten 
Bescheinigungen nicht ausgestellt oder die nach Ab¬ 
satz 1 Satz 2 oder nach Absatz 2 nachgefragten Mittei¬ 
lungen innerhalb von zwei Monaten nicht gemacht, 
kann die antragstellende Person sie durch Vorlage einer 
Bescheinigung über die Abgabe einer eidesstattlichen 
Erklämng gegenüber der zuständigen Behörde des 
Herkunftsmitgliedstaates ersetzen. 


(4) Eine antragstellende Person nach Absatz 1 
kann zum Nachweis, dass bei ihr die in § 2 Nummer 3 
des Pflegeberufegesetzes genannte Voraussetzung vor¬ 
liegt, einen entsprechenden Nachweis ihres Herkunfts¬ 
mitgliedstaates vorlegen. Wird im Herkunftsmitglied¬ 
staat ein solcher Nachweis nicht verlangt, ist eine von 
einer zuständigen Behörde dieses Staates ausgestellte 
Bescheinigung anzuerkennen, aus der sich ergibt, dass 
die in § 2 Nummer 3 des Pflegeberufegesetzes ge¬ 
nannte Voraussetzung erfüllt ist. 


(5) Die für die Erteilung der Erlaubnis zustän¬ 
dige Behörde behandelt die in den Absätzen 1,2 und 4 
genannten Bescheinigungen und Mitteilungen vertrau¬ 
lich. Die Bescheinigungen und Mitteilungen dürfen 
von der zuständigen Behörde der Beurteilung nur zu¬ 
grunde gelegt werden, wenn der Zeitpunkt, zu dem sie 
ausgestellt worden sind, höchstens drei Monate zurück¬ 
liegt. 


(6) Die Absätze 1 bis 5 gelten entsprechend für 
Inhaberinnen und Inhaber von Drittstaatsdiplomen, für 
deren Anerkennung sich nach dem Recht der Europäi¬ 
schen Union eine Gleichstellung ergibt. 
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§49 

§49 

Verfahren bei Erbringung von Dienstleistungen 
durch Inhaberinnen und Inhaber von Ausbil¬ 
dungsnachweisen aus einem anderen Mitgliedstaat 
der Europäischen Union oder einem anderen Ver¬ 
tragsstaat des Abkommens über den Europäischen 
Wirtschaftsraum 

unverändert 

(1) Die zuständige Behörde hat die Person, die 
beabsichtigt, eine Dienstleistung im Sinne des § 44 Ab¬ 
satz 1 oder 2 des Pflegeberufegesetzes zu erbringen, 
und dies erstmalig anzeigt, binnen eines Monats nach 
Eingang der Meldung und der Begleitdokumente über 
das Ergebnis ihrer Prüfung gemäß § 46 Absatz 3 des 
Pflegeberufegesetzes zu unterrichten. In der Unterrich¬ 
tung teilt die Behörde der Person mit, ob sie der Person 
erlaubt, die Dienstleistung zu erbringen, oder von ihr 
verlangt, eine Eignungsprüfung nach § 47 abzulegen. 


(2) Ist der zuständigen Behörde in besonderen 
Ausnahmefällen nicht möglich, die Prüfung nach § 46 
Absatz 3 des Pflegeberufegesetzes innerhalb eines Mo¬ 
nats vorzunehmen, teilt sie der Person innerhalb dieser 
Frist die Gründe der Verzögemng mit. Die zuständige 
Behörde hat die der Verzögemng zugmnde liegenden 
Schwierigkeiten binnen eines Monats nach dieser Mit¬ 
teilung zu beheben. Die zuständige Behörde unterrich¬ 
tet spätestens innerhalb von zwei Monaten nach Behe¬ 
bung der Schwierigkeiten die Person über das Ergebnis 
ihrer Prüfung nach § 46 Absatz 3 des Pflegebemfege- 
setzes. 


(3) Bleibt eine Reaktion der zuständigen Be¬ 
hörde in den in Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 Satz 1 
und 3 genannten Fristen aus, so darf die Dienstleistung 
erbracht werden. 


(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten entsprechend für 
Inhaberinnen und Inhaber von Drittstaatsdiplomen, für 
deren Anerkennung sich nach dem Recht der Europäi¬ 
schen Union eine Gleichstellung ergibt. 
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Abschnitt 3 

Abschnitt 3 

Fachkommission und Bundesin¬ 
stitut für Berufsbildung 

unverändert 

§50 


Aufgaben der Fachkommission 


Die Fachkommission übernimmt die ihr nach dem 
Pflegeberufegesetz zugewiesenen Aufgaben. Sie 


1. erarbeitet für die berufliche Ausbildung in der 
Pflege nach Teil 2 des Pflegeberufegesetzes unter 
Berücksichtigung der in Teil 5 des Pflegeberufe¬ 
gesetzes geregelten Möglichkeit gesonderter 
Berufsabschlüsse einen Rahmenlehrplan für den 
theoretischen und praktischen Unterricht und ei¬ 
nen Rahmenausbildungsplan für die praktische 
Ausbildung als Bestandteile integrierter Bil¬ 
dungspläne, 


2. überprüft die Rahmenpläne nach Nummer 1 kon¬ 
tinuierlich auf ihre Aktualität und passt sie gege¬ 
benenfalls an, 


3. kann für die erweiterte Ausbildung nach § 14 des 
Pflegeberufegesetzes und § 37 Absatz 5 in Ver¬ 
bindung mit § 14 des Pflegeberufegesetzes stan¬ 
dardisierte Module entwickeln. 


§51 


Erarbeitung und Inhalte der Rahmenpläne 


(1) Die Fachkommission erarbeitet die Rahmen¬ 
pläne auf der Grundlage der in den Anlagen 1 bis 4 die¬ 
ser Verordnung beschriebenen Kompetenzen, die in 
den beruflichen Pflegeausbildungen vermittelt werden 
sollen. Die in Anlage 6 festgelegte Stundenverteilung 
für den theoretischen und praktischen Unterricht legt 
die Fachkommission dem Rahmenlehrplan und die in 
Anlage 7 festgelegte Stundenverteilung für die prakti¬ 
sche Ausbildung legt sie dem Rahmenausbildungsplan 
zugrunde. 


(2) Im Rahmenlehrplan und Rahmenausbil¬ 
dungsplan werden kompetenzorientierte und fächerin- 
tegrative Curriculumeinheiten mit Ziel- und Inhalts¬ 
empfehlungen für den theoretischen und praktischen 
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Unterricht sowie für die praktische Ausbildung festge¬ 
legt. Im Rahmenlehrplan kann die Fachkommission 
unterschiedliche vertiefende Angebote hinsichtlich 
spezifischer Fallsituationen und Zielgruppen im Pfle¬ 
gealltag berücksichtigen. 


(3) Die Rahmenpläne haben empfehlende Wir¬ 
kung. 


§52 


Überprüfung und Anpassung der Rahmenpläne 


(1) Die Fachkommission überprüft die Rahmen¬ 
pläne mindestens alle fünf Jahre. Das Bundesministe¬ 
rium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend und das 
Bundesministerium für Gesundheit können eine Über¬ 
prüfung jederzeit gemeinsam veranlassen. Die Fach¬ 
kommission schließt das Verfahren zur Prüfung und 
gegebenenfalls Anpassung der Rahmenpläne in diesen 
Fällen innerhalb von neun Monaten ab. 


(2) Die Fachkommission legt die Rahmenpläne 
oder das Ergebnis einer späteren Überprüfung dem 
Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend und dem Bundesministerium für Gesundheit 
zur Prüfüng der Vereinbarkeit mit dem Pflegeberafe- 
gesetz vor. Die Bundesministerien schließen die Prü¬ 
fung innerhalb von drei Monaten ab. 


(3) Stellen das Bundesministerium für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend und das Bundesministe¬ 
rium für Gesundheit gemeinsam fest, dass die Rahmen¬ 
pläne nicht mit dem Pflegeberufegesetz zu vereinbaren 
sind, überarbeitet die Fachkommission ihre Empfeh¬ 
lungen unter Beachtung der Feststellungen der beiden 
Bundesministerien innerhalb von drei Monaten. 


§53 


Mitgliedschaft in der Fachkommission 


(1) Das Bundesministerium für Familie, Senio¬ 
ren, Frauen und Jugend und das Bundesministerium für 
Gesundheit berufen gemeinsam im Benehmen mit den 
Ländern bis zu elf Expertinnen und Experten zu Mit¬ 
gliedern der Fachkommission. Bei der Berufung ist da¬ 
für Sorge zu tragen, dass die verschiedenen Versor¬ 
gungsbereiche der Pflege angemessen berücksichtigt 
werden. 
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(2) Die Tätigkeit in der Fachkommission wird 
ehrenamtlich ausgeübt. Die Mitglieder sind zur Ver¬ 
schwiegenheit verpflichtet. Für die Ausübung der eh¬ 
renamtlichen Tätigkeit und die Verschwiegenheits¬ 
pflicht gelten die §§ 83 und 84 des Verwaltungsverfah¬ 
rensgesetzes entsprechend. 


(3) Die Mitgliedschaft in der Fachkommission 
ist an die Person gebunden. Sie beginnt, sofern die Per¬ 
son der Berufung zustimmt, zu dem im Berufungs¬ 
schreiben hierfür angegebenen Zeitpunkt oder, wenn 
ein solcher nicht angegeben ist, mit der Bekanntgabe 
des Berufungsschreibens an den Adressaten. 


(4) Die Mitgliedschaft endet mit der Beendigung 
des jeweiligen Einsetzungszeitraumes der Fachkom¬ 
mission. Ein Mitglied kann schriftlich oder elektro¬ 
nisch mit einer Frist von drei Monaten dem Bundesmi¬ 
nisterium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
oder dem Bundesministerium für Gesundheit gegen¬ 
über sein Ausscheiden aus der Fachkommission erklä¬ 
ren. Die Wiederberufung ist zulässig. 


(5) Verletzt ein Mitglied seine Pflichten nach 
dem Pflegeberufegesetz, nach dieser Verordnung oder 
nach der Geschäftsordnung gröblich oder kommt es 
dauerhaft seinen Aufgaben nicht nach, kann es durch 
das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend und das Bundesministerium für Gesundheit 
gemeinsam abbemfen werden. 


(6) Scheidet ein Mitglied vorzeitig aus der Fach¬ 
kommission aus, so wird ein neues Mitglied bis zur Be¬ 
endigung des jeweiligen Einsetzungszeitraumes der 
Fachkommission bemfen. Das Bundesministerium für 
Familie, Senioren, Frauen und Jugend und das Bundes¬ 
ministerium für Gesundheit hören die Fachkommission 
an, bevor sie ein neues Mitglied berufen. 


§54 


Vorsitz, Vertretung 


(1) Die Mitglieder der Fachkommission wählen 
aus ihrer Mitte ein Mitglied, das den Vorsitz über¬ 
nimmt, und ein Mitglied, das die Vertretung des Vor¬ 
sitzes übernimmt. § 92 Absatz 1 und 2 des Verwal¬ 
tungsverfahrensgesetzes gilt entsprechend. 


(2) Der Vorsitz endet spätestens mit der Mit¬ 
gliedschaft des Mitglieds, das das Amt innehat. Glei¬ 
ches gilt für die Vertretung des Vorsitzes. Der Rücktritt 
von dem Vorsitz oder von der Vertretung des Vorsitzes 
ist zulässig. In diesem Fall ist Absatz 1 anzuwenden. 
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§55 


Sachverständige, Gutachten 


(1) Die Fachkommission kann im Rahmen der 
verfügbaren Haushaltsmittel schriftlich beschließen, zu 
einzelnen Beratungsthemen Sachverständige hinzuzu¬ 
ziehen oder Gutachten, Expertisen oder Studien einzu¬ 
holen, soweit dies im Einzelfall erforderlich ist. 


(2) Der Beschluss bedarf einer Begründung, aus 
der sich die tragenden Erwägungen und die fachliche 
Notwendigkeit für die jeweilige Maßnahme ergeben. 
Er ist der Geschäftsstelle sowie dem Bundesministe¬ 
rium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend und 
dem Bundesministerium für Gesundheit schriftlich be¬ 
kannt zu geben. 


(3) Für die Umsetzung des Beschlusses ist die 
Geschäftsstelle zuständig. Diese prüft, ob Rechts¬ 
gründe entgegenstehen. 


(4) Für die Sachverständigen gelten die Pflich¬ 
ten zur Verschwiegenheit nach § 53 Absatz 2 Satz 2 
entsprechend. Zum Schutz vor Interessenkonflikten 
und zur Vermeidung der Besorgnis der Befangenheit 
sind die §§20 und 21 des Verwaltungsverfahrensgeset¬ 
zes entsprechend anzuwenden. Hierauf sind Sachver¬ 
ständige vor Beginn ihrer Tätigkeit für die Fachkom¬ 
mission in geeigneter Form hinzuweisen. 


§56 


Geschäftsordnung 


(1) Die Fachkommission übermittelt innerhalb 
von vier Wochen ab der Bemfung aller Mitglieder der 
Fachkommission nach § 53 Absatz 1 den Entwurf einer 
Geschäftsordnung an das Bundesministerium für Fa¬ 
milie, Senioren, Frauen und Jugend und das Bundesmi¬ 
nisterium für Gesundheit zur Zustimmung. 


(2) Die Geschäftsordnung regelt insbesondere 
das Nähere zur Einbemfung, Vorbereitung und Durch¬ 
führung der Sitzungen der Fachkommission sowie zu 
den Aufgaben der am Bundesinstitut für Berufsbildung 
angesiedelten Geschäftsstelle nach § 53 Absatz 5 des 
Pflegeberufegesetzes. 


(3) Die Fachkommission kann sich in jedem 
weiteren Einsetzungszeitraum eine neue Geschäftsord¬ 
nung nach Maßgabe des Absatzes 1 geben. Die vorhe¬ 
rige Geschäftsordnung bleibt bis zu dem Zeitpunkt in 
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Kraft, ab dem das Bundesministerium für Familie, Se¬ 
nioren, Frauen und Jugend und das Bundesministerium 
für Gesundheit die jeweils neue Geschäftsordnung ge¬ 
meinsam genehmigen. 


§57 


Aufgaben der Geschäftsstelle 


Die beim Bundesinstitut für Berufsbildung ange¬ 
siedelte Geschäftsstelle unterstützt die Fachkommis¬ 
sion bei ihrer Arbeit. Sie übernimmt die administrati¬ 
ven Aufgaben für die Fachkommission. 


§58 


Sitzungen der Fachkommission 


(1) Die Beratungen der Fachkommission sind 
nicht öffentlich. 


(2) Das Bundesministerium für Familie, Senio¬ 
ren, Frauen und Jugend und das Bundesministerium für 
Gesundheit, die oder der Bevollmächtigte der Bundes¬ 
regierung für Pflege sowie jeweils eine Vertreterin oder 
ein Vertreter der Arbeits- und Sozialministerkonferenz, 
der Gesundheitsministerkonferenz und der Kultusmi¬ 
nisterkonferenz der Länder können beratend an den Sit¬ 
zungen der Fachkommission teilnehmen. 


§59 


Reisen und Abfindungen 


Die Erstattung von Reisekosten und sonstigen Ab¬ 
findungen für Mitglieder richtet sich nach den Richtli¬ 
nien für die Abfindung der Mitglieder von Beiräten, 
Ausschüssen, Kommissionen und ähnlichen Einrich¬ 
tungen im Bereich des Bundes (GMB1 2002 S. 92) in 
der jeweils geltenden Fassung. 


§60 


Aufgaben des Bundesinstituts für Berufsbildung 


(1) Das Bundesinstitut für Berufsbildung berät 
und informiert über die berufliche Ausbildung und die 
hochschulische Ausbildung, insbesondere die Pflege¬ 
schulen, die Träger der praktischen Ausbildung sowie 
die weiteren an der Ausbildung beteiligten Einrichtun¬ 
gen und die Hochschulen. 
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(2) Das Bundesinstitut für Berufsbildung baut 
unterstützende Angebote und Strukturen zur Organisa¬ 
tion der beruflichen Ausbildung und der hochschuli¬ 
schen Ausbildung auf. Zu den Aufgaben zählen insbe¬ 
sondere 


1. die Erarbeitung von Konzepten zur Umsetzung 
der Ausbildung und Unterstützung bei der Umset¬ 
zung, 


2. der Aufbau und die Unterstützung von Netzwer¬ 
ken, Lemortkooperationen und Ausbildungsver¬ 
bünden zwischen den Pflegeschulen, den Trägern 
der praktischen Ausbildung sowie den weiteren an 
der Ausbildung beteiligten Einrichtungen und den 
Hochschulen und 


3. die Beratung über Kooperationsverträge nach den 
§§ 8 und 31 Absatz 2. 


(3) Soweit das Bundesamt für Familie und zivil¬ 
gesellschaftliche Aufgaben die Aufgabe übernimmt, 
unmittelbare Beratungs-, Informations- und Unterstüt¬ 
zungsangebote nach den Absätzen 1 und 2 vor Ort zu 
gewährleisten, stimmen sich das Bundesamt für Fami¬ 
lie und zivilgesellschaftliche Aufgaben und das Bun¬ 
desinstitut für Berufsbildung bei der Wahrnehmung ih¬ 
rer Aufgaben untereinander ab. 


(4) Das Bundesinstitut für Berufsbildung über¬ 
nimmt zur Unterstützung der Arbeit der Fachkommis¬ 
sion die Aufgabe der Forschung zur beruflichen Aus¬ 
bildung und zur hochschulischen Ausbildung und zum 
Pflegeberuf. Es erstattet dem Bundesministerium für 
Familie, Senioren, Frauen und Jugend und dem Bun¬ 
desministerium für Gesundheit hierzu einmal jährlich 
Bericht. Die Forschung wird auf der Grundlage eines 
in der Regel jährlichen Forschungsprogramms durch¬ 
geführt. Das Forschungsprogramm bedarf der Geneh¬ 
migung des Bundesministeriums für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend und des Bundesministeriums für 
Gesundheit. 


(5) Das Bundesinstitut für Berufsbildung entwi¬ 
ckelt unter Beteiligung der Fachkommission den Mus¬ 
terentwurf zum Ausbildungsnachweis für die prakti¬ 
sche Ausbildung gemäß § 3 Absatz 5 Satz 1. 


(6) Das Bundesinstitut für Berufsbildung führt 
ein Monitoring zur Umsetzung der beruflichen und der 
hochschulischen Ausbildung in der Pflege durch. Es er¬ 
stattet dem Bundesministerium für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend und dem Bundesministerium für 
Gesundheit hierzu einmal jährlich Bericht. 
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(7) Das Bundesministerium für Familie, Senio¬ 
ren, Frauen und Jugend und das Bundesministerium für 
Gesundheit können das Bundesinstitut für Berufsbil¬ 
dung im Einvernehmen mit dem Bundesministerium 
für Bildung und Forschung mit der Erstellung von Son¬ 
dergutachten und Stellungnahmen beauftragen. 


(8) Das Bundesinstitut für Berufsbildung unter¬ 
liegt bei der Erfüllung seiner Aufgaben nach dieser 
Verordnung den Weisungen des Bundesministeriums 
für Familie, Senioren, Frauen und Jugend und des Bun¬ 
desministeriums für Gesundheit. 


Abschnitt 4 

Abschnitt 4 

Übergangs- und Schlussvor¬ 
schriften 

unverändert 

§61 


Übergangsvorschriften 


(1) Für Ausbildungen, die nach dem Kranken¬ 
pflegegesetz vor Ablauf des 31. Dezember 2019 be¬ 
gonnen wurden, ist bis zum 31. Dezember 2024 die 
Ausbildungs- und Prüfüngsverordnung für die Berufe 
in der Krankenpflege in der am 31. Dezember 2019 gel¬ 
tenden Fassung anzuwenden. 


(2) Für Ausbildungen, die nach dem Altenpfle¬ 
gegesetz vor Ablauf des 31. Dezember 2019 begonnen 
wurden, ist bis zum 31. Dezember 2024 die Ausbil¬ 
dungs- und Prüfüngsverordnung für den Beruf der Al¬ 
tenpflegerin und des Altenpflegers in der am 31. De¬ 
zember 2019 geltenden Fassung anzuwenden. 


§62 

§62 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

(1) Die §§ 50 bis 60 treten am Tag nach der Ver¬ 
kündung in Kraft. Im Übrigen tritt diese Verordnung 
am 1. Januar 2020 in Kraft. 

(1) Die §§50 bis 60 treten am Tag nach der Ver¬ 
kündung in Kraft. Im Übrigen tritt diese Verordnung 
am 1. Januar 2020 in Kraft. 

(2) Die Ausbildungs- und Prüfüngsverordnung 
für den Beruf der Altenpflegerin und des Altenpflegers 
und die Ausbildungs- und Prüfungsverordnung für die 
Berufe in der Krankenpflege treten am 31. Dezember 
2019 außer Kraft. 

(2) Die Ausbildungs- und Prüfüngsverordnung 
für den Beruf der Altenpflegerin und des Altenpflegers 
und die Ausbildungs- und Prüfüngsverordnung für die 
Berufe in der Krankenpflege treten am 31. Dezember 
2019 außer Kraft. 
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Anlage 1 

Anlage 1 

(zu § 7 Satz 2) 

(zu § 7 Satz 2) 

Kompetenzen für die Zwischenprüfung 
nach § 7 

unverändert 

1. Pflegeprozesse und Pflegediagnostik in 
akuten und dauerhaften Pflegesituationen 
verantwortlich planen, organisieren, ge¬ 
stalten, durchführen, steuern und evaluie¬ 
ren. 


1. Die Pflege von Menschen aller Altersstufen 

verantwortlich planen, organisieren, gestal¬ 
ten, durchführen, steuern und evaluieren. 

Die Auszubildenden 

a) verfügen über ein grundlegendes Ver¬ 
ständnis von zentralen Theorien und 
Modellen zum Pflegeprozess und nut¬ 
zen diese zur Planung von Pflegepro¬ 
zessen bei Menschen aller Altersstufen, 

b) beteiligen sich an der Organisation 
und Durchführung des Pflegeprozes¬ 
ses, 

c) nutzen ausgewählte Assessmentverfah¬ 
ren und beschreiben den Pflegebedarf 
unter Verwendung von pflegediagnos¬ 
tischen Begriffen, 

d) schätzen häufig vorkommende Pfle¬ 
geanlässe und Pflegebedarf in unter¬ 
schiedlichen Lebens- und Entwick¬ 
lungsphasen in akuten und dauerhaften 
Pflegesituationen ein, 

e) schlagen Pflegeziele vor, setzen gesi¬ 
cherte Pflegemaßnahmen ein und eva¬ 
luieren gemeinsam die Wirksamkeit 
der Pflege, 

f) dokumentieren durchgeführte Pflege¬ 
maßnahmen und Beobachtungen in der 
Pflegedokumentation auch unter Zuhil¬ 
fenahme digitaler Dokumentationssys¬ 
teme und beteiligen sich auf dieser 
Grundlage an der Evaluation des Pfle¬ 
geprozesses, 

g) integrieren in ihr Pflegehandeln le¬ 
bensweltorientierte Angebote zur Aus¬ 
einandersetzung mit und Bewältigung 
von Pflegebedürftigkeit und ihren Fol¬ 
gen, 
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h) reflektieren den Einfluss der unter¬ 
schiedlichen ambulanten und stationä¬ 
ren Versorgungskontexte auf die Pfle- 
geprozessgesta l tung. 

2. Pflegeprozesse und Pflegediagnostik bei 
Menschen aller Altersstufen mit gesund¬ 
heitlichen Problemlagen planen, organisie¬ 
ren, gestalten, durchführen, steuern und 
evaluieren unter dem besonderen Fokus 
von Gesundheitsförderung und Prävention. 

Die Auszubildenden 

a) erheben pflegebezogene Daten von 
Menschen aller Altersstufen mit ge¬ 
sundheitlichen Problemlagen sowie zu¬ 
gehörige Ressourcen und Widerstands¬ 
faktoren, 

b) interpretieren und erklären die vorlie¬ 
genden Daten bei Menschen mit über¬ 
schaubaren Pflegebedarfen und ge¬ 
sundheitsbedingten Einschränkungen 
anhand von grundlegenden pflege- und 
bezugswissenschaftlichen Erkenntnis¬ 
sen, 

c) setzen geplante kurative und präven¬ 
tive Pflegeinten>entionen sowie Inter¬ 
ventionen zur Förderung von Gesund¬ 
heit um, 

d) beziehen Angehörige in ihre pflegeri¬ 
sche Versorgung von Menschen aller 
Altersstufen ein, 

e) nehmen Hinweiszeichen auf mögliche 
Gewaltausübung wahr und geben ent¬ 
sprechende Beobachtungen weiter, 

f) verfügen über ein grundlegendes Ver¬ 
ständnis zu physischen, psychischen 
und psychosomatischen Zusammen¬ 
hängen, die pflegerisches Handeln be¬ 
gründen, 

g) erschließen sich neue Informationen zu 
den Wissensbereichen der Pflege, Ge¬ 
sundheitsförderung und Medizin. 
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3. Pflegeprozesse und Pflegediagnostik von 
Menschen aller Altersstufen in hoch belas¬ 
teten und kritischen Lebenssituationen ver¬ 
antwortlich planen, organisieren, gestalten, 
durchführen, steuern und evaluieren. 

Die Auszubildenden 

a) pflegen, begleiten und unterstützen 
Menschen aller Altersstufen in Phasen 
fortschreitender Demenz oder schwe¬ 
rer chronischer Krankheitsverläufe, 

b) verfügen über grundlegendes Wissen 
zu Bewältigungsformen und Unterstüt¬ 
zungsangeboten für Familien in ent- 
wicklungs- oder gesundheitsbedingten 
Lebenskrisen, 

c) beteiligen sich an der Durchführung 
eines individualisierten Pflegeprozes¬ 
ses bei schwerstkranken und sterben¬ 
den Menschen in verschiedenen Hand¬ 
lungsfeldern, 

d) begleiten schwerstkranke und ster¬ 
bende Menschen, respektieren deren 
spezifische Bedürfnisse auch in religiö¬ 
ser Hinsicht und wirken mit bei der 
Unterstützung von Angehörigen zur 
Bewältigung und Verarbeitung von 
Verlust und Trauer, 

e) verfügen über grundlegendes Wissen 
zu den spezifischen Schwerpunkten 
palliativer Versorgungsangebote. 

4. In lebensbedrohlichen sowie in Krisen¬ 
oder Katastrophensituationen zielgerichtet 
handeln. 

Die Auszubildenden 

a) treffen in lebensbedrohlichen Situatio¬ 
nen erforderliche Interventionsent¬ 
scheidungen und leiten lebenserhal¬ 
tende Sofortmaßnahmen bis zum Ein¬ 
treffen der Ärztin oder des Arztes ein, 

b) koordinieren den Einsatz der Ersthel¬ 
ferinnen oder Ersthelfer bis zum Ein¬ 
treffen der Ärztin oder des Arztes, 

c) erkennen Notfallsituationen in Pflege- 
und Gesundheitseinrichtungen und 
handeln nach den Vorgaben des Not¬ 
fallplanes und der Notfall-Evakuie¬ 
rung. 
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5 . Menschen aller Altersstufen bei der Le¬ 
bensgestaltung unterstützen, begleiten und 
beraten. 


Die Auszubildenden 


a) 

erheben soziale und biografische In¬ 
formationen des zu pflegenden Men¬ 
schen und seines familiären Umfeldes 
und identifizieren Ressourcen in der 
Lebens- und Entwicklungsgestaltung, 


b) 

nutzen Angebote fiir Menschen ver¬ 
schiedener Altersgruppen zur sinnstif¬ 
tenden Aktivität, zur kulturellen Teil¬ 
habe, zum Lernen und Spielen und för¬ 
dern damit die Lebensqualität und die 
umfassende Entwicklung in der Le¬ 
bensspanne, 


c) 

berücksichtigen bei der Planung und 
Gestaltung von Alltagsaktivitäten die 
Bedürfnisse und Erwartungen, die kul¬ 
turellen und religiösen Kontexte sowie 
die Lebens- und Entwicklungsphase 
der zu pflegenden Menschen, 


d) 

identifizieren die Potenziale freiwilli¬ 
gen Engagements in verschiedenen 
Versorgungskontexten. 


6. Entwicklung und Autonomie in der Le¬ 
bensspanne fördern. 

Die Auszubildenden 


a) 

w’aliren das Selbstbestimmungsrecht 
des zu pflegenden Menschen, insbeson¬ 
dere auch, wenn dieser in seiner 
Selbstbestimmungsfähigkeit einge¬ 
schränkt ist, 


b) 

unterstützen verantwortlich Menschen 
mit angeborener oder erworbener Be¬ 
hinderung bei der Kompensation ein¬ 
geschränkter Fähigkeiten, 


c) 

nutzen ihr grundlegendes Wissen über 
die langfristigen Alltagseinschränkun¬ 
gen, tragen durch rehabilitative Maß¬ 
nahmen zum Erhalt und zur Wiederer¬ 
langung von Alltagskompetenz bei und 
integrieren hierzu auch technische As¬ 
sistenzsysteme in das pflegerische 
Handeln, 
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d) 

verfugen über grundlegendes Wissen 
zu familiären Systemen und sozialen 
Netzwerken und schätzen deren Bedeu¬ 
tung fiir eine gelingende Zusammenar¬ 
beit mit dem professionellen Pflegesys¬ 
tem ein, 


e) 

stimmen die Interaktion sowie die Ge¬ 
staltung des Pflegeprozesses auf den 
physischen, emotionalen und kogniti¬ 
ven Entwicklungsstand des zu pflegen¬ 
den Menschen ab. 


II. Kommunikation und Beratung personen- 
und situationsorientiert gestalten. 


1. Kommunikation lind Interaktion mit Men¬ 
schen aller Altersstufen und ihren Bezugs¬ 
personen personen- und situationsbezogen 
gestalten und eine angemessene Informa¬ 
tion sicherstellen. 


Die Auszubildenden 


a) 

erkennen eigene Emotionen sowie 
Deutungs- und Handlungsmuster in 
der Interaktion, 


b) 

bauen kurz- und langfristige Beziehun¬ 
gen mit Menschen unterschiedlicher 
Altersphasen und ihren Bezugsperso¬ 
nen auf und beachten dabei die Grund¬ 
prinzipien von Empathie, Wertschät¬ 
zung, Achtsamkeit und Kongruenz, 


c) 

nutzen in ihrer Kommunikation neben 
verbalen auch nonverbale, paralingu¬ 
istische und leibliche Interaktionsfor¬ 
men und berücksichtigen die Relation 
von Nähe und Distanz in ihrer Bezie¬ 
hungsgestaltung, 


d) 

wenden Grundsätze der verständi- 
gungs- und beteiligungsorientierten 
Gesprächsführung an, 


e) 

erkennen grundlegende, insbesondere 
gesundheits-, alters- oder kulturbe¬ 
dingte Kommunikationsbarrieren und 
setzen unterstützende Maßnahmen ein, 
um diese zu überbrücken, 
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f) erkennen sich abzeichnende oder be¬ 
stehende Konflikte mit zu pflegenden 
Menschen, wenden grundlegende Prin¬ 
zipien der Konfliktlösung an und nut¬ 
zen kollegiale Beratung, 

g) erkennen Asymmetrie und institutio¬ 
neile Einschränkungen in der pflegeri¬ 
schen Kommunikation. 

2. Information, Schidung und Beratung bei 

Menschen aller Altersstufen verantwortlich 

organisieren, gestalten, steuern und evalu¬ 
ieren. 

Die Auszubildenden 

a) informieren Menschen aller Altersstu¬ 
fen zu gesundheits- und pflegebezoge¬ 
nen Fragestellungen und leiten bei der 
Selbstpflege insbesondere Bezugsper¬ 
sonen und Ehrenamtliche bei der 
Fremdpflege an, 

b) wenden didaktische Prinzipien bei An¬ 
geboten der Information und Instruk¬ 
tion an, 

c) entwickeln ein grundlegendes Ver¬ 
ständnis von den Prinzipien und Zielen 
einer ergebnisojfenen, partizipativen 
Beratung in Erweiterung zu Informa¬ 
tion, Instruktion und Schulung. 

3. Ethisch reflektiert handeln. 

Die Auszubildenden 

a) respektieren Menschenrechte, Ethikko¬ 
dizes sowie religiöse, kulturelle, ethni¬ 
sche und andere Gewohnheiten von zu 
pflegenden Menschen in unterschiedli¬ 
chen Lebensphasen, 

b) erkennen das Prinzip der Autonomie 
der zu pflegenden Person als eines von 
mehreren konkurrierenden ethischen 
Prinzipien und unterstützen zu pfle¬ 
gende Menschen bei der selbstbe¬ 
stimmten Lebensgestaltung, 

c) erkennen ethische Konflikt- und Dilem¬ 
masituationen, ermitteln Handlungsal¬ 
ternativen und suchen Argumente zur 
Entscheidungsfindung. 
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III. Intra- und interprofessionelles Handeln in 
unterschiedlichen systemischen Kontex¬ 
ten verantwortlich gestalten und mitge¬ 
stalten. 

1. Verantwortung in der Organisation des 

qualifikationsheterogenen Pflegeteams 

übernehmen. 

Die Auszubildenden 

a) sind sich der Bedeutung von Abstim- 
mungs- und Koordinierungsprozessen 
in qualifikationsheterogenen Teams 
bewusst und grenzen die jeweils unter¬ 
schiedlichen Verantwortungs- und Auf¬ 
gabenbereiche begründet voneinander 
ab, 

b) fordern kollegiale Beratung ein und 
nehmen sie an, 

c) verfügen über grundlegendes Wissen 
zur Einarbeitung und Anleitung von 
Auszubildenden, Praktikanten sowie 
freiwillig Engagierten und fördern 
diese bezüglich ihres eigenen Professi- 
onalisierungsprozesses im Team, 

d) beteiligen sich an der Organisation 
pflegerischer Arbeit, 

e) beteiligen sich an Teamentwicklungs¬ 
prozessen und gehen im Team wert¬ 
schätzend miteinander um. 

2. Ärztliche Anordnungen im Pflegekontext 

eigenständig durchführen. 

Die Auszubildenden 

a) beachten die Anforderungen der Hygi¬ 
ene und wenden Grundregeln der In¬ 
fektionsprävention in den unterschied¬ 
lichen pflegerischen Versorgungsbe¬ 
reichen an, 

b) wirken entsprechend den rechtlichen 
Bestimmungen an der Durchführung 
ärztlich veranlasster Maßnahmen der 
medizinischen Diagnostik und Thera¬ 
pie im Rahmen des erarbeiteten Kennt¬ 
nisstandes mit, 

c) beobachten und interpretieren die mit 
einem medizinischen Eingriff verbun¬ 
denen Pflegephänomene und Kompli¬ 
kationen in stabilen Situationen, 
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d) wirken entsprechend ihrem Kenntnis¬ 
stand in der Unterstützung und Beglei¬ 
tung von Maßnahmen der Diagnostik 
und Therapie mit und übernehmen die 
Durchführung in stabilen Situationen, 

e) schätzen chronische Wunden prozess¬ 
begleitend ein und wenden die Grund¬ 
prinzipien ihrer Versorgung an. 

3. In interdisziplinären Teams an der Versor¬ 
gung und Behandlung von Menschen aller 

Altersstufen mitwirken und Kontinuität an 

Schnittstellen sichern. 

Die Auszubildenden 

a) beteiligen sich an einer effektiven in¬ 
terdisziplinären Zusammenarbeit in 
der Versorgung und Behandlung und 
nehmen Probleme an institutionellen 
Schnittstellen wahr, 

b) reflektieren in der interprofessionellen 
Kommunikation die verschiedenen 
Sichtweisen der beteiligten Berufs¬ 
gruppen, 

c) nehmen interprofessionelle Konflikte 
und Gewaltphänomene in der Pflege¬ 
einrichtung wahr und verfügen über 
grundlegendes Wissen zu Ursachen, 
Deutungen und Handhabung, 

d) wirken an der Koordination von Pflege 
in verschiedenen Versorgungskontex¬ 
ten mit sowie an der Organisation von 
Terminen und berufsgruppeniibergrei- 
fenden Leistungen, 

e) verfügen über grundlegendes Wissen 
zur integrierten Versorgung von chro¬ 
nisch kranken Menschen in der Pri¬ 
märversorgung, 

f) beteiligen sich auf Anweisung an der 
Evaluation von interprofessionellen 
Versorgungsprozessen im Hinblick auf 
Patientenorientierung und -partizipa- 
tion. 
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IV. Das eigene Handeln auf der Grundlage 
von Gesetzen, Verordnungen und ethi¬ 
schen Leitlinien reflektieren und begrün¬ 
den. 

1. Die Qualität der pflegerischen Leistungen 
und der Versorgung in den verschiedenen 
Institutionen sicherstellen. 

Die Auszubildenden 

a) integrieren grundlegende Anforderun¬ 
gen zur internen und externen Quali¬ 
tätssicherung in ihr unmittelbares Pfle¬ 
gehandeln, 

b) orientieren ihr Handeln an qualitätssi¬ 
chernden Instrumenten, wie insbeson¬ 
dere evidenzbasierten Leitlinien und 
Standards. 

2. Versorgungskontexte und Systemzusam- 
menhänge im Pflegehandeln berücksichti¬ 
gen und dabei ökonomische und ökologi¬ 
sche Prinzipien beachten. 

Die Auszubildenden 

a) üben den Beruf unter Aufsicht und An¬ 
leitung von Pflegefachpersonen aus 
und reflektieren hierbei die gesetzli¬ 
chen Vorgaben sowie ihre ausbil- 
dungs- und berufsbezogenen Rechte 
und Pflichten, 

b) verfugen über ausgewähltes Wissen zu 
gesamtgesellschaftlichen Veränderun¬ 
gen, ökonomischen, technologischen 
sowie epidemiologischen und demo¬ 
grafischen EnbA’icklungen im Gesund- 
heits- und Sozialsystem, 

c) verfügen über grundlegendes Wissen 
zur Gesetzgebung im Gesundheits- und 
Sozialbereich, 

d) verfügen über grundlegendes Wissen 
zu rechtlichen Zuständigkeiten und un¬ 
terschiedlichen A brechn ungssystem en 
fiir stationäre, teilstationäre und am¬ 
bulante Pflegesektoren, 
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e) sind aufmerksam fiir die Ökologie in 
den Gesundheitseinrichtungen, verfü¬ 
gen über grundlegendes Wissen zu 
Konzepten und Leitlinien fiir eine öko¬ 
nomische und ökologische Gestaltung 
der Einrichtung und gehen mit materi¬ 
ellen und personellen Ressourcen öko¬ 
nomisch und ökologisch nachhaltig 
um. 

V. Das eigene Handeln auf der Grundlage 
von wissenschaftlichen Erkenntnissen 
und berufsethischen Werthaltungen und 
Einstellungen reflektieren und begründen. 

1. Pflegehandeln an aktuellen wissenschaftli¬ 
chen Erkenntnissen, insbesondere an pfle¬ 
gewissenschaftlichen Forschungsergebnis¬ 
sen, Theorien und Modellen ausrichten. 

Die Auszubildenden 

a) verstehen und anerkennen die Bedeu¬ 
tung einer wissensbasierten Pflege und 
die Notwendigkeit, die Wissensgrund¬ 
lagen des eigenen Handelns kontinu¬ 
ierlich zu überprüfen und gegebenen¬ 
falls zu verändern, 

b) erschließen sich wissenschaftlich fun¬ 
diertes Wissen zu ausgewählten The¬ 
men und wenden einige Kriterien zur 
Bewertung von Informationen an, 

c) begründen und reflektieren das Pflege¬ 
handeln kontinuierlich auf der Basis 
von ausgew’ählten zentralen pflege- 
und bezugswissenschaftlichen Theo¬ 
rien, Konzepten, Modellen und evi¬ 
denzbasierten Studien. 

2. Verantwortung fiir die Entwicklung (le¬ 
benslanges Lernen) der eigenen Persön¬ 
lichkeit sowie das berufliche Selbstver¬ 
ständnis übernehmen. 

Die Auszubildenden 

a) bewerten das lebenslange Lernen als 
ein Element der persönlichen und be¬ 
ruflichen Weiterentwicklung, überneh¬ 
men Eigeninitiative und Verantwor¬ 
tung für das eigene Lernen und nutzen 
hierfür auch moderne Informations¬ 
und Kommunikationstechnologien, 
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b) nehmen drohende Über- oder Unter¬ 
forderungen frühzeitig wahr, erkennen 
die notwendigen Veränderungen am 
Arbeitsplatz und/oder des eigenen 
Kompetenzprofils und leiten daraus 
entsprechende Handlungsinitiativen 
ab, 

c) gehen selbstfürsorglich mit sich um 
und tragen zur eigenen Gesunderhal¬ 
tung bei, nehmen Unterstützungsange¬ 
bote wahr oder fordern diese am je¬ 
weiligen Lernort ein, 

d) reflektieren ihre persönliche Entwick¬ 
lung als professionell Pflegende, 

e) verfügen über ein Verständnis für die 
historischen Zusammenhänge des Pfle¬ 
geberufs und seine Funktion im Kon¬ 
text der Gesundheitsberufe, 

f) verstehen die Zusammenhänge zwi¬ 
schen den gesellschaftlichen, soziode- 
mografischen und ökonomischen Ver¬ 
änderungen und der Berufs entwick- 
lung, 

g) verfolgen nationale und internationale 
Entwicklungen des Pflegeberufs. 
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Anlage 2 

Anlage 2 

(zu § 9 Absatz 1 Satz 2) 

(zu § 9 Absatz 1 Satz 2) 

Kompetenzen für die staatliche Prüfung 
nach § 9 zur Pflegefachfrau oder 
zum Pflegefachmann 

unverändert 

1. Pflegeprozesse und Pflegediagnostik in 
akuten und dauerhaften Pflegesituationen 
verantwortlich planen, organisieren, ge¬ 
stalten, durchführen, steuern und evaluie¬ 
ren. 

1. Die Pflege von Menschen aller Altersstufen 
verantwortlich planen, organisieren, gestal¬ 
ten, durchführen, steuern und evaluieren. 

Die Absolventinnen und Absolventen 

a) verfügen über ein breites Verständnis 
von spezifischen Theorien und Model¬ 
len zur Pflegeprozessplanung und nut¬ 
zen diese zur Steuerung und Gestal¬ 
tung von Pflegeprozessen bei Men¬ 
schen aller Altersstufen, 

b) übernehmen Verantwortungfiir die 
Organisation, Steuerung und Gestal¬ 
tung des Pflegeprozesses bei Menschen 
aller Altersstufen, 

c) nutzen allgemeine und spezifische As¬ 
sessmentverfahren bei Menschen aller 
Altersstufen und beschreiben den Pfle¬ 
gebedarf unter Verwendung von pfle¬ 
gediagnostischen Begriffen, 

d) schätzen diverse Pflegeanlässe und 
den Pflegebedarf bei Menschen aller 
Altersstufen auch in instabilen gesund¬ 
heitlichen und vulnerablen Lebenssitu¬ 
ationen ein, 

e) handeln die Pflegeprozessgestaltung 
mit den zu pflegenden Menschen aller 
Altersstufen und gegebenenfalls ihren 
Bezugspersonen aus, setzen gesicherte 
Pflegemaßnahmen ein und evaluieren 
gemeinsam die Wirksamkeit der 

Pflege, 
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f) nutzen analoge und digitale Pflegedo¬ 
kumentationssysteme, um ihre Pflege¬ 
prozessentscheidungen in der Pflege 
von Menschen aller Altersstufen selb¬ 
ständig und im Pflegeteam zu evaluie¬ 
ren, 

g) entwickeln mit Menschen aller Alters¬ 
stufen und ihren Bezugspersonen und 
dem sozialen Netz altersentsprechende 
lebensweltorientierte Angebote zur 
Auseinandersetzung mit und Bewälti¬ 
gung von Pflegebedürftigkeit und ihren 
Folgen, 

h) stimmen die Pflegeprozessgestaltung 
auf die unterschiedlichen ambulanten 
und stationären Versorgungskontexte 
ab. 

2. Pflegeprozesse und Pflegediagnostik bei 
Menschen aller Altersstufen mit gesund¬ 
heitlichen Problemlagen planen, organisie¬ 
ren, gestalten, durchführen, steuern und 
evaluieren unter dem besonderen Fokus 
von Gesundheitsförderung und Prävention. 

Die Absolventinnen und Absolventen 

a) erheben, erklären und interpretieren 
pflegebezogene Daten von Menschen 
aller Altersstufen auch in komplexen 
gesundheitlichen Problemlagen an¬ 
hand von pflege- und bezugswissen¬ 
schaftlichen Erkenntnissen, 

b) unterstützen Menschen aller Altersstu¬ 
fen durch Mitwirkung an der Entwick¬ 
lung von fachlich begründeten Pfle¬ 
geinterventionen der Gesundheitsför¬ 
derung, Prävention und Kuration, 

c) stärken die Kompetenzen von Angehö¬ 
rigen im Umgang mit pflegebedürfti¬ 
gen Menschen aller Altersstufen und 
unterstützen und fördern die Familien¬ 
gesundheit, 

d) erkennen Hinweiszeichen auf eine 
mögliche Gewaltausübung in der Ver¬ 
sorgung von Menschen aller Altersstu¬ 
fen und reflektieren ihre Beobachtun¬ 
gen im therapeutischen Team, 
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e) 

verfugen über ein integratives Ver¬ 
ständnis von physischen, psychischen 
und psychosomatischen Zusammen¬ 
hängen in der Pflege von Menschen al¬ 
ler Altersstufen, 


f) 

erkennen Wissensdefizite und erschlie¬ 
ßen sich bei Bedarf selbständig neue 
Informationen zu den Wissensberei¬ 
chen der Pflege, Gesundheitsförderung 
und Medizin zu ausgewählten Aspekten 
in der Versorgung von Menschen aller 
Altersstufen. 


3. Pflegeprozesse und Pflegediagnostik von 
Menschen aller Altersstufen in hoch belas¬ 
teten und kritischen Lebenssituationen ver¬ 
antwortlich planen, organisieren, gestalten, 
durchführen, steuern und evaluieren. 


Die Absolventinnen und Absolventen 


a) 

pflegen, begleiten, unterstützen und be¬ 
raten Menschen aller Altersstufen so¬ 
wie deren Bezugspersonen in Phasen 
fortscheitender Demenz oder schwerer 
chronischer Krankheitsverläufe sowie 
am Lebensende, 


b) 

unterstützen Familien, die sich insbe¬ 
sondere infolge einer Frühgeburt, ei¬ 
ner schweren chronischen oder einer 
lebenslimitierenden Erkrankung in ei¬ 
ner Lebenskrise befinden, und wirken 
bei der Stabilisierung des Familiensys¬ 
tems mit, 


c) 

steuern, verantworten und gestalten 
den Pflegeprozess bei Menschen aller 
Altersstufen mit akuten und chroni¬ 
schen Schmerzen, 


d) 

gestalten einen individualisierten Pfle¬ 
geprozess bei schwerstkranken und 
sterbenden Menschen aller Altersstu¬ 
fen in verschiedenen Handlungsfeldern 
und integrieren die sozialen Netzwerke 
in das Handeln, 
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e) begleiten und unterstützen schwerst- 
kranke Menschen aller Altersstufen so¬ 
wie nahe Bezugspersonen in Phasen 
des Sterbens, erkennen und akzeptie¬ 
ren deren spezifische Bedürfnisse und 
bieten Unterstützung bei der Bewälti¬ 
gung und Verarbeitung von Verlust 
und Trauer an, 

f) informieren schwerkranke und ster¬ 
bende Menschen aller Altersstufen so¬ 
wie deren Angehörige zu den spezifi¬ 
schen Schwerpunkten palliativer Ver¬ 
sorgungsangebote. 

4. In lebensbedrohlichen sowie in Krisen¬ 
oder Katastrophensituationen zielgerichtet 
handeln. 

Die Absolventinnen und Absolventen 

a) treffen in lebensbedrohlichen Situatio¬ 
nen erforderliche Interventionsent¬ 
scheidungen und leiten lebenserhal¬ 
tende Sofortmaßnahmen bis zum Ein¬ 
treffen der Ärztin oder des Arztes ein, 

b) koordinieren den Einsatz der Ersthel¬ 
ferinnen oder Ersthelfer bis zum Ein¬ 
treffen der Ärztin oder des Arztes, 

c) erkennen Notfallsituationen in Pflege- 
und Gesundheitseinrichtungen und 
handeln nach den Vorgaben des Not¬ 
fallplanes und der Notfall-Evakuie¬ 
rung. 

5. Menschen aller Altersstufen bei der Le¬ 
bensgestaltung unterstützen, begleiten und 
beraten. 

Die Absolventinnen und Absolventen 

a) erheben soziale, familiale und biogra¬ 
fische Informationen sowie Unterstüt¬ 
zungsmöglichkeiten durch Bezugsper¬ 
sonen und soziale Netzwerke bei Men¬ 
schen aller Altersstufen und identifizie¬ 
ren Ressourcen und Herausforderun¬ 
gen in der Lebens- und Entwicklungs¬ 
gestaltung, 
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b) entwickeln gemeinsam mit Menschen 
aller Altersstufen und ihren Bezugsper¬ 
sonen Angebote zur sinnstiftenden Ak¬ 
tivität, zur kulturellen Teilhabe, zum 
Lernen und Spielen und fördern damit 
die Lebensqualität und die soziale In¬ 
tegration, 

c) berücksichtigen bei der Planung und 
Gestaltung von Alltagsaktivitäten die 
diversen Bedürfnisse und Erwartun¬ 
gen, die kulturellen und religiösen 
Kontexte, die sozialen Lagen, die Ent¬ 
wicklungsphase und Entwicklungsauf¬ 
gaben von Menschen aller Altersstu¬ 
fen, 

d) beziehen freiwillig Engagierte zur Un¬ 
terstützung und Bereicherung der Le¬ 
bensgestaltung in die Versorgungspro¬ 
zesse von Menschen aller Altersstufen 
ein. 

6. Entwicklung und Autonomie in der Le¬ 
bensspanne fördern. 

Die Absolventinnen und Absolventen 

a) wahren das Selbstbestimmungsrecht 
der zu pflegenden Menschen aller Al¬ 
tersstufen, insbesondere auch, wenn 
sie in ihrer Selbstbestimmungsfähigkeit 
eingeschränkt sind, 

b) unterstützen Menschen aller Altersstu¬ 
fen mit angeborener oder erworbener 
Behinderung bei der Wiederherstel¬ 
lung, Kompensation und Adaption ein¬ 
geschränkter Fähigkeiten, um sie für 
eine möglichst selbständige Entwick¬ 
lung, Lebensführung und gesellschaft¬ 
liche Teilhabe zu befähigen, 

c) tragen durch rehabilitative Maßnah¬ 
men und durch die Integration techni¬ 
scher Assistenzsysteme zum Erhalt und 
zur Wiedererlangung der Alltagskom¬ 
petenz von Menschen aller Altersstufen 
bei und reflektieren die Potenziale und 
Grenzen technischer Unterstützung, 
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d) fördern und gestalten die Koordination 
und Zusammenarbeit zwischen familia- 
len Systemen sowie den sozialen Netz¬ 
werken und den professionellen Pfle¬ 
gesystemen in der pflegerischen Ver¬ 
sorgung von Menschen aller Altersstu¬ 
fen, 

e) stimmen die Interaktion sowie die Ge¬ 
staltung des Pflegeprozesses auf den 
individuellen Entwicklungsstand der zu 
pflegenden Menschen aller Altersstu¬ 
fen ab und unterstützen entwicklungs¬ 
bedingte Formen der Krankheitsbe¬ 
wältigung. 

II. Kommunikation und Beratung personen- 
und situationsorientiert gestalten. 

1. Kommunikation lind Interaktion mit Men¬ 
schen aller Altersstufen und ihren Bezugs¬ 
personen personen- und situationsbezogen 
gestalten und eine angemessene Informa¬ 
tion sicherstellen. 

Die Absolventinnen und Absolventen 

a) machen sich eigene Deutungs- und 
Handlungsmuster in der pflegerischen 
Interaktion mit Menschen aller Alters¬ 
stufen und ihren Bezugspersonen und 
mit ihren unterschiedlichen, insbeson¬ 
dere kulturellen und sozialen, Hinter¬ 
gründen bewusst und reflektieren sie, 

b) gestalten kurz- und langfristige profes¬ 
sionelle Beziehungen mit Menschen al¬ 
ler Altersstufen und ihren Bezugsper¬ 
sonen, die auch bei divergierenden 
Sichtweisen oder Zielsetzungen und 
schwer nachvollziehbaren Verhaltens¬ 
weisen von Empathie, Wertschätzung, 
Achtsamkeit und Kongruenz gekenn¬ 
zeichnet sind, 

c) gestalten die Kommunikation von Men¬ 
schen aller Altersstufen und ihren Be¬ 
zugspersonen in unterschiedlichen 
Pflegesituationen unter Einsatz ver¬ 
schiedener Interaktionsformen und ba¬ 
lancieren das Spannungsfeld von Nähe 
und Distanz aus, 
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d) gestalten pflegeberufliche Kommunika¬ 
tionssituationen mit zu pflegenden 
Menschen aller Altersstufen und deren 
Bezugspersonen auch bei divergieren¬ 
den Zielsetzungen oder Sichtw’eisen 
verständigungsorientiert und fördern 
eine beteiligungsorientierte Entschei¬ 
dungsfindung, 

e) erkennen Kommunikationsbarrieren 
bei zu pflegenden Menschen aller Al¬ 
tersstufen, insbesondere bei spezifi¬ 
schen Gesundheitsstörungen oder For¬ 
men von Behinderungen, und setzen 
unterstützende und kompensierende 
Maßnahmen ein, um diese zu überbrü- 
cken, 

f) reflektieren sich abzeichnende oder be¬ 
stehende Konflikte in pflegerischen 
Versorgungssituationen mit Menschen 
aller Altersstufen und entwickeln An¬ 
sätze zur Konfliktschlichtung und -lö- 
sung, auch unter Hinzuziehung von 
Angeboten zur Reflexion professionel¬ 
ler Kommunikation, 

g) reflektieren Phänomene von Macht 
und Machtmissbrauch in pflegerischen 
Handlungsfeldern der Versorgung von 
zu pflegenden Menschen aller Alters¬ 
stufen. 

2. Information, Schulung und Beratung bei 
Menschen aller Altersstufen verantwortlich 
organisieren, gestalten, steuern und evalu¬ 
ieren. 

Die Absolventinnen und Absolventen 

a) informieren Menschen aller Altersstu¬ 
fen zu komplexen gesundheits- und 
pflegebezogenen Fragestellungen und 
weitergehenden Fragen der pflegeri¬ 
schen Versorgung, 

b) setzen Schulungen mit Einzelpersonen 
und kleineren Gruppen zu pflegender 
Menschen aller Altersstufen um, 
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c) beraten zu pflegende Menschen aller 
Altersstufen und ihre Bezugspersonen 
im Umgang mit krankheits- sowie tlie- 
rapie- und pflegebedingten Anforde¬ 
rungen und befähigen sie, ihre Ge¬ 
sundheitsziele in größtmöglicher Selb¬ 
ständigkeit und Selbstbestimmung zu 
erreichen, 

d) reflektieren ihre Möglichkeiten und 
Begrenzungen zur Gestaltung von pro¬ 
fessionellen Informations-, Instrukti- 
ons-, Schulungs- und Beratungsange¬ 
boten bei Menschen aller Altersstufen. 

3. Ethisch reflektiert handeln. 

Die Absolventinnen und Absolventen 

a) setzen sich für die Verwirklichung von 
Menschenrechten, Ethikkodizes und 
die Förderung der spezifischen Bedürf¬ 
nisse und Gewohnheiten von zu pfle¬ 
genden Menschen aller Altersstufen 
und ihren Bezugspersonen ein, 

b) fördern und unterstützen Menschen al¬ 
ler Altersstufen bei der Selbstverwirkli¬ 
chung und Selbstbestimmung über das 
eigene Leben, auch unter Abwägung 
konkurrierender ethischer Prinzipien, 

c) tragen in ethischen Dilemmasituatio¬ 
nen mit Menschen aller Altersstufen 
oder ihren Bezugspersonen im inter¬ 
professionellen Gespräch zur gemein¬ 
samen Entscheidungsfindung bei. 

III. Intra- und interprofessionelles Handeln in 
unterschiedlichen systemischen Kontex¬ 
ten verantwortlich gestalten und mitge¬ 
stalten. 

1. Verantwortung in der Organisation des 
qualifikationsheterogenen Pflegeteams 
übernehmen. 

Die Absolventinnen und Absolventen 

a) stimmen ihr Pflegehandeln zur Ge¬ 
währleistung klientenorientierter kom¬ 
plexer Pflegeprozesse im qualifikati¬ 
onsheterogenen Pflegeteam ab und ko¬ 
ordinieren die Pflege von Menschen 
aller Altersstufen unter Berücksichti¬ 
gung der jeweiligen Verantwortungs¬ 
und Aufgabenbereiche in unterschied¬ 
lichen Versorgungsfonnen, 
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b) delegieren unter Berücksichtigung 
weiterer rechtlicher Bestimmungen 
ausgewählte Maßnahmen an Personen 
anderer Qualifikationsniveaus und 
überwachen die Durchführungsquali¬ 
tät, 

c) beraten Teammitglieder kollegial bei 
pflegefachlichen Fragestellungen und 
unterstützen sie bei der Übernahme 
und Ausgestaltung ihres jeweiligen 
Verantwortungs- und Aufgabenberei¬ 
ches, 

d) beteiligen sich im Team an der Einar¬ 
beitung neuer Kolleginnen und Kolle¬ 
gen und leiten Auszubildende, Prakti¬ 
kantinnen und Praktikanten sowie frei¬ 
willig Engagierte in unterschiedlichen 
Versorgungssettings an, 

e) übernehmen Mitverantwortung für die 
Organisation und Gestaltung der ge¬ 
meinsamen Arbeitsprozesse, 

f) sind aufmerksam für Spannungen und 
Konflikte im Team, reflektieren diesbe¬ 
züglich die eigene Rolle und Persön¬ 
lichkeit und bringen sich zur Bewälti¬ 
gung von Spannungen und Konflikten 
konstruktiv im Pflegeteam ein. 

2. Ärztliche Anordnungen im Pflegekontext 

eigenständig durchführen. 

Die Absolventinnen und Absolventen 

a) beachten umfassend die Anforderun¬ 
gen der llygiene und wirken verant¬ 
wortlich an der Infektionsprävention in 
den unterschiedlichen pflegerischen 
Versorgungsbereichen mit, 

b) führen entsprechend den rechtlichen 
Bestimmungen eigenständig ärztlich 
veranlasste Maßnahmen der medizini¬ 
schen Diagnostik und Therapie bei 
Menschen aller Altersstufen durch, 

c) beobachten und interpretieren die mit 
einem medizinischen Eingriff bei Men¬ 
schen aller Altersstufen verbundenen 
Pflegephänomene und Komplikationen 
auch in instabilen oder krisenhaften 
gesundheitlichen Situationen, 
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d) 

unterstützen und begleiten zu pfle¬ 
gende Menschen aller Altersstufen um¬ 
fassend auch bei invasiven Maßnah¬ 
men der Diagnostik und Therapie, 


e) 

schätzen chronische Wunden bei Men¬ 
schen aller Altersstufen prozessbeglei¬ 
tend ein, versorgen sie verordnungsge¬ 
recht und stimmen die weitere Behand¬ 
lung mit der Ärztin oder dem Arzt ab, 


f) 

vertreten die im Rahmen des Pflege¬ 
prozesses gewonnenen Einschätzungen 
zu Pflegediagnosen und erforderlichen 
Behandlungskonsequenzen bei Men¬ 
schen aller Altersstufen in der inter¬ 
professionellen Zusammenarbeit. 


3. In interdisziplinären Teams an der Versor¬ 
gung und Behandlung von Menschen aller 
Altersstufen mitwirken und Kontinuität an 
Schnittstellen sichern. 


Die Absolventinnen und Absolventen 


a) 

übernehmen Mitverantwortung in der 
interdisziplinären Versorgung und Be¬ 
handlung von Menschen aller Alters¬ 
stufen und unterstützen die Kontinuität 
an interdisziplinären und institutionel¬ 
len Schnittstellen, 


b) 

bringen die pflegefachliche Sichtv’eise 
in die interprofessionelle Kommunika¬ 
tion ein, 


c) 

bearbeiten interprofessionelle Kon¬ 
flikte in einem gemeinsamen Aushand¬ 
lungsprozess auf Augenhöhe und betei¬ 
ligen sich an der Entwicklung und Um¬ 
setzung einrichtungsbezogener Kon¬ 
zepte zum Schutz vor Gewalt, 


d) 

koordinieren die Pflege von Menschen 
aller Altersstufen in verschiedenen 
Versorgungskontexten und organisie¬ 
ren Termine sowie berufsgruppeniiber- 
greifende Leistungen, 


e) 

koordinieren die integrierte Versor¬ 
gung von chronisch kranken Menschen 
aller Altersstufen in der Primärversor¬ 
gung, 
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f) 

evaluieren den gesamten Versorgungs¬ 
prozess gemeinsam mit dem therapeu¬ 
tischen Team im Hinblick auf Patien¬ 
tenorientierung und -partizipation. 


IV. Das eigene Handeln auf der Grundlage 
von Gesetzen, Verordnungen und ethi¬ 
schen Leitlinien reflektieren und begrün¬ 
den. 


1. Die Qualität der pflegerischen Leistungen 
und der Versorgung in den verschiedenen 
Institutionen sicherstellen. 


Die Absolventinnen und Absolventen 


a) 

integrieren erweiterte Anforderungen 
zur internen und externen Qualitätssi¬ 
cherung in das Pflegehandeln und ver¬ 
stehen Qualitätsentwicklung und -Si¬ 
cherung als rechtlich verankertes und 
interdisziplinäres Anliegen in Instituti¬ 
onen des Gesundheitswesens, 


b) 

wirken an Maßnahmen der Qualitätssi¬ 
cherung sowie -Verbesserung mit, set¬ 
zen sich für die Umsetzung evidenzba¬ 
sierter und/oder interprofessioneller 
Leitlinien und Standards ein und leis¬ 
ten so einen Beitrag zur Weiterent¬ 
wicklung einrichtungsspezifischer 
Konzepte, 


c) 

bewerten den Beitrag der eigenen Be¬ 
rufsgruppe zur Qualitätsentwicklung 
und -Sicherung und erfüllen die anfal¬ 
lenden Dokumentationsverpflichtungen 
auch im Kontext von interner und ex¬ 
terner Kontrolle und Aufsicht, 


d) 

überprüfen regelmäßig die eigene pfle¬ 
gerische Praxis durch kritische Refle¬ 
xionen und Evaluation im Hinblick auf 
Ergebnis- und Patientenorientierung 
und ziehen Schlussfolgerungen für die 
Weiterentwicklung der Pflegequalität. 
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2. Versorgungskontexte und Systemzusam- 
menhänge im Pflegehandeln berücksichti¬ 
gen und dabei ökonomische und ökologi¬ 
sche Prinzipien beachten. 

Die Absolventinnen und Absolventen 

a) üben den Beruf im Rahmen der gesetz¬ 
lichen Vorgaben sowie unter Berück¬ 
sichtigung ihrer ausbildungs- und be¬ 
rufsbezogenen Rechte und Pflichten ei¬ 
genverantwortlich aus, 

b) erfassen den Einfluss gesamtgesell¬ 
schaftlicher Veränderungen, ökonomi¬ 
scher Anforderungen, technologischer 
sowie epidemiologischer und demo¬ 
grafischer Entwicklungen auf die Ver¬ 
sorgungsverträge und Versorgungs¬ 
strukturen im Gesundlieits- und Sozial¬ 
system, 

c) erkennen die Funktion der Gesetzge¬ 
bung im Gesundlieits- und Sozialbe¬ 
reich zur Sicherstellung des gesell¬ 
schaftlichen Versorgungsauftrags in 
stationären, teilstationären und ambu¬ 
lanten Handlungsfeldern, 

d) reflektieren auf der Grundlage eines 
breiten Wissens ihre Handlungs- und 
Entscheidungsspielräume in unter¬ 
schiedlichen Abrechnungssystemen, 

e) wirken an der Umsetzung von Konzep¬ 
ten und Leitlinien zur ökonomischen 
und ökologischen Gestaltung der Ein¬ 
richtung mit. 

V. Das eigene Handeln auf der Grundlage 
von wissenschaftlichen Erkenntnissen 
und berufsethischen Werthaltungen und 
Einstellungen reflektieren und begründen. 

1. Pflegehandeln an aktuellen wissenschaftli¬ 
chen Erkenntnissen, insbesondere an pfle¬ 
gewissenschaftlichen Forschungsergebnis¬ 
sen, Theorien und Modellen ausrichten. 


Die Absolventinnen und Absolventen 

a) vertreten die Notwendigkeit, die Wis¬ 
sensgrundlagen des eigenen Handelns 
kontinuierlich zu überprüfen und gege¬ 
benenfalls zu verändern, 
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b) erschließen sich pflege- und bezugs¬ 
wissenschaftliche Forschungsergeb¬ 
nisse bezogen auf die Pflege von Men¬ 
schen aller Altersstufen und bewerten 
sie hinsichtlich der Reichweite, des 
Nutzens, der Relevanz und des Umset- 
zungspo tenzials, 

c) begründen und reflektieren das Pflege¬ 
handeln kontinuierlich auf der Basis 
von vielfältigen oder spezifischen pfle¬ 
gewissenschaftlichen und bezugswis¬ 
senschaftlichen evidenzbasierten Stu¬ 
dienergebnissen, Theorien, Konzepten 
und Modellen, 

d) leiten aus beruflichen Erfahrungen in 
der pflegerischen Versorgung und Un¬ 
terstützung von Menschen aller Alters¬ 
stufen und ihren Angehörigen mögli¬ 
che Fragen an Pflegewissenschaft und 
-forschung ab. 

2. Verantwortung für die Entwicklung (le¬ 
benslanges Lernen) der eigenen Persön¬ 
lichkeit sowie das berufliche Selbstver¬ 
ständnis übernehmen. 

Die Absolventinnen und Absolventen 

a) bewerten das lebenslange Lernen als 
ein Element der persönlichen und be¬ 
ruflichen Weiterentwicklung und über¬ 
nehmen Eigeninitiative und Verant¬ 
wortung für das eigene Lernen und 
nutzen hierfür auch moderne Informa¬ 
tions- und Kommunikationstechnolo¬ 
gien, 

b) nehmen drohende Über- oder Unter¬ 
forderungenfrühzeitig wahr, erkennen 
die notwendigen Veränderungen am 
Arbeitsplatz und/oder des eigenen 
Kompetenzprofils und leiten daraus 
entsprechende Handlungsinitiativen 
ab, 

c) setzen Strategien zur Kompensation 
und Bewältigung unvenneidbarer be¬ 
ruflicher Belastungen gezielt ein und 
nehmen Unterstützungsangebote früh¬ 
zeitig wahr oder fordern diese aktiv 
ein, 
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d) reflektieren ihre persönliche Entwick¬ 
lung als professionell Pflegende und 
entwickeln ein eigenes Pflegeverständ¬ 
nis sowie ein berufliches Selbstver¬ 
ständnis unter Berücksichtigung be- 
rufsethischer und eigener ethischer 
Überzeugungen, 

e) verfiigen über ein Verständnis fiir die 
historischen Zusammenhänge des Pfle¬ 
geberufs und positionieren sich mit ih¬ 
rer beruflichen Pflegeausbildung im 
Kontext der Gesundheitsberufe unter 
Berücksichtigung der ausgewnesenen 
Vorbehaltsaufgaben, 

f) verstehen die Zusammenhänge zwi¬ 
schen den gesellschaftlichen, soziode- 
mografischen und ökonomischen Ver¬ 
änderungen und der Berufsentwick¬ 
lung, 

g) bringen sich den gesellschaftlichen 
Veränderungen und berufspolitischen 
Entwicklungen entsprechend in die 
Weiterentwicklung des Pflegeberufs 
ein. 





Deutscher Bundestag - 19. Wahlperiode 


- 87 - 


Drucksache 19/3045 


Verordnung 

Beschlüsse des 14. Ausschusses 

Anlage 3 

Anlage 3 

(zu § 26 Absatz 3 Satz 1) 

(zu § 26 Absatz 3 Satz 1) 

Kompetenzen für die staatliche Prüfung 
nach § 26 zur Gesundheits- und Kinder¬ 
krankenpflegerin oder zum Gesundheits¬ 
und Kinderkrankenpfleger 

unverändert 

1. Pflegeprozesse und Pflegediagnostik in 
akuten und dauerhaften Pflegesituationen 
verantwortlich planen, organisieren, ge¬ 
stalten, durchführen, steuern und evaluie¬ 
ren. 

1. Die Pflege von Kindern und Jugendlichen 
verantwortlich planen, organisieren, gestal¬ 
ten, durchführen, steuern und evaluieren. 

Die Absolventinnen und Absolventen 

a) verfügen über ein breites Verständnis 
von spezifischen Theorien und Model¬ 
len zur Pflegeprozessplanung und nut¬ 
zen diese zur Steuerung und Gestal¬ 
tung von Pflegeprozessen bei Kindern 
und Jugendlichen, 

b) übernehmen Verantwortung für die 
Organisation, Steuerung und Gestal¬ 
tung des Pflegeprozesses bei Kindern 
und Jugendlichen, 

c) nutzen spezifische Assessmentverfah¬ 
ren bei Kindern und Jugendlichen und 
beschreiben den Pflegebedarf unter 
Verwendung von pflegediagnostischen 
Begriffen, 

d) schätzen diverse Pflegeanlässe und 
den Pflegebedarf bei Kindern und Ju¬ 
gendlichen auch in instabilen gesund¬ 
heitlichen und vulnerablen Lebenssitu¬ 
ationen ein, 

e) handeln die Pflegeprozessgestaltung 
mit dem zu pflegenden Kind oder Ju¬ 
gendlichen und gegebenenfalls seinen 
Bezugspersonen aus, setzen gesicherte 
Pflegemaßnahmen ein und evaluieren 
gemeinsam die Wirksamkeit der 

Pflege, 
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f) nutzen analoge und digitale Pflegedo¬ 
kumentationssysteme, um ihre Pflege¬ 
prozessentscheidungen in der Pflege 
von Kindern und Jugendlichen selb¬ 
ständig und im Pflegeteam zu evaluie¬ 
ren, 

g) entwickeln mit Kindern und Jugendli¬ 
chen, ihren Bezugspersonen und dem 
sozialen Netz altersentsprechende le¬ 
bensweltorientierte Angebote zur Aus¬ 
einandersetzung mit und Bewältigung 
von Pflegebedürftigkeit und ihren Fol¬ 
gen, 

h) stimmen die Pflegeprozessgestaltung 
auf spezifische ambulante und statio¬ 
näre Versorgungskontexte fiir Kinder 
und Jugendliche ab. 

2. Pflegeprozesse und Pflegediagnostik bei 
Kindern und Jugendlichen mit gesundheit¬ 
lichen Problemlagen planen, organisieren, 
gestalten, durchführen, steuern und evalu¬ 
ieren unter dem besonderen Fokus von Ge¬ 
sundheitsforderung und Prävention. 

Die Absolventinnen und Absolventen 

a) erheben, erklären und interpretieren 
pflegebezogene Daten von Kindern 
und Jugendlichen auch in komplexen 
gesundheitlichen Problemlagen an¬ 
hand von pflege- und bezugswissen¬ 
schaftlichen Erkenntnissen, 

b) unterstützen Kinder und Jugendliche 
durch Mitwirkung an der Entwicklung 
von fachlich begründeten Pflegeinter¬ 
ventionen der Gesundheitsförderung, 
Prävention und Kuration, 

c) stärken die Kompetenzen von Angehö¬ 
rigen im Umgang mit dem pflegebe¬ 
dürftigen Kind oder dem Jugendlichen 
und unterstützen und fördern die Fami¬ 
liengesundheit, 

d) erkennen Hinweiszeichen auf eine 
mögliche Gewaltausübung in der Ver¬ 
sorgung von Kindern und Jugendli¬ 
chen und reflektieren ihre Beobachtun¬ 
gen im therapeutischen Team, 
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e) verfügen über ein integratives Ver¬ 
ständnis von physischen, psychischen 
und psychosomatischen Zusammen¬ 
hängen in der Pflege von Kindern und 
Jugendlichen, 

f) erkennen Wissensdefizite und erschlie¬ 
ßen sich bei Bedarf selbständig neue 
Informationen zu den Wissensberei¬ 
chen der Pflege, Gesundheitsförderung 
und Medizin, insbesondere zu pädiatri¬ 
schen Fragestellungen. 

3. Pflegeprozesse und Pflegediagnostik von 
Kindern und Jugendlichen in hoch belaste¬ 
ten und kritischen Lebenssituationen ver¬ 
antwortlich planen, organisieren, gestalten, 
durchführen, steuern und evaluieren. 

Die Absolventinnen und Absolventen 

a) pflegen, begleiten, unterstützen und be¬ 
raten Kinder und Jugendliche sowie 
deren Bezugspersonen aus unter¬ 
schiedlichen Zielgruppen in Phasen 
schwerer chronischer Krankheitsver¬ 
läufe sowie am Lebensende, 

b) unterstützen Familien, die sich insbe¬ 
sondere infolge einer Frühgeburt, ei¬ 
ner schweren chronischen oder einer 
lebenslimitierenden Erkrankung ihres 
Kindes oder Jugendlichen in einer Le¬ 
benskrise befinden, und wirken bei der 
Stabilisierung des Familiensystems 
mit, 

c) steuern, verantworten und gestalten 
den Pflegeprozess bei Kindern und Ju¬ 
gendlichen mit akuten und chronischen 
Schmerzen, 

d) gestalten einen individualisierten Pfle¬ 
geprozess bei scliwerstkranken und 
sterbenden Kindern und Jugendlichen 
in verschiedenen Handlungsfeldern 
und integrieren die sozialen Netzwerke 
in das Handeln, 
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e) begleiten und unterstützen schwerst- 
kranke Kinder und Jugendliche sowie 
nahe Bezugspersonen in Phasen des 
Sterbens, erkennen und akzeptieren de¬ 
ren spezifische Bedürfnisse und bieten 
Unterstützung bei der Bewältigung und 
Verarbeitung von Verlust und Trauer 
an, 

fi informieren schwerkranke und ster¬ 
bende Kinder und Jugendliche sowie 
deren Angehörige zu den spezifischen 
Schwerpunkten palliativer Versor¬ 
gungsangebote. 

4. In lebensbedrohlichen sowie in Krisen¬ 
oder Katastrophensituationen zielgerichtet 
handeln. 

Die Absolventinnen und Absolventen 

a) treffen in lebensbedrohlichen Situatio¬ 
nen erforderliche Interventionsent¬ 
scheidungen und leiten lebenserhal¬ 
tende Sofortmaßnahmen bis zum Ein¬ 
treffen der Ärztin oder des Arztes ein, 

b) koordinieren den Einsatz der Ersthel¬ 
ferinnen oder Ersthelfer bis zum Ein¬ 
treffen der Ärztin oder des Arztes, 

c) erkennen Notfallsituationen in Pflege- 
und Gesundheitseinrichtungen und 
handeln nach den Vorgaben des Not¬ 
fallplanes und der Notfall-Evakuie¬ 
rung. 

5. Kinder und Jugendliche bei der Lebensge¬ 
staltung unterstützen, begleiten und bera¬ 
ten. 

Die Absolventinnen und Absolventen 

a) erheben soziale, familiale und biogra¬ 
fische Informationen sowie Unterstüt¬ 
zungsmöglichkeiten durch Bezugsper¬ 
sonen und soziale Netzwerke bei Kin¬ 
dern und Jugendlichen und identifizie¬ 
ren Ressourcen und Herausforderun¬ 
gen in der Lebens- und Entwicklungs¬ 
gestaltung, 
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b) entwickeln gemeinsam mit Kindern 
und Jugendlichen und ihren Bezugs¬ 
personen Angebote zur sinnstiftenden 
Aktivität, zur kulturellen Teilhabe, zum 
Lernen und Spielen und fördern damit 
die Lebensqualität und die soziale In¬ 
tegration, 

c) berücksichtigen bei der Planung und 
Gestaltung von Alltagsaktivitäten die 
diversen Bedürfnisse und Erwartun¬ 
gen, die kulturellen und religiösen 
Kontexte, die sozialen Lagen, die Ent¬ 
wicklungsphase und Entwicklungsauf¬ 
gaben von Kindern und Jugendlichen, 

d) beziehen freiwillig Engagierte zur Un¬ 
terstützung und Bereicherung der Le¬ 
bensgestaltung in die Versorgungspro¬ 
zesse von Kindern und Jugendlichen 
ein. 

6. Entwicklung lind Autonomie in der Le¬ 
bensspanne fördern. 

Die Absolventinnen und Absolventen 

a) wahren das Selbstbestimmungsrecht 
der zu pflegenden Kinder und Jugend¬ 
lichen, insbesondere auch, wenn sie in 
ihrer Selbstbestimmungsfähigkeit ein¬ 
geschränkt sind, 

b) unterstützen Kinder und Jugendliche 
mit angeborener oder erworbener Be¬ 
hinderung bei der Wiederherstellung, 
Kompensation und Adaption einge¬ 
schränkter Fähigkeiten, um sie für eine 
möglichst selbständige Entwicklung, 
Lebensführung und gesellschaftliche 
Teilhabe zu befähigen, 

c) tragen durch rehabilitative Maßnah¬ 
men und durch die Integration techni¬ 
scher Assistenzsysteme zum Erhalt und 
zur Wiedererlangung von Alltagskom¬ 
petenz von Kindern und Jugendlichen 
bei und reflektieren die Potenziale und 
Grenzen technischer Unterstützung, 





Drucksache 19/3045 


- 92 - 


Deutscher Bundestag - 19. Wahlperiode 


Verordnung 

Beschlüsse des 14. Ausschusses 

d) fördern und gestalten die Koordination 
und Zusammenarbeit zwischen familia- 
len Systemen sowie den sozialen Netz¬ 
werken und den professionellen Pfle¬ 
gesystemen in der pflegerischen Ver¬ 
sorgung von Kindern und Jugendli¬ 
chen, 

e) stimmen die Interaktion sowie die Ge¬ 
staltung des Pflegeprozesses auf den 
individuellen Entwicklungsstand der zu 
pflegenden Kinder und Jugendlichen 
ab und unterstützen entwicklungsbe¬ 
dingte Formen der Krankheitsbewälti¬ 
gung. 

II. Kommunikation und Beratung personen- 
und situationsorientiert gestalten. 

1. Kommunikation und Interaktion mit Kin¬ 
dern und Jugendlichen und ihren Bezugs¬ 
personen personen- und situationsbezogen 
gestalten und eine angemessene Informa¬ 
tion sicherstellen. 

Die Absolventinnen und Absolventen 

a) machen sich eigene Deutungs- und 
Handlungsmuster in der pflegerischen 
Interaktion mit Kindern, Jugendlichen 
und ihren Bezugspersonen und mit ih¬ 
ren unterschiedlichen, insbesondere 
kulturellen und sozialen, Hintergrün¬ 
den bewusst und reflektieren sie, 

b) gestalten kurz- und langfristige profes¬ 
sionelle Beziehungen mit Kindern, Ju¬ 
gendlichen und ihren Bezugspersonen, 
die auch bei divergierenden Sichtwei¬ 
sen oder Zielsetzungen und schwer 
nachvollziehbaren Verhaltensweisen 
von Empathie, Wertschätzung, Acht¬ 
samkeit und Kongruenz gekennzeichnet 
sind, 

c) gestalten die Kommunikation in unter¬ 
schiedlichen Pflegesituationen mit Kin¬ 
dern, Jugendlichen und ihren Bezugs¬ 
personen unter Einsatz verschiedener 
Interaktionsformen und balancieren 
das Spannungsfeld von Nähe und Dis¬ 
tanz aus, 





Deutscher Bundestag - 19. Wahlperiode 


-93 


Drucksache 19/3045 


Verordnung 

Beschlüsse des 14. Ausschusses 

d) gestalten pflegeberufliche Kommunika¬ 
tionssituationen mit Kindern und Ju¬ 
gendlichen und deren Bezugspersonen 
auch bei divergierenden Zielsetzungen 
oder Sichtweisen verständigungsorien¬ 
tiert und fördern eine beteiligungsori¬ 
entierte Entscheidungsfindung, 

e) erkennen Kommunikationsbarrieren 
bei zu pflegenden Kindern und Jugend¬ 
lichen, insbesondere bei spezifischen 
Gesundheits- oder Entwicklungsstö- 
rungen und Formen von Behinderun¬ 
gen, und setzen unterstützende und 
kompensierende Maßnahmen ein, um 
diese zu überbrücken, 

fl reflektieren sich abzeichnende oder be¬ 
stehende Konflikte in pflegerischen 
Versorgungssituationen von Kindern 
und Jugendlichen und entwickeln An¬ 
sätze zur Konfliktschlichtung und -lö- 
sung, auch unter Elinzuziehung von 
Angeboten zur Reflexion professionel¬ 
ler Kommunikation, 

g) reflektieren Phänomene von Macht 
und Machtmissbrauch in pflegerischen 
Handlungsfeldern der Versorgung von 
Kindern und Jugendlichen. 

2. Information, Schulung und Beratung bei 
Kindern und Jugendlichen verantwortlich 
organisieren, gestalten, steuern und evalu¬ 
ieren. 

Die Absolventinnen und Absolventen 

a) informieren Kinder und Jugendliche 
sowie ihre Bezugspersonen zu komple¬ 
xen gesundheits- und pflegebezogenen 
Fragestellungen und weitergehenden 
Fragen der pflegerischen Versorgung 
in einer dem Entwicklungsstand und 
der Situation angemessenen Sprache, 

b) setzen Schulungen mit Kindern, Ju¬ 
gendlichen und/oder ihren Bezugsper¬ 
sonen in Einzelarbeit oder kleineren 
Gruppen um, 
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c) beraten Kinder, Jugendliche und ihre 
Bezugspersonen im Umgang mit 
krankheits- sowie therapie- und pflege¬ 
bedingten Anforderungen und befähi¬ 
gen sie, ihre Gesundheitsziele in größt¬ 
möglicher Selbständigkeit und Selbst¬ 
bestimmung zu erreichen, 

d) reflektieren ihre Möglichkeiten und 
Begrenzungen zur Gestaltung von pro¬ 
fessionellen Informations-, Instrukti- 
ons-, Schulungs- und Beratungsange¬ 
boten bei Kindern und Jugendlichen. 

3. Ethisch reflektiert handeln. 

Die Absolventinnen und Absolventen 

a) setzen sich für die Verwirklichung von 
Menschenrechten, Ethikkodizes und 
die Förderung der spezifischen Bedürf¬ 
nisse und Gewohnheiten von zu pfle¬ 
genden Kindern und Jugendlichen und 
ihren Bezugspersonen ein, 

b) fördern und unterstützen Kinder und 
Jugendliche bei der Selbstverwirkli- 
chung und Selbstbestimmung über das 
eigene Leben sowie ihre Familien in 
der Begleitung dieser Entwicklung, 
auch unter Abwägung konkurrierender 
ethischer Prinzipien, 

c) tragen in ethischen Dilemmasituatio¬ 
nen mit Kindern, Jugendlichen oder ih¬ 
ren Bezugspersonen im interprofessio¬ 
nellen Gespräch zur gemeinsamen Ent¬ 
scheidungsfindung bei. 

III. Intra- und interprofessionelles Handeln in 
unterschiedlichen systemischen Kontex¬ 
ten verantwortlich gestalten und mitge¬ 
stalten. 

1. Verantwortung in der Organisation des 

qualifikationsheterogenen Pflegeteams 

übernehmen. 

Die Absolventinnen und Absolventen 

a) stimmen ihr Pflegehandeln zur Ge¬ 
währleistung klientenorientierter kom¬ 
plexer Pflegeprozesse im qualifikati¬ 
onsheterogenen Pflegeteam ab und ko¬ 
ordinieren die Pflege unter Berück¬ 
sichtigung der jeweiligen Verantwor- 
tungs- und Aufgabenbereiche, insbe¬ 
sondere in der Pädiatrie und Neonato¬ 
logie, 
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b) delegieren unter Berücksichtigung wei¬ 
terer rechtlicher Bestimmungen ausge¬ 
wählte Maßnahmen an Personen ande¬ 
rer Qualifikationsniveaus und überwa- 
chen die Durchführungsqualität, 

c) beraten Teammitglieder kollegial bei 
pflegefachlichen Fragestellungen und 
unterstützen sie bei der Übernahme 
und Ausgestaltung ihres jeweiligen 
Verantwortungs- und Aufgabenberei¬ 
ches, 

d) beteiligen sich im Team an der Einar¬ 
beitung neuer Kolleginnen und Kolle¬ 
gen und leiten Auszubildende, Prakti¬ 
kantinnen und Praktikanten sowie frei¬ 
willig Engagierte in unterschiedlichen 
Versorgungssettings an, 

e) übernehmen Mitverantwortung für die 
Organisation und Gestaltung der ge¬ 
meinsamen Arbeitsprozesse, 

f) sind aufmerksam für Spannungen und 
Konflikte im Team, reflektieren diesbe¬ 
züglich die eigene Rolle und Persön¬ 
lichkeit und bringen sich zur Bewälti¬ 
gung von Spannungen und Konflikten 
konstruktiv im Pflegeteam ein. 

2. Ärztliche Anordnungen im Pflegekontext 

eigenständig durchführen. 

Die Absolventinnen und Absolventen 

a) beachten umfassend die Anforderun¬ 
gen der Hygiene und wirken verant¬ 
wortlich an der Infektionsprävention in 
den unterschiedlichen pflegerischen 
Versorgungsbereichen mit, 

b) führen entsprechend den rechtlichen 
Bestimmungen eigenständig ärztlich 
veranlasste Maßnahmen der medizini¬ 
schen Diagnostik und Therapie bei 
Kindern und Jugendlichen durch, 
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c) beobachten und interpretieren die mit 
einem medizinischen Eingriff bei Kin¬ 
dern und Jugendlichen verbundenen 
Pflegephänomene und Komplikationen 
auch in instabilen oder krisenhaften 
gesundheitlichen Situationen, 

d) unterstützen und begleiten zu pfle¬ 
gende Kinder und Jugendliche sowie 
deren Bezugspersonen umfassend auch 
bei invasiven Maßnahmen der Diag¬ 
nostik und Therapie, 

e) schätzen chronische Wunden bei Kin¬ 
dern und Jugendlichen prozessbeglei¬ 
tend ein, versorgen sie verordnungsge¬ 
recht und stimmen die weitere Behand¬ 
lung mit der Ärztin oder dem Arzt ab, 

f) vertreten die im Rahmen des Pflege¬ 
prozesses gewonnenen Einschätzungen 
zu Pflegediagnosen und erforderlichen 
Behandlungskonsequenzen bei Kindern 
und Jugendlichen in der interprofessi¬ 
onellen Zusammenarbeit. 

3. In interdisziplinären Teams an der Versor¬ 
gung und Behandlung von Kindern und 
Jugendlichen mitwirken und Kontinuität 
an Schnittstellen sichern. 

Die Absolventinnen und Absolventen 

a) übernehmen Mitverantwortung in der 
interdisziplinären Versorgung und Be¬ 
handlung von Kindern und Jugendli¬ 
chen und unterstützen die Kontinuität 
an interdisziplinären und institutionei¬ 
len Schnittstellen, 

b) bringen die pflegefachliche Sichtweise 
in die interprofessionelle Kommunika¬ 
tion ein, 

c) bearbeiten interprofessionelle Kon¬ 
flikte in einem gemeinsamen Aushand¬ 
lungsprozess auf Augenhöhe und betei¬ 
ligen sich an der Entwicklung und Um¬ 
setzung einrichtungsbezogener Kon¬ 
zepte zum Schutz vor Gewalt, 
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d) koordinieren die Pflege von Kindern 
und Jugendlichen in verschiedenen 
Versorgungskontexten und organisie¬ 
ren Termine sowie berufsgruppeniiber¬ 
greifende Leistungen, 

e) koordinieren die integrierte Versor¬ 
gung von chronisch kranken Kindern 
und Jugendlichen in der Primärversor¬ 
gung, 

fl evaluieren den gesamten Versorgungs¬ 
prozess gemeinsam mit dem therapeu¬ 
tischen Team im Hinblick auf Patien¬ 
tenorientierung und -partizipation. 

IV. Das eigene Handeln auf der Grundlage 
von Gesetzen, Verordnungen und ethi¬ 
schen Leitlinien reflektieren und begrün¬ 
den. 

1. Die Qualität der pflegerischen Leistungen 

und der Versorgung in den verschiedenen 

Institutionen sicherstellen. 

Die Absolventinnen und Absolventen 

a) integrieren erweiterte Anforderungen 
zur internen und externen Qualitätssi¬ 
cherung in das Pflegehandeln und ver¬ 
stehen Qualitätsentwicklung und -Si¬ 
cherung als rechtlich verankertes und 
interdisziplinäres Anliegen in Instituti¬ 
onen des Gesundheitswesens, 

b) wirken an Maßnahmen der Qualitätssi¬ 
cherung sowie -Verbesserung mit, set¬ 
zen sich für die Umsetzung evidenzba¬ 
sierter und/oder interprofessioneller 
Leitlinien und Standards ein und leis¬ 
ten so einen Beitrag zur Weiterent¬ 
wicklung einrichtungsspezifischer 
Konzepte, 

c) bewerten den Beitrag der eigenen Be¬ 
rufsgruppe zur Qualitätsentwicklung 
und -Sicherung und erfüllen die anfal¬ 
lenden Dokumentationsverpflichtungen 
auch im Kontext von interner und ex¬ 
terner Kontrolle und Aufsicht, 

d) überprüfen regelmäßig die eigene pfle¬ 
gerische Praxis durch kritische Refle¬ 
xionen und Evaluation im Hinblick auf 
Ergebnis- und Patientenorientierung 
und ziehen Schlussfolgerungen für die 
Weiterentwicklung der Pflegequalität. 
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2. Versorgungskontexte und Systemzusam- 
menhänge im Pflegehandeln berücksichti¬ 
gen und dabei ökonomische und ökologi¬ 
sche Prinzipien beachten. 

Die Absolventinnen und Absolventen 

a) üben den Beruf im Rahmen der gesetz¬ 
lichen Vorgaben sowie unter Berück¬ 
sichtigung ihrer ausbildungs- und be¬ 
rufsbezogenen Rechte und Pflichten ei¬ 
genverantwortlich aus, 

b) erfassen den Einfluss gesamtgesell¬ 
schaftlicher Veränderungen, ökonomi¬ 
scher Anforderungen, technologischer 
sowie epidemiologischer und demogra¬ 
fischer Entwicklungen auf die Versor¬ 
gungsverträge und Versorgungsstruk¬ 
turen im Gesundheits- und Sozialsys¬ 
tem, 

c) erkennen die Funktion der Gesetzge¬ 
bung im Gesundheits- und Sozialbe¬ 
reich zur Sicherstellung des gesell¬ 
schaftlichen Versorgungsauftrags in 
stationären, teilstationären und ambu¬ 
lanten Handlungsfeldern, 

d) reflektieren auf der Grundlage eines 
breiten Wissens ihre Handlungs- und 
Entscheidungsspielräume in unter¬ 
schiedlichen Abrechnungssystemen, 

e) wirken an der Umsetzung von Konzep¬ 
ten und Leitlinien zur ökonomischen 
und ökologischen Gestaltung der Ein¬ 
richtung mit. 

V. Das eigene Handeln auf der Grundlage 
von wissenschaftlichen Erkenntnissen 
und berufsethischen Werthaltungen und 
Einstellungen reflektieren und begründen. 

1. Pflegehandeln an aktuellen wissenschaftli¬ 
chen Erkenntnissen, insbesondere an pfle¬ 
gewissenschaftlichen Forsch ungsergebnis- 
sen, Theorien und Modellen ausrichten. 

Die Absolventinnen und Absolventen 

a) vertreten die Notwendigkeit, die Wis¬ 
sensgrundlagen des eigenen Handelns 
kontinuierlich zu überprüfen und gege¬ 
benenfalls zu verändern, 
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b) erschließen sich pflege- und bezugs¬ 
wissenschaftliche Forschungsergeb¬ 
nisse bezogen auf die Pflege von Kin¬ 
dern und Jugendlichen und bewerten 
sie hinsichtlich der Reichweite, des 
Nutzens, der Relevanz und des Umset¬ 
zungspotenzials, 

c) begründen und reflektieren das Pflege¬ 
handeln kontinuierlich auf der Basis 
von vielfältigen oder spezifischen pfle¬ 
gewissenschaftlichen und bezugswis¬ 
senschaftlichen evidenzbasierten Stu¬ 
dienergebnissen, Theorien, Konzepten 
und Modellen, 

d) leiten aus beruflichen Erfahrungen in 
der pflegerischen Versorgung und Un¬ 
terstützung von Kindern, Jugendlichen 
und Familien mögliche Fragen an 
Pflegewissenschaft und -forschung ab. 

2. Verantwortung für die Entwicklung (le¬ 
benslanges Lernen) der eigenen Persön¬ 
lichkeit sowie das berufliche Selbstver¬ 
ständnis übernehmen. 

Die Absolventinnen und Absolventen 

a) bewerten das lebenslange Lernen als 
ein Element der persönlichen und be¬ 
ruflichen Weiterentwicklung und über¬ 
nehmen Eigeninitiative und Verant¬ 
wortung für das eigene Lernen und 
nutzen hierfür auch moderne Informa¬ 
tions- und Kommunikationstechnolo¬ 
gien, 

b) nehmen drohende Uber- oder Unter¬ 
forderungen frühzeitig wahr, erkennen 
die notwendigen Veränderungen am 
Arbeitsplatz und/oder des eigenen 
Kompetenzprofils und leiten daraus 
entsprechende Handlungsinitiativen 
ab, 

c) setzen Strategien zur Kompensation 
und Bewältigung unvermeidbarer be¬ 
ruflicher Belastungen gezielt ein und 
nehmen Unterstützungsangebote früh¬ 
zeitig wahr oder fordern diese aktiv 
ein, 
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d) reflektieren ihre persönliche Entwick¬ 
lung als professionell Pflegende und 
entwickeln ein eigenes Pflegeverständ¬ 
nis sowie ein berufliches Selbstver¬ 
ständnis unter Berücksichtigung be¬ 
rufsethischer und eigener ethischer 
Überzeugungen, 

e) verfügen über ein Verständnis für die 
historischen Zusammenhänge des Pfle¬ 
geberufs und positionieren sich mit ih¬ 
rer beruflichen Pflegeausbildung im 
Kontext der Gesundheitsberufe unter 
Berücksichtigung der ausgewiesenen 
Vorbeha Its auf gaben, 

f) verstehen die Zusammenhänge zwi¬ 
schen den gesellschaftlichen, soziode- 
mografischen und ökonomischen Ver¬ 
änderungen und der Berufsentwick¬ 
lung, 

g) bringen sich den gesellschaftlichen 
Veränderungen und berufspolitischen 
Entwicklungen entsprechend in die 
Weiterentwicklung des Pflegeberufs 
ein. 
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Anlage 4 

Anlage 4 

(zu § 28 Absatz 3 Satz 1) 

(zu § 28 Absatz 3 Satz 1) 

Kompetenzen für die staatliche Prüfung 
nach § 28 zur Altenpflegerin 
oder zum Altenpfleger 

unverändert 

1. Pflegebedarfe von alten Menschen erken¬ 
nen sowie Pflege- und Betreuungspro¬ 
zesse und Pflegediagnostik in akuten und 
dauerhaften Pflegesituationen verantwort¬ 
lich planen, organisieren, gestalten, 
durchführen, steuern und bewerten. 

1. Die Pflege von alten Menschen verantwort¬ 
lich planen, organisieren, gestalten, durch¬ 
führen, steuern und beweiien. 

Die Absolventinnen und Absolventen 

a) verfügen über ein ausreichendes Ver¬ 
ständnis von spezifischen Theorien und 
Modellen zur Pflegeprozessplanung 
und -dokumentation und berücksichti¬ 
gen diese bei der Steuerung und Ge¬ 
staltung von Pflegeprozessen bei alten 
Menschen, 

b) übernehmen Verantwortung für die 
Organisation, Steuerung und Gestal¬ 
tung des Pflegeprozesses bei alten 
Menschen, 

c) nutzen angemessene Messverfahren bei 
alten Menschen und beschreiben den 
Pflegebedarf unter Hinzuziehung von 
Pflegediagnosen, 

d) schätzen diverse Pflegeanlässe und 
den Pflegebedarf bei alten Menschen 
auch in instabilen gesundheitlichen 
und vulnerablen Lebenssituationen ein, 

e) handeln die Pflegeziele mit dem zu 
pflegenden alten Menschen und gege¬ 
benenfalls seinen Bezugspersonen aus, 
setzen gesicherte Pflegemaßnahmen 
ein und bewerten gemeinsam die Wirk¬ 
samkeit der Pflege, 

f) nutzen Pflegedokumentationssysteme, 
um ihre Pflegeprozessentscheidungen 
in der Pflege von alten Menschen selb¬ 
ständig und im Pflegeteam zu bewer¬ 
ten, 
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g) entwickeln mit alten Menschen, ihren 
Bezugspersonen und dem sozialen Netz 
altersentsprechende lebensweltorien¬ 
tierte Angebote zur Auseinanderset¬ 
zung mit und Bewältigung von Pflege¬ 
bedürftigkeit und ihren Folgen, 

li) stimmen die Pflegeprozessgestaltung 
auf spezifische ambulante und statio¬ 
näre Versorgungskontexte für alte 
Menschen ab. 

2. Pflege bei alten Menschen mit gesundheit¬ 
lichen Problemlagen planen, organisieren, 
gestalten, durchführen, steuern und bewer¬ 
ten unter dem besonderen Fokus von Ge¬ 
sundheitsförderung und Prävention. 

Die Absolventinnen und Absolventen 

a) unterstützen, pflegen, begleiten und be¬ 
raten auf der Grundlage der durchge- 
fiihrten Untersuchungen alte Menschen 
bei gesundheitlichen und präventiven 
Maßnahmen auch in komplexen ge¬ 
sundheitlichen Problem lagen auf der 
Grundlage von pflege- und bezugswis¬ 
senschaftlichen Erkenntnissen, 

b) unterstützen alte Menschen durch Mit¬ 
wirkung an der Entwicklung von fach¬ 
lich begründeten Pflegeinten>entionen 
der Gesundheitsförderung, Prävention 
und Kuration, 

c) erkennen Belastungen durch Pflege, 
beraten und stärken die Kompetenzen 
von Angehörigen im Umgang mit dem 
pflegebedürftigen alten Menschen, 

d) erkennen Hinweiszeichen auf eine 
mögliche Gewaltausübung in der Ver¬ 
sorgung von alten Menschen und re¬ 
flektieren ihre Beobachtungen im the¬ 
rapeutischen Team, 

e) verfügen über ein integratives Ver¬ 
ständnis von physischen, psychischen 
und psychosomatischen Zusammen¬ 
hängen in der Pflege von alten Men¬ 
schen, 
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f) erkennen Wissensdefizite und erschlie¬ 
ßen sich bei Bedarf selbständig neue 
Informationen zu den Wissensberei¬ 
chen der Pflege, Gesundheitsförderung 
und Medizin, insbesondere zu geriatri- 
schen Fragestellungen. 

3. Pflegebedarfe von alten Menschen erken¬ 
nen und Pflege von alten Menschen in 
hoch belasteten und kritischen Lebenssitu¬ 
ationen verantwortlich planen, organisie¬ 
ren, gestalten, durchführen, steuern und 
bewerten. 

Die Absolventinnen und Absolventen 

a) pflegen, begleiten, unterstützen und be¬ 
raten alte Menschen sowie deren Be¬ 
zugspersonen bei Demenz, psychischen 
Krisen und gerontopsychiatrischen Er¬ 
krankungen, 

b) steuern und gestalten den Pflegepro¬ 
zess bei alten sowie bei schwerstkran- 
ken und sterbenden alten Menschen 
mit akuten und chronischen Schmer¬ 
zen, 

c) pflegen, begleiten, unterstützen und be¬ 
raten alte Menschen sowie deren Be¬ 
zugspersonen bei chronischen Krank¬ 
heitsverläufen, akuten und chronischen 
Schmerzen sowie am Lebensende und 
beziehen die sozialen Netzwerke in das 
Handeln ein, 

d) unterstützen und anerkennen die Res¬ 
sourcen von Familien, die sich insbe¬ 
sondere infolge von schweren chroni¬ 
schen oder lebenslimitierenden Er¬ 
krankungen im höheren Lebensalter in 
einer Lebenskrise befinden, und wirken 
bei der Stabilisierung des Familiensys¬ 
tems mit, 

e) kennen Hilfsangebote und Inten>enti- 
onswege und übernehmen Verantwor¬ 
tung, 

fl reflektieren Phänomene von Macht 

und Machtmissbrauch in pflegerischen 
Handlungsfeldern der Versorgung von 
alten Menschen, 
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g) begleiten und unterstützen schwerst- 
kranke alte Menschen sowie nahe Be¬ 
zugspersonen in Phasen des Sterbens, 
erkennen und akzeptieren deren spezi¬ 
fische Bedürfnisse und bieten Unter¬ 
stützung bei der Bewältigung und Ver¬ 
arbeitung von Verlust und Trauer an, 

li) informieren schwerkranke und ster¬ 
bende alte Menschen sowie deren An¬ 
gehörige zu den spezifischen Schwer¬ 
punkten palliativer Versorgungsange¬ 
bote. 

4. In lebensbedrohlichen sowie in Krisen¬ 
oder Katastrophensituationen zielgerichtet 
handeln. 

Die Absolventinnen und Absolventen 

a) kennen und beachten im Notfall rele¬ 
vante rechtliche Grundlagen wie Vor¬ 
sorgevollmachten und Patientenverfü¬ 
gungen, 

b) treffen in lebensbedrohlichen Situatio¬ 
nen erforderliche Interventionsent¬ 
scheidungen und leiten lebenserhal¬ 
tende Sofortmaßnahmen bis zum Ein¬ 
treffen der Ärztin oder des Arztes ein, 

c) koordinieren den Einsatz der Ersthel¬ 
ferinnen oder Ersthelfer bis zum Ein¬ 
treffen der Ärztin oder des Arztes, 

d) erkennen Notfallsituationen in Pfiege- 
und Gesundheitseinrichtungen und 
handeln nach den Vorgaben des Not¬ 
fallplanes und der Notfall-Evakuie¬ 
rung. 

5. Alte Menschen bei der Lebensgestaltung 
unterstützen, begleiten und beraten. 

Die Absolventinnen und Absolventen 

a) erheben soziale, familiale und biogra¬ 
fische Informationen sowie Unterstüt¬ 
zungsmöglichkeiten durch Bezugsper¬ 
sonen und soziale Netzwerke bei alten 
Menschen und identifizieren Ressour¬ 
cen und Herausforderungen in der Le¬ 
bens- und Entwicklungsgestaltung, 

b) entwickeln gemeinsam mit alten Men¬ 
schen mögliche Angebote zur sozialen 
und kulturellen Teilhabe und unterstüt¬ 
zen diese, 
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c) berücksichtigen bei der Planung und 
Gestaltung von Alltagsaktivitäten die 
Bedürfnisse und Erwartungen, die kul¬ 
turellen Kontexte sowie die sozialen 
Lagen und die Entwicklungsphase von 
alten Menschen, 

d) beziehen freiwillig Engagierte zur Un¬ 
terstützung und Bereicherung der Le¬ 
bensgestaltung in die Versorgungspro¬ 
zesse von alten Menschen ein. 

6. Entwicklung lind Autonomie in der Le¬ 
bensspanne fördern. 

Die Absolventinnen und Absolventen 

a) wahren das Selbstbestimmungsrecht 
alter Menschen mit Pflegebedarf, ins¬ 
besondere auch, wenn sie in ihrer 
Selbstbestimmungsfähigkeit einge¬ 
schränkt sind, 

b) unterstützen alte Menschen mit ange¬ 
borener oder erworbener Behinderung 
bei der Wiederherstellung, Kompensa¬ 
tion und Adaption eingeschränkter Fä¬ 
higkeiten, um sie für eine möglichst 
selbständige Entwicklung, Lebensfüh¬ 
rung und gesellschaftliche Teilhabe zu 
befähigen, 

c) tragen durch rehabilitative Maßnah¬ 
men bei alten Menschen zum Erhalt 
und zur Wiedererlangung von Alltags¬ 
kompetenz bei, 

d) fördern und gestalten die Zusammen¬ 
arbeit zwischen familialen Systemen 
sowie den sozialen Netzwerken und 
den professionellen Pflegesystemen in 
der pflegerischen Versorgung von al¬ 
ten Menschen, 

e) stimmen die Zusammenarbeit der Be¬ 
teiligten sowie die Gestaltung des Pfle¬ 
geprozesses auf den individuellen Ent¬ 
wicklungsstand des zu pflegenden alten 
Menschen ab und unterstützen ent¬ 
wicklungsbedingte Formen der Krank- 
hei tsbewä l tigung. 
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II. Kommunikation und Beratung personen- 
und situationsorientiert gestalten. 

1. Kommunikation und Interaktion mit alten 
Menschen und ihren Bezugspersonen per¬ 
sonell- und situationsbezogen gestalten und 
eine angemessene Information sicherstel¬ 
len. 

Die Absolventinnen und Absolventen 

a) machen sich eigene Deutungs- und 
Handlungsmuster in der pflegerischen 
Interaktion mit alten Menschen und ih¬ 
ren Bezugspersonen und mit ihren un¬ 
terschiedlichen, insbesondere kulturel¬ 
len und sozialen Hintergründen be¬ 
wusst und reflektieren sie, 

b) reflektieren ihre Möglichkeiten und 
Grenzen in der Kommunikation und 
Beratung, 

c) nutzen Empathie, Wertschätzung, Ak¬ 
zeptanz und Kongruenz für eine profes¬ 
sionelle Beziehungsgestaltung und 
Kommunikation mit alten Menschen, 

d) setzen Methoden der Gesprächsfüh¬ 
rung angemessen ein, 

e) erkennen Kommunikationsbarrieren, 
insbesondere bei spezifischen Gesund¬ 
heitsstörungen oder Formen von Be¬ 
hinderungen im Alter, und setzen un¬ 
terstützende und kompensierende Maß¬ 
nahmen ein, um diese zu überbrücken, 

f) sind in der Lage, Konflikte wahrzuneh¬ 
men, angemessen darauf zu reagieren 
und Konfliktgespräche zu führen unter 
Hinzuziehung von Angeboten zur 
Überprüfung der eigenen professionel¬ 
len Kommunikation. 

2. Information, Schulung und Beratung bei 
alten Menschen verantwortlich organisie¬ 
ren, gestalten, steuern und bewerten. 

Die Absolventinnen und Absolventen 

a) informieren alte Menschen zu komple¬ 
xen gesundheits- und pflegebezogenen 
Fragestellungen und weitergehenden 
Fragen der pflegerischen Versorgung, 

b) setzen Schulungen mit Einzelperso¬ 
nen und kleineren Gruppen zu pfle¬ 
gender alter Menschen um, 
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c) beraten alte Menschen und ihre Be¬ 
zugspersonen im Umgang mit krank- 
lieits- sowie therapie- und pflegebe¬ 
dingten Anforderungen und befähigen 
sie, ihre Gesundheitsziele in größtmög¬ 
licher Selbständigkeit und Selbstbe¬ 
stimmung zu erreichen, 

d) reflektieren ihre Möglichkeiten und 
Begrenzungen zur Gestaltung von pro¬ 
fessionellen Informations-, Instrukti- 
ons-, Schulungs- und Beratungsange¬ 
boten bei alten Menschen. 

3. Ethisch reflektiert handeln. 

Die Absolventinnen und Absolventen 

a) setzen sich für die Verwirklichung von 
Menschenrechten, Ethikkodizes und 
die Förderung der spezifischen Bedürf¬ 
nisse und Gewohnheiten von zu pfle¬ 
genden alten Menschen und im Zusam¬ 
menhang mit ihren Bezugspersonen 
ein, 

b) fördern und unterstützen alte Men¬ 
schen bei der Selbstverwirklichung und 
Selbstbestimmung über das eigene Le¬ 
ben, auch unter Abwägung konkurrie¬ 
render ethischer Prinzipien, 

c) tragen in ethischen Dilemmasituatio¬ 
nen mit alten Menschen oder ihren Be¬ 
zugspersonen im interprofessionellen 
Gespräch zur gemeinsamen Entschei¬ 
dungsfindung bei. 

III. Intra- und interprofessionelles Handeln in 
unterschiedlichen systemischen Kontex¬ 
ten verantwortlich gestalten und mitge¬ 
stalten. 

1. Verantwortung in der Organisation des 
qualifikationsheterogenen Pflegeteams 
übernehmen. 

Die Absolventinnen und Absolventen 

a) stimmen ihr Pflegehandeln zur Ge¬ 
währleistung klientenorientierter kom¬ 
plexer Pflegeprozesse im qualifikati¬ 
onsheterogenen Pflegeteam ab und ko¬ 
ordinieren die Pflege von alten Men¬ 
schen unter Berücksichtigung der je¬ 
weiligen Verantwortungs- und Aufga¬ 
benbereiche, insbesondere in der stati¬ 
onären Langzeitversorgung und ambu¬ 
lanten Pflege, 
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b) delegieren unter Berücksichtigung wei¬ 
terer rechtlicher Bestimmungen ausge¬ 
wählte Maßnahmen an Personen ande¬ 
rer Qualifikationsniveaus und überwa¬ 
chen die Durchführungsqualität, 

c) beraten Teammitglieder kollegial bei 
pflegefachlichen Fragestellungen und 
unterstützen sie bei der Übernahme 
und Ausgestaltung ihres jeweiligen 
Verantwortungs- und Aufgabenberei¬ 
ches, 

d) beteiligen sich im Team an der Einar¬ 
beitung neuer Kolleginnen und Kolle¬ 
gen und leiten Auszubildende, Prakti¬ 
kantinnen und Praktikanten sowie frei¬ 
willig Engagierte in unterschiedlichen 
Versorgungssettings an, 

e) übernehmen Mitverantwortung für die 
Organisation und Gestaltung der ge¬ 
meinsamen Arbeitsprozesse, 

f) reflektieren ihre eigene Rolle in der 
Zusammenarbeit und wenden das Wis¬ 
sen über erfolgreiche Teamarbeit an. 

2. Ärztliche Anordnungen im Pflegekontext 

eigenständig durchführen. 

Die Absolventinnen und Absolventen 

a) beachten umfassend die Anforderun¬ 
gen der Hygiene und wirken verant¬ 
wortlich an der Infektionsprävention in 
den unterschiedlichen pflegerischen 
Versorgungsbereichen mit, 

b) führen entsprechend den rechtlichen 
Bestimmungen eigenständig ärztlich 
veranlasste Maßnahmen der medizini¬ 
schen Diagnostik und Therapie bei al¬ 
ten Menschen durch, 

c) beobachten und interpretieren die mit 
regelmäßig vorkommenden medizini¬ 
schen Eingriffen und Untersuchungen 
bei alten Menschen verbundenen Pfle¬ 
gephänomene und Komplikationen, 
auch in instabilen oder krisenhaften 
gesundheitlichen Situationen, 
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d) 

unterstützen und begleiten zu pfle¬ 
gende alte Menschen umfassend auch 
bei invasiven Maßnahmen der Diag¬ 
nostik und Therapie, 


e) 

schätzen chronische Wunden bei alten 
Menschen prozessbegleitend ein, ver¬ 
sorgen sie verordnungsgerecht und 
stimmen die weitere Behandlung mit 
der Ärztin oder dem Arzt ab, 


f) 

vertreten die im Rahmen des Pflege¬ 
prozesses gewonnenen Einschätzungen 
zum Pflegebedarf und erforderlichen 
Behandlungskonsequenzen bei alten 
Menschen in der interprofessionellen 
Zusammenarbeit. 


3. In interdisziplinären Teams an der Versor¬ 
gung und Behandlung von alten Menschen 
mitwirken und Kontinuität an Schnittstel¬ 
len sichern. 


Die Absolventinnen und Absolventen 


a) 

übernehmen Mitverantwortung in der 
interdisziplinären Versorgung und Be¬ 
handlung von alten Menschen und un¬ 
terstützen die Kontinuität an interdis¬ 
ziplinären und institutioneilen Schnitt¬ 
stellen, 


b) 

bringen sowohl die Perspektive der Be¬ 
troffenen als auch die pflegefachliche 
Sichtweise in die interprofessionelle 
Kommunikation ein, 


c) 

bearbeiten interprofessionelle Kon¬ 
flikte in einem gemeinsamen Aushand¬ 
lungsprozess aufAugenhöhe, 


d) 

koordinieren die Pflege von alten Men¬ 
schen in verschiedenen Versorgungs¬ 
kontexten und organisieren Termine 
sowie berufsgruppeniibergreifende 
Leistungen, 


e) 

koordinieren die integrierte Versor¬ 
gung von chronisch kranken alten 
Menschen in der Primärversorgung, 
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f) bewerten den gesamten Versorgungs¬ 
prozess gemeinsam mit dem therapeu¬ 
tischen Team im Hinblick auf Orientie¬ 
rung am Bewohner, Klienten, Patien¬ 
ten und auf seine Partizipation. 

IV. Das eigene Handeln auf der Grundlage 
von Gesetzen, Verordnungen und ethi¬ 
schen Leitlinien reflektieren und begrün¬ 
den. 

1. Die Qualität der pflegerischen Leistungen 
und der Versorgung in den verschiedenen 
Institutionen sicherstellen. 

Die Absolventinnen und Absolventen 

a) integrieren erweiterte Anforderungen 
zur internen und externen Qualitätssi¬ 
cherung in das Pflegehandeln und ver¬ 
stehen Qualitätsentw’icklung und -Si¬ 
cherung als rechtlich verankertes und 
interdisziplinäres Anliegen in Instituti¬ 
onen des Gesundheitswesens, 

b) wirken an Maßnahmen der Qualitätssi¬ 
cherung sowie -Verbesserung und der 
Weiterentwicklung wissenschaftlich 
gesicherter einrichtungsspezifischer 
Konzepte mit, 

c) beachten den Beitrag der eigenen Be¬ 
rufs gruppe zur Qualitätsentw’icklung 
und -Sicherung und erfüllen die anfal¬ 
lenden Dokumentationsverpflichtungen 
auch im Kontext von interner und ex¬ 
terner Kontrolle und Aufsicht, 

d) überprüfen regelmäßig die eigene pfle¬ 
gerische Praxis durch kritische Refle¬ 
xionen im Hinblick auf Ergebnis- und 
Patientenorientierung und ziehen 
Schlussfolgerungen für die Weiterent¬ 
wicklung der Pflegequalität. 

2. Versorgungskontexte und Systemzusam- 
menhänge im Pflegehandeln berücksichti¬ 
gen und dabei ökonomische und ökologi¬ 
sche Prinzipien beachten. 

Die Absolventinnen und Absolventen 

a) üben den Beruf im Rahmen der gesetz¬ 
lichen Vorgaben sowie unter Berück¬ 
sichtigung ihrer ausbildungs- und be¬ 
rufsbezogenen Rechte und Pflichten ei¬ 
genverantwortlich aus, 
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b) 

kennen den Einfluss gesamtgesell¬ 
schaftlicher Veränderungen, ökonomi¬ 
scher Anforderungen sowie epidemio¬ 
logischer und demografischer Entwick¬ 
lungen auf die Versorgungsstrukturen, 


c) 

erkennen die Funktion der Gesetzge¬ 
bung im Gesundheits- und Sozialbe¬ 
reich zur Sicherstellung des gesell¬ 
schaftlichen Versorgungsauftrags in 
stationären, teilstationären und ambu¬ 
lanten Handlungsfeldern, 


d) 

überblicken auf der Grundlage eines 
ausreichenden Wissens ihre Hand- 
lungs- und Entscheidungsspielräume in 
unterschiedlichen Abrechnungssyste¬ 
men, 


e) 

wirken an der Umsetzung von Konzep¬ 
ten und Leitlinien zur ökonomischen 
und ökologischen Gestaltung der Ein¬ 
richtung mit. 


V. Das eigene Handeln auf der Grundlage 
von wissenschaftlichen Erkenntnissen 
und berufsethischen Werthaltungen und 
Einstellungen überdenken und begrün¬ 
den. 


1. Auf der Grundlage von pflege- und bezugs¬ 
wissenschaftlichen Erkenntnissen, ethi¬ 
schen Grundsätzen und beruflichen Aufga¬ 
ben handeln. 


Die Absolventinnen und Absolventen 


a) 

vertreten die Notwendigkeit, die Wis¬ 
sensgrundlagen des eigenen Handelns 
kontinuierlich zu überprüfen und gege¬ 
benenfalls zu verändern, und überneh¬ 
men Eigeninitiative und Verantwor¬ 
tung fiir das eigene Lernen, 


b) 

reflektieren die Bedeutung ihres Berufs 
im Kontext von gesellschaftlichen, so- 
ziodemografischen und ökonomischen 
Veränderungen, 


c) 

handeln auf der Grundlage pflege- und 
bezugswissenschaftlicher Erkenntnisse 
bezogen auf die Pflege von alten Men¬ 
schen und reflektieren und bewerten 
ihr Pflegehandeln hinsichtlich mögli¬ 
cher Verbesserungen. 
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2. Verantwortung für die Entwicklung (le¬ 
benslanges Lernen) der eigenen Persön¬ 
lichkeit sowie das berufliche Selbstver¬ 
ständnis übernehmen. 

Die Absolventinnen und Absolventen 

a) bewerten das lebenslange Lernen als 
ein Element der persönlichen und be¬ 
ruflichen Weiterentwicklung und über¬ 
nehmen Eigeninitiative und Verant¬ 
wortung für das eigene Lernen, 

b) nehmen drohende Über- oder Unter¬ 
forderungen frühzeitig wahr, erkennen 
die notwendigen Veränderungen am 
Arbeitsplatz und/oder des eigenen 
Kompetenzprofils und leiten daraus 
entsprechende Handlungsinitiativen 
ab, 

c) setzen Strategien zur Kompensation 
und Bewältigung unvermeidbarer be¬ 
ruflicher Belastungen gezielt ein und 
nehmen Unterstützungsangebote früh¬ 
zeitig wahr oder fordern diese aktiv 
ein, 

d) reflektieren ihre persönliche Entwick¬ 
lung als professionell Pflegende und 
entwickeln ein eigenes Pflegeverständ¬ 
nis sowie ein berufliches Selbstver¬ 
ständnis unter Berücksichtigung be¬ 
rufsethischer und eigener ethischer 
Überzeugungen, 

e) verfügen über ein Verständnis für die 
historischen Zusammenhänge des Pfle¬ 
geberufs und positionieren sich mit ih¬ 
rer beruflichen Pflegeausbildung im 
Kontext der Gesundheitsberufe unter 
Berücksichtigung der ausgewiesenen 
Vorbehaltsaufgaben, 

f) verstehen die Zusammenhänge zwi¬ 
schen den gesellschaftlichen, soziode- 
mografischen und ökonomischen Ver¬ 
änderungen und der Berufsentwick- 
lung, 

g) worden befähigt, sich in die gesell¬ 
schaftlichen Veränderungen und be¬ 
rufspolitischen Entwicklungen sowie in 
die Weiterentwicklung des Pflegebe¬ 
rufs einzubringen. 
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Anlage 5 

Anlage 5 

(zu § 35 Absatz 2, § 36 Absatz 1, § 37 Absatz 1) 

(zu § 35 Absatz 2, § 36 Absatz 1, § 37 Absatz 1) 

Kompetenzen für die Prüfung der hochschu¬ 
lischen Pflegeausbildung nach § 32 

unverändert 

1. Wissenschaftsbasierte Planung, Organi¬ 
sation, Gestaltung, Durchführung, Steue¬ 
rung und Evaluation auch von hoch kom¬ 
plexen Pflegeprozessen bei Menschen al¬ 
ler Altersstufen. 

Die Absolventinnen und Absolventen 

1. erheben und beurteilen den individuellen 
Pflegebedarf, potentielle Risiken und Ge¬ 
sundheitsgefährdungen in komplexen und 
hochkomplexen akuten und dauerhaften 
Pflegesituationen und nutzen spezifische 
wissenschaftsorientierte Assessmentverfah¬ 
ren, 

2. übernehmen Verantwortung für die Planung, 
Organisation, Gestaltung, Durchführung, 
Steuerung und Evaluation von Pflegeprozes¬ 
sen bei Menschen mit besonderen gesund¬ 
heitlichen Problemlagen unter Berücksichti¬ 
gung von wissenschaftlich fundierten Ansät¬ 
zen der Gesundheitsförderung, Prävention 
und Kuration, 

3. übernehmen Verantwortung für die Planung, 
Organisation, Gestaltung, Durchführung, 
Steuerung und Evaluation von Pflegeprozes¬ 
sen bei Menschen in hochbelasteten und kri¬ 
tischen Lebens- und Pflegesituationen auch 
bei hochkomplexen Pflegebedarfen, spezifi¬ 
schen Klientengruppen und besonderen Ver¬ 
laufsdynamiken wissenschaftsbasiert und 
fallorientiert, 

4. übernehmen die Organisation und Durch¬ 
führung von Interventionen in lebensbedroh¬ 
lichen Krisen- und in Katastrophensituatio¬ 
nen bis zum Eintreffen der Ärztin oder des 
Arztes, 

5. fördern die Entwicklung und Autonomie der 
zu pflegenden Menschen unter Einbeziehung 
ihrerfamilialen Kontexte, Lebenslagen und 
Lebenswelten auf der Basis eines breiten 
pflege- und bezugswissenschaftlichen Wis¬ 
sens, 
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6. unterstützen die zu pflegenden Menschen bei 
der Entwicklung von Alltagskompetenzen 
und bei der Lebensgestaltung unter Berück¬ 
sichtigung eines vertieften pflege- und be¬ 
zugswissenschaftlichen Wissens, 

7. analysieren, evaluieren und reflektieren 
Pflegeprozesse auf der Grundlage pflege- 
und bezugswissenschaftlicher Methoden, 
Theorien und Forschungsergebnisse. 

II. Personen- und situationsorientierte Kom¬ 
munikation und Beratung von zu pflegen¬ 
den Menschen aller Altersstufen und ihren 
Bezugspersonen. 

Die Absolventinnen und Absolventen 

1. nutzen ein vertieftes und kritisches pflege- 
und bezugswissenschaftliches Wissen in 
hochkomplexen Kommunikations-, Interakti¬ 
ons- und Beratungssituationen, 

2. analysieren, reflektieren und evaluieren kri¬ 
tisch Kommunikations-, Interaktions- und 
Beratungsprozesse in der Pflegepraxis auf 
der Grundlage pflege- und bezugswissen¬ 
schaftlicher Methoden sowie unter ethischen 
Gesichtspunkten, 

3. konzipieren, gestalten und evaluieren Bera- 
tungs- und Schulungskonzepte auf der Basis 
gesicherter Forschungsergebnisse, 

4. treffen in moralischen Konflikt- und Dilem¬ 
masituationen begründete ethische Entschei¬ 
dungen unter Berücksichtigung von Men¬ 
schenrechten sowie pflegeethischer Ansätze 
und fördern berufsethisches Handeln in der 
Pflegepraxis. 

III. Verantwortliche Gestaltung des intra- und 
interprofessionellen Handelns in unter¬ 
schiedlichen systemischen Kontexten 
und Weiterentwicklung der gesundheitli¬ 
chen und pflegerischen Versorgung von 
Menschen aller Altersstufen. 

Die Absolventinnen und Absolventen 

1. konzipieren und gestalten die pflegerische 
Arbeitsorganisation in qualifikationshetero¬ 
genen Pflegeteams und in unterschiedlichen 
Versorgungssettings auf der Basis gesicher¬ 
ter Forschungsergebnisse, 
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2. führen entsprechend den rechtlichen Bestim¬ 
mungen ärztliche Anordnungen und Maß¬ 
nahmen der Diagnostik, Therapie oder Re¬ 
habilitation eigenständig und unter Berück¬ 
sichtigung vertieften forschungsbasierten 
Wissens durch, 

3. analysieren wissenschaftlich begründet die 
derzeitigen pflegerischen/gesundheitlichen 
Versorgungsstrukturen, die Steuerung von 
Versorgungsprozessen und Formen von in- 
tra- und interprofessioneller Zusammenar¬ 
beit und reflektieren diese kritisch, 

4. wirken an der Weiterentwicklung und Imple¬ 
mentierung von wissenschaftsorientierten, 
innovativen Lösungsansätzen der Zusam¬ 
menarbeit von Berufsgruppen und der Steue¬ 
rung von Versorgungsprozessen in unter¬ 
schiedlichen Versorgungsbereichen und 
über die Versorgungsbereiche hinweg mit. 

IV. Reflexion und Begründung des eigenen 
Handelns vor dem Hintergrund von Geset¬ 
zen, Verordnungen, ethischen Leitlinien 
und Mitwirkung an der Entwicklung und 
Implementierung von Qualitätsmanage¬ 
mentkonzepten, Leitlinien und Experten¬ 
standards. 

Die Absolventinnen und Absolventen 

1. analysieren wissenschaftlich begründet 
rechtliche, ökonomische und gesellschaftli¬ 
che Rahmenbedingungen sowie Verfahren 
des Qualitätsmanagements und der Quali¬ 
tätsentwicklung und reflektieren diese kri¬ 
tisch, 

2. wirken an der Entwicklung, Implementie¬ 
rung und Evaluation von wissenschaftsba¬ 
sierten oder -orientierten innovativen Ansät¬ 
zen des Qualitätsmanagements und der Qua- 
litätsentwicklung mit, 

3. beteiligen sich an gesellschaftlichen Aus¬ 
handlungsprozessen zur Pflege- und Versor¬ 
gungsqualität. 
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V. Reflexion und Begründung des eigenen 
Handelns auf der Grundlage von wissen¬ 
schaftlichen Erkenntnissen und berufs¬ 
ethischen Werthaltungen und Einstellun¬ 
gen sowie Beteiligung an der Berufsent¬ 
wicklung. 

Die Absolventinnen und Absolventen 

1. erschließen und bewerten gesicherte For¬ 
schungsergebnisse und wählen diese für den 
eigenen Handlungsbereich aus, 

2. nutzen forschungsgestützte Problemlösungen 
und neue Technologien für die Gestaltung 
von Pflegeprozessen, 

3. gestalten die vorbehaltenen Tätigkeiten ver¬ 
antwortlich aus und positionieren pflegewis- 
senschaftliche Erkenntnisse im intra- und in¬ 
terdisziplinären Team, 

4. identifizieren eigene und teamübergreifende 
berufsbezogene Fort- und Weiterbildungsbe- 
darfe, 

5. analysieren und reflektieren wissenschaftlich 
begründet berufsethische Werthaltungen und 
Einstellungen, 

6. entwickeln ein fundiertes Pflegeverständnis 
und ein berufliches Selbstverständnis als 
hochschulisch qualifizierte Pflegefachper¬ 
son, 

7. wirken an der Weiterentwicklung der Profes¬ 
sion mit. 
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Anlage 6 

Anlage 6 

(zu § 1 Absatz 2 Nummer 1, § 25) 

(zu § 1 Absatz 2 Nummer 1, § 25) 

Stundenverteilung im Rahmen des theoreti¬ 

unverändert 

schen und praktischen Unterrichts 
der beruflichen Pflegeausbildung 



Erstes 





und 

letztes 



Kompetenzbereich 

zweites 

Ausbil¬ 

Ausbil¬ 

dungs¬ 

Ge¬ 

samt 



dungs¬ 

drittel 

drittel 



I. Pflegeprozesse 

680 

320 

1.000 


und Pflegediag¬ 
nostik in akuten 
und dauerhaften 
Pflegesituationen 
verantwortlich 
planen, organi¬ 
sieren, gestalten, 
durchführen, 
steuern und eva¬ 
luieren. 

Std. 

Std. 

Std. 


II. Kommunikation 

200 

80 

280 


und Beratung 
Personen- und si¬ 
tuationsbezogen 
gestalten. 

Std. 

Std. 

Std. 


III. Intra- und inter¬ 

200 

100 

300 


professionelles 
Handeln in un¬ 
terschiedlichen 
systemischen 
Kontexten ver¬ 
antwortlich ge¬ 
stalten und mit¬ 
gestalten. 

Std. 

Std. 

Std. 


IV. Das eigene Han¬ 

80 

80 

160 


deln auf der 
Grundlage von 
Gesetzen, Ver¬ 
ordnungen und 
ethischen Leitli¬ 
nien reflektieren 
und begründen. 

Std. 

Std. 

Std. 
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V. Das eigene Han¬ 

100 

60 

160 


deln auf der 
Grundlage von 
wissenschaftli¬ 
chen Erkenntnis¬ 
sen und berufs¬ 
ethischen Wert¬ 

Std. 

Std. 

Std. 


haltungen und 
Einstellungen re¬ 
flektieren und 





begründen. 





Stunden zur freien 

140 

60 

200 


Verteilung 

Std. 

Std. 

Std. 


Gesamtsumme 

1400 

700 

2 100 



Std. 

Std. 

Std. 


In der Ausbildung zur Pflegefachfrau oder zum Pflege¬ 
fachmann entfallen über die Gesamtdauer der Ausbil¬ 


dung im Rahmen des Unterrichts zur Vermittlung von 
Kompetenzen zur Pflege von Menschen aller Altersstu¬ 
fen jeweils mindestens 500 und höchstens 700 Stunden 
auf die Kompetenzvermittlung anhand der besonderen 
Pflegesituationen von Kindern und Jugendlichen sowie 


von alten Menschen. 
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Anlage 7 

Anlage 7 

(zu § 1 Absatz 2 Nummer 2, § 26 Absatz 2 Satz 1, 

§ 28 Absatz 2 Satz 1) 

(zu § 1 Absatz 2 Nummer 2, § 26 Absatz 2 Satz 1, 

§ 28 Absatz 2 Satz 1) 

Stundenverteilung im Rahmen der 
praktischen Ausbildung der 
beruflichen Pflegeausbildung 

unverändert 

Erstes und zweites Ausbildungsdrittel 



1. Orientierungseinsatz 




Flexibel gestaltbarer Einsatz zu 
Beginn der Ausbildung beim Trä¬ 
ger der praktischen Ausbildung 

400 Std.‘ 


II. Pflichteinsätze in den drei all¬ 
gemeinen Versorgungsberei¬ 
chen 



1 . 

Stationäre Akutpflege 

400 Std. 


2. 

Stationäre Langzeitpflege 

400 Std. 


3. 

Ambulante Akut-/Langzeitpflege 

400 Std. 


III. Pflichteinsatz in der pädiatri¬ 
schen Versorgung 




Pädiatrische Versorgung 

120 Std.* 


Summe erstes und zweites Ausbil¬ 
dungsdrittel 

1 720 Std. 



Letztes A usbildungsdrittel 



IV. Pflichteinsatz in der psychiat¬ 
rischen Versorgung 



1 . 

Allgemein-, geronto-, kinder¬ 
oderjugendpsychiatrische Ver¬ 
sorgung 

120 Std. 


2. 

Bei Ausübung des Wahlrechts 
nach § 59 Absatz 2 PflBG: 
nur kinder- oder jugendpsychiat¬ 
rische Versorgung 


3. 

Bei Ausübung des Wahlrechts 
nach § 59 Absatz 3 PflBG: 
nur gerontopsychiatrische Versor¬ 
gung 


V. Vertiefungseinsatz im Bereich 
eines Pflichteinsatzes 



1 . 

Im Bereich eines Pflichteinsatzes 
nach II. bis IV. 1. 

Im Bereich des Pflichteinsatzes 
nach II.3. auch mit Ausrichtung 
auf die ambulante Langzeitpflege 

500 Std. 


2. 

Für das Wahlrecht nach § 59 Ab¬ 
satz 2 PflBG: 

Im Bereich eines Pflichteinsatzes 
nach III 
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3. 

Für das Wahlrecht nach § 59 Ab¬ 
satz 3 PflBG: 

Im Bereich eines Pflichteinsatzes 
nach II.2. oder II.3. mit Ausrich¬ 
tung auf die ambulante Langzeit¬ 
pflege 



VI. Weitere Einsätze / Stunden 
zur freien Verteilung 



1 . 

Weiterer Einsatz (z. B. Pflegebe¬ 
ratung, Rehabilitation, Palliation) 

- bei Ausübung des Wahlrechts 
nach § 59 Absatz 2 PflBG: 
nur in Bereichen der Versor¬ 
gung von Kindern und Ju¬ 
gendlichen 

- bei Ausübung des Wahlrechts 
nach § 59 Absatz 3 PflBG: 
nur in Bereichen der Versor¬ 
gung von alten Menschen 

80 Std. 


2. 

Zur freien Verteilung im Versor¬ 
gungsbereich des Vertiefungsein¬ 
satzes 

80 Std. 


Summe letztes Ausbildungsdrittel 

780 Std. 



Gesamtsumme 

2 500 Std. 





Bis zum 31. Dezember 2024 entfallen auf „III. 
Pflichteinsatz in der pädiatrischen Versorgung“ 
mindestens 60 und höchstens 120 Stunden. Die 
gegebenenfalls freiwerdenden Stundenkontin¬ 
gente erhöhen entsprechend die Stunden von 
„I. Orientierungseinsatz“. 
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Die/der Vorsitzende 
des Prüfungsausschusses 


Zeugnis über die staatliche Prüfung der berufli¬ 
chen Pflegeausbildung 
für 

99 _ 

Name, Vorname 

Geburtsdatum Geburtsort 

hat am_die staatliche 

Prüfung nach § 2 Nummer 1 des Pflegeberufegesetzes 
vor dem staatlichen Prüfungsausschuss bei der 

in_bestan¬ 

den. 

Sie/Er hat folgende Prüfungsnoten (Gesamtnoten der 
einzelnen Prüfungsteile) erhalten: 

1. im schriftlichen Teil der Prüfung 

99 _ 

2. im mündlichen Teil der Prüfung 

99 _ 

3. im praktischen Teil der Prüfung 

99 _ 

Gesamtnote der staatlichen 

Prüfung „_“ 

(auf der Gmndlage der Prüfungsnoten 
nach den Nummern 1 bis 3) 

Ort, Datum 

_(Siegel) 

(Unterschrift der/des Vorsitzenden des 
Prüfungsausschusses) 


* Nichtzutreffendes streichen. 
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Anlage 9 

(zu § 44 Absatz 3 Satz 2) 

unverändert 

Bezeichnung der Einrichtung 

Bescheinigung über die Teilnahme am Anpas¬ 
sungslehrgang 

Name, Vorname 


Geburtsdatum Geburtsort 


hat in der Zeit vom_bis_ 

regelmäßig an dem Anpassungslehrgang teilgenom¬ 
men, der nach § 44 der Ausbildungs- und Prüfungs- 
Verordnung für die Pflegeberufe von der zuständigen 
Behörde vorgeschrieben wurde. 

Das Abschlussgespräch hat sie/er bestanden/nicht be¬ 
standen*. 

Ort, Datum 

_ (Stempel) 

(Unterschrift(en) der Einrichtung) 


Anlage 9 

(zu § 44 Absatz 3 Satz 2) 


Nichtzutreffendes streichen. 
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Anlage 10 

Anlage 10 

(zu § 45 Absatz 9) 

(zu § 45 Absatz 9) 


unverändert 

Die/der Vorsitzende 
des Prüfungsausschusses 

Bescheinigung über die staatliche 
Kenntnisprüfung für 

Name, Vorname 


Geburtsdatum Geburtsort 

hat am die staatliche Kennt- 

nisprüfung nach § 45 der Ausbildungs- und Prüfungs¬ 
verordnung für die Pflegeberufe bestanden/nicht be¬ 
standen*. 

Ort, Datum 

(Siegel) 


(Unterschrift der/des Vorsitzenden des 
Prüfungsausschusses) 

* Nichtzutreffendes streichen. 
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Anlage 11 

(zu § 46 Absatz 3) 

Bezeichnung der Einrichtung 

Bescheinigung über die Teilnahme am An¬ 
passungslehrgang 

Name, Vorname 

Geburtsdatum Geburtsort 

hat in der Zeit vom_bis_ 

regelmäßig und mit Erfolg an dem Anpassungslehr¬ 
gang teilgenommen, der nach § 46 der Ausbildungs¬ 
und Prüfungsverordnung für die Pflegeberufe von der 
zuständigen Behörde vorgeschrieben wurde. 

Ort, Datum 

_(Stempel) 

(Unterschrift(en) der Einrichtung) 
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Anlage 12 

Anlage 12 

(zu § 47 Absatz 5 Satz 2) 

(zu § 47 Absatz 5 Satz 2) 


Die/der Vorsitzende 
des Prüfungsausschusses 


Bescheinigung 

über die staatliche Eignungsprüfung 
für 


95 _ 

Name, Vorname 


Geburtsdatum Geburtsort 


hat am _ die staatliche 

Eignungsprüfung nach § 47 der Ausbildungs- und Prü¬ 
fungsverordnung für die Pflegeberufe bestanden/nicht 
bestanden*. 


Ort, Datum 


(Siegel) 


(Unterschrift der/des Vorsitzenden des 
Prüfungsausschusses) 


* Nichtzutreffendes streichen. 
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Anlage 13 

Anlage 13 

(zu § 42 Satz 1) 

(zu § 42 Satz 1) 

Urkunde über die Erlaubnis zum Führen 


der Berufsbezeichnung 


Name, Vorname 


Geburtsdatum Geburtsort 


erhält auf Grund des Pflegeberufegesetzes mit Wir¬ 


kung vom heutigen Tage die Erlaubnis, die Berufsbe¬ 


zeichnung 


99 

zu führen. 


Ort, Datum 


(Siegel) 


(Unterschrift) 
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Anlage 14 

Anlage 14 

(zu § 42 Satz 2) 

(zu § 42 Satz 2) 


unverändert 

Anlage zur Urkunde über die Erlaubnis zum 
Führen der Berufsbezeichnung 

(Hinweis nach § 1 Absatz 2 des Pflegeberufegesetzes) 

Name, Vorname 


Geburtsdatum Geburtsort 

hat den Vertiefungseinsatz nach § 7 Absatz 4 Satz 1 
des Pflegeberufegesetzes im Bereich 

bei 

durchgeführt. 

Ort, Datum 

(Siegel) 


(Unterschrift) 
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Bericht der Abgeordneten Dr. Roy Kühne, Bettina Müller, Prof. Dr. Axel Gehrke, 
Nicole Westig, Pia Zimmermann und Kordula Schulz-Asche 


A. Allgemeiner Teil 


I. Überweisung 

Die Verordnung des Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend und des Bundesministeriums 
für Gesundheit auf Drucksache 19/2707 wurde gemäß § 92 der Geschäftsordnung des Deutschen Bundestages 
(Drucksache 19/2768 Nr. 2) zur federführenden Beratung an den Ausschuss für Gesundheit überwiesen. Ferner 
hat er sie zur Mitberatung an den Haushaltsausschuss, den Ausschuss für Wirtschaft und Energie, den Ausschuss 
für Familie, Senioren, Frauen und Jugend und den Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschät¬ 
zung überwiesen. 


II. Wesentlicher Inhalt der Vorlage 

Die Ausbildungs- und Prüfüngsverordnung für die Pflegeberufe soll auf der Grundlage der Ermächtigung in § 56 
Absatz 1 und 2 des Pflegeberufegesetzes (PflBG) vom 17. Juli 2017 (BGBl. I S. 2581) erlassen werden. 

Sie soll die Mindestanforderungen an die Ausbildung zur Pflegefachfrau und zum Pflegefachmann, zur Gesund- 
heits- und Kinderkrankenpflegerin und zum Gesundheits- und Kinderkrankenpfleger sowie zur Altenpflegerin 
und zum Altenpfleger regeln, einschließlich der Mindestanforderungen an die nach zwei Jahren zu absolvierende 
Zwischenprüfung sowie die Inhalte und das Verfahren der staatlichen Prüfung zur Pflegefachflau oder zum Pfle¬ 
gefachmann, zur Gesundheits- und Kinderkrankenpflegerin oder zum Gesundheits- und Kinderkrankenpfleger 
sowie zur Altenpflegerin oder zum Altenpfleger, einschließlich bundesweit einheitlicher Rahmenvorgaben für die 
Prüfüng der hochschulischen Pflegeausbildung nach Teil 3 des Pflegeberufegesetzes. Außerdem enthält sie Best¬ 
immungen zu Kooperationsvereinbarungen, der Errichtung und Zusammensetzung der Fachkommission nach 
dem Pflegeberufegesetz und der Konkretisierung ihrer Aufgaben sowie zu den Aufgaben der beim Bundesinstitut 
für Berufsbildung angesiedelten Geschäftsstelle der Fachkommission und den dem Bundesinstitut für Berufsbil¬ 
dung im Rahmen des Pflegeberufegesetzes zugewiesenen Beratungs-, Informations- und Unterstützungsaufgaben. 
Darüber hinaus enthält die Verordnung Bestimmungen für die Anerkennung von Ausbildungen aus einem anderen 
Mitgliedstaat der Europäischen Union oder einem anderen Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen 
Wirtschaftsraum oder einem Drittstaat sowie Bestimmungen für entsprechende Anpassungsmaßnahmen. Schließ¬ 
lich enthält sie die amtlichen Muster für das Zeugnis über die staatliche Prüfung der beruflichen Pflegeausbildung, 
für die Bescheinigungen über die Teilnahme am Anpassungslehrgang, für die Bescheinigungen über die staatliche 
Eignungs- und Kenntnisprüfüng und für die Urkunde über die Erlaubnis zur Führung der Berufsbezeichnung. 

Die Ausbildungs- und Prüfungsverordnung konkretisiert das Pflegeberufegesetz, das in seinen wesentlichen Tei¬ 
len am 1. Januar 2020 in Kraft tritt. Die neuen Pflegeausbildungen dauern in Vollzeit drei Jahre. Sie bestehen aus 
theoretischem und praktischem Unterricht und einer praktischen Ausbildung. Der Anteil der praktischen Ausbil¬ 
dung überwiegt. 

Die praktische Ausbildung und der Theorie-Praxis-Transfer werden durch Praxisanleitung und Praxisbegleitung 
sichergestellt. Es werden Anforderungen an die Qualifikation der praxisanleitenden Personen festgelegt, die die 
Auszubildenden während der praktischen Ausbildung betreuen. Außerdem wird eine Praxisbegleitung durch die 
Schulen vorgesehen. 

Basierend auf dem durch das Pflegeberufegesetz definierten Ausbildungsziel sieht die Verordnung entsprechend 
modernen berufspädagogischen Konzepten anstelle der bisherigen Themenbereiche beziehungsweise Lemfelder 
in den Ausbildungs- und Prüfungsverordnungen der Alten- und der Krankenpflege Kompetenzebereiche vor, die 
im Sinne der so beschriebenen Handlungsorientierung der weiteren Ausgestaltung durch die Rahmenlehrpläne 
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oder -Ausbildungspläne nach § 53 Absatz 1 PflBG beziehungsweise durch entsprechende Länderregelungen bis 
hin zu den schulintemen Curricula zugänglich und bedürftig sind. Die Absolventinnen und Absolventen sollen 
dazu befähigt werden, fachbezogenes und fachübergreifendes Wissen zu verknüpfen, zu vertiefen, kritisch zu 
prüfen sowie in Handlungszusammenhängen anzuwenden und somit alle anfallenden Aufgaben des Berufsbildes 
zielorientiert, sachgerecht, methodengeleitet und selbständig zu lösen und das Ergebnis zu beurteilen. 

Die Ausbildungs- und Prüfungsverordnung für die Pflegeberufe löst die Ausbildungs- und Prüfungsverordnung 
für den Beruf der Altenpflegerin und des Altenpflegers aus dem Jahr 2002 und die Ausbildungs- und Prüfungs¬ 
verordnung für die Berufe in der Krankenpflege aus dem Jahr 2003 ab. 

Der Nationale Normenkontrollrat (NKR) wurde beteiligt. Er hat von der Abgabe einer schriftlichen Stellung¬ 
nahme abgesehen. 


III. Stellungnahmen der mitberatenden Ausschüsse 

Der Haushaltsausschuss hat in seiner 14. Sitzung am 27. Juni 2018 mit den Stimmen der Fraktionen der 
CDU/CSU und SPD gegen die Stimmen der Fraktionen DIE LINKE, und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN bei 
Stimmenthaltung der Fraktionen der AfD und FDP beschlossen zu empfehlen, der Verordnung auf Drucksache 
19/2707 in der vom Ausschuss für Gesundheit geänderten Fassung zuzustimmen. 

Der Ausschuss für Wirtschaft und Energie hat in seiner 14. Sitzung am 27. Juni 2018 mit den Stimmen der 
Fraktionen der CDU/CSU und SPD gegen die Stimmen der Fraktionen AfD, FDP, DIE LINKE, und BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN beschlossen zu empfehlen, der Verordnung auf Drucksache 19/2707 in der vom Ausschuss für 
Gesundheit geänderten Fassung zuzustimmen. 

Der Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend hat in seiner 11 .Sitzung am 27. Juni 2018 mit den 
Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und SPD gegen die Stimmen der Fraktionen AfD, DIE LINKE, und 
BÜNDNIS90/DIE GRÜNEN bei Stimmenthaltung der Fraktion der FDP beschlossen zu empfehlen, der Verord¬ 
nung auf Drucksache 19/2707 in der vom Ausschuss für Gesundheit geänderten Fassung zuzustimmen. 

Der Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung hat in seiner 9. Sitzung am 27. Juni 
2018 mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und SPD gegen die Stimmen der Fraktionen AfD, DIE 
LINKE, und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN bei Stimmenthaltung der Fraktion der FDP beschlossen zu empfehlen, 
der Verordnung auf Drucksache 19/2707 in der vom Ausschuss für Gesundheit geänderten Fassung zuzustimmen. 

IV. Beratungsverlauf und Beratungsergebnisse im federführenden Ausschuss 

Der Ausschuss für Gesundheit hat in seiner 14. Sitzung am 13. Juni 2018 vorbehaltlich der Überweisung durch 
das Plenum beschlossen, eine öffentliche Anhörung zur Verordnung auf Drucksache 19/2707 durchzuführen. Der 
Ausschuss hat in seiner 15. Sitzung am 25. Juni 2018 die Beratungen aufgenommen. Die öffentliche Anhörung 
fand in der 16. Sitzung am 25. Juni 2018 statt. Als sachverständige Organisationen waren eingeladen: AAA - 
Arbeitskreis Ausbildungsstätten für Altenpflege c/o Stiftung SPI Berlin, Bundesverband Lehrende Gesundheits¬ 
und Sozialberufe e. V. (BLGS), Bundesverband privater Anbieter sozialer Dienste e. V. (bpa), Bundesvereinigung 
der Deutschen Arbeitgeberverbände e. V. (BDA), Deutsche Gesellschaft für Kinder- und Jugendmedizin e. V. 
(DGKJ), Deutsche Krankenhausgesellschaft e. V. (DKG), Deutscher Berufsverband für Altenpflege e. V. 
(DBVA), Deutscher Caritasverband e. V. (DCV), Deutscher Pflegerat e. V. (DPR), ver.di - Vereinte Dienstleis¬ 
tungsgewerkschaft. Als Einzelsachverständige waren eingeladen: Anja Abels (Akademie für Gesundheitsberufe), 
Christine Lachner (Praxisanleiterin in der Pflege), Dr. Bodo de Vries (Deutscher Evangelischer Verband für 
Altenarbeit und Pflege e. V. (DEVAP)), Mona Frömmelt (Hans-Weinberger-Akademie der AWO e. V. (HWA)), 
Prof. Dr. Barbara Rnigge-Demal (praxisHochschule, Staatlich anerkannte Hochschule der pHfG Trägergesell¬ 
schaft mbH), Prof. Dr. Frank Weidner (Deutsches Institut für angewandte Pflegeforschung e. V.), Prof. Dr. jur. 
Anne Friedrichs (Hochschule für Gesundheit Bochum). 

Auf das Wortprotokoll und die als Ausschussdrucksachen verteilten Stellungnahmen der Sachverständigen wird 
Bezug genommen. 
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Der Ausschuss für Gesundheit hat seine Beratungen zu der Vorlage in der 17. Sitzung am 27. Juni 2018 fortgesetzt 
und abgeschlossen. Als Ergebnis empfiehlt der Ausschuss für Gesundheit mit den Stimmen der Fraktionen der 
CDU/CSU und SPD gegen die Stimmen der Fraktionen AfD, DIE LINKE, und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN bei 
Stimmenthaltung der Fraktion der FDP, der Verordnung auf Drucksache 19/2707 in der vom Ausschuss geänder¬ 
ten Fassung zuzustimmen. 

Der Ausschuss für Gesundheit hat eine Reihe von Änderungen zu verschiedenen Aspekten der Verordnung auf 
Drucksache 19/2707 beschlossen. Diese haben im Wesentlichen folgenden Inhalt: 

• Zur Geeignetheit der Einrichtungen zur Vermittlung der Ausbildungsinhalte nach § 7 Absatz 5 des Pflegebe¬ 
rufegesetzes wird der Anwendungsbereich der Regelung in § 3 Absatz 4 durch die Streichung eines zu weit 
gehenden Verweises präzisiert. 

• Bei den Vorschriften zur Zulassung der Prüfüng wird ein nicht korrekter Verweis gestrichen. 

• Beim Rücktritt von der Prüfüng der beruflichen Pflegeausbildung, beim Versäumnis der Prüfüng und bei 
Täuschungsversuchen wird durch einen ergänzenden Verweis klargestellt, dass die Prüfüng auch einmal wie¬ 
derholt werden kann. 

• Durch die Neufassung von § 41 Satz 2 wird klargestellt, dass für die hochschulischen Modellvorhaben die 
Prüfüngsvorschriften der hochschulischen Ausbildung gelten und die Vorschrift des § 24 Absatz 1 bis 5 zu 
den Modellvorhaben der beruflichen Pflegeausbildung nur ergänzend anzuwenden ist. 

• Bei den Vorschriften zum Inhalt und zur Durchführung der Kenntnis- bzw. der Eignungsprüfung in §§45 
und 47 wird jeweils ein nicht korrekter Verweis berichtigt. 

Den diesen Ändemngen zu Gmnde liegenden Änderungsanträgen auf Ausschussdrucksache 19(14)25.1 hat der 
Ausschuss für Gesundheit mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU, SPD und FDP bei Stimmenthaltung 
der Fraktionen AfD, DIE LINKE, und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN zugestimmt. 

Ferner hat dem Ausschuss ein Änderungsantrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN auf Ausschussdruck¬ 
sache 19(14)25.2, der mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und SPD gegen die Stimmen der Fraktionen 
FDP, DIE LINKE, und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN bei Stimmenthaltung der Fraktion der AfD abgelehnt 
wurde, mit folgendem Inhalt Vorgelegen: 

Zu Anlage 4 (Kompetenzen Jur die staatliche Prüfung nach § 28 zur Altenpflegerin oder zum Altenpfleger) 

Die Anlage 4 wird durch die folgende Fassung ersetzt: 

Anlage 4 

Kompetenzen für die staatliche Prüfüng nach § 28 zur Altenpflegerin oder zum Altenpfleger 

I. Pflegeprozesse und Pflegediagnostik in akuten und dauerhaften Pflegesituationen verantwortlich planen, orga¬ 
nisieren, gestalten, durchführen, steuern und evaluieren. 

1. Die Pflege von alten Menschen verantwortlich planen, organisieren, gestalten, durchführen, steuern und eva¬ 
luieren. 

Die Absolventinnen und Absolventen 

a) verfügen über ein breites Verständnis von spezifischen Theorien und Mo-dellen zur Pflegeprozessplanung und 
nutzen diese zur Steuerung und Gestaltung von Pflegeprozessen bei alten Menschen, 

b) übernehmen Verantwortung für die Organisation, Steuerung und Gestaltung des Pflegeprozesses bei alten 
Menschen, 

c) nutzen spezifische Assessmentverfahren bei alten Menschen und beschreiben den Pflegebedarf unter Hinzuzie¬ 
hung von Pflegediagnosen, 

d) schätzen diverse Pflegeanlässe und den Pflegebedarf bei alten Menschen auch in instabilen gesundheitlichen 
und vulnerablen Lebenssituationen ein, 
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e) handeln die Pflegeziele mit dem zu pflegenden alten Menschen und gegebenenfalls seinen Bezugspersonen aus, 
setzen gesicherte Pflegemaßnahmen ein und evaluieren gemeinsam die Wirksamkeit der Pflege, 

fl nutzen Pflegedokumentationssysteme, um ihre Pflegeprozessentscheidungen in der Pflege von alten Menschen 
selbstständig und im Pflegeteam zu evaluieren, 

g) entwickeln mit alten Menschen, ihren Bezugspersonen und dem sozialen Netz altersentsprechende lebenswelt¬ 
orientierte Angebote zur Auseinandersetzung mit und Bewältigung von Pflegebedürftigkeit und ihren Folgen, 

h) stimmen die Pflegeprozessgestaltung auf spezifische ambulante und stationäre Versorgungskontexte für alte 
Menschen ab. 

2. Pflegeprozesse und Pflegediagnostik bei alten Menschen mit gesundheitlichen Problemlagen planen, organi¬ 
sieren, gestalten, durchführen, steuern und evaluieren unter dem besonderen Fokus von Gesundheitsförderung 
und Prävention. 

Die Absolventinnen und Absolventen 

a) erheben, erklären und interpretieren pflegebezogene Daten von alten Menschen auch in komplexen gesund¬ 
heitlichen Problemlagen anhand von pflege- und bezugswissenschaftlichen Erkenntnissen, 

b) unterstützen alte Menschen durch Mitwirkung an der Entwicklung von fachlich begründeten Pflegeinten>en- 
tionen der Gesundheitsförderung, Prävention und Kuration, 

c) stärken die Kompetenzen von Angehörigen im Umgang mit dem pflegebedürftigen alten Menschen und unter¬ 
stützen und fördern die Familiengesundheit, 

d) erkennen Hinweiszeichen auf eine mögliche Gewaltausübung in der Versorgung von alten Menschen und re¬ 
flektieren ihre Beobachtungen im therapeutischen Team, 

e) verfügen über ein integratives Verständnis von physischen, psychischen und psychosomatischen Zusammen¬ 
hängen in der Pflege von alten Menschen, 

f) erkennen Wissensdefizite und erschließen sich bei Bedarf selbständig neue Informationen zu den Wissensberei¬ 
chen der Pflege, Gesundheitsförderung und Medizin, insbesondere zu geriatrischen Fragestellungen. 

3. Pflegeprozesse und Pflegediagnostik von alten Menschen in hoch belasteten und kritischen Lebenssituationen 
verantwortlich planen, organisieren, gestalten, durchführen, steuern und evaluieren. 

Die Absolventinnen und Absolventen 

a) pflegen, begleiten, unterstützen und beraten alte Menschen sowie deren Bezugspersonen in der Phase einer 
fortgeschrittenen Demenz oder schwerer chronischer Krankheitsverläufe sowie am Lebensende, 

b) unterstützen Familien, die sich insbesondere infolge von schweren chronischen oder lebenslimitierenden Er¬ 
krankungen im höheren Lebensalter in einer Lebenskrise befinden und wirken bei der Stabilisierung des Famili¬ 
ensystems mit, 

c) steuern, verantworten und gestalten den Pflegeprozess bei alten Menschen mit akuten und chronischen Schmer¬ 
zen, 

d) gestalten einen individualisierten Pflegeprozess bei schwerstkranken und sterbenden alten Menschen in ver¬ 
schiedenen Handlungsfeldern und integrieren die sozialen Netzwerke in das Handeln, 

e) begleiten und unterstützen schwerstkranke alte Menschen sowie nahe Bezugspersonen in Phasen des Sterbens, 
erkennen und akzeptieren deren spezifische Bedürfnisse und bieten Unterstützung bei der Bewältigung und Ver¬ 
arbeitung von Verlust und Trauer an, 

f) informieren schwerkranke und sterbende alte Menschen sowie deren Angehörige zu den spezifischen Schwer¬ 
punkten palliativer Versorgungsangebote. 

4. Ln lebensbedrohlichen sowie in Krisen- oder Katastrophensituationen zielgerichtet handeln. 
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Die Absolventinnen und Absolventen 

a) kennen und beachten im Notfall relevante rechtliche Grundlagen wie Vorsorgevollmachten und Patientenver- 
fügungen, 

b) treffen in lebensbedrohlichen Situationen erforderliche Interventionsentscheidungen und leiten lebenserhal¬ 
tende Sofortmaßnahmen bis zum Eintreffen der Ärztin oder des Arztes ein, 

c) koordinieren den Einsatz der Ersthelferinnen oder Ersthelfer bis zum Eintreffen der Ärztin oder des Arztes, 

d) erkennen Notfallsituationen in Pflege- und Gesundheitseinrichtungen und handeln nach den Vorgaben des 
Notfallplanes und der Notfall-Evakuierung. 

5. Alte Menschen bei der Lebensgestaltung unterstützen, begleiten und beraten. 

Die Absolventinnen und Absolventen 

a) erheben soziale, familiale und biografische Informationen sowie Unterstützungsmöglichkeiten durch Bezugs¬ 
personen und soziale Netzwerke bei alten Menschen und identifizieren Ressourcen und Herausforderungen in der 
Lebens- und Entwicklungsgestaltung, 

b) entwickeln gemeinsam mit alten Menschen und ihren Bezugspersonen Angebote zur sinnstiftenden Aktivität, 
zur kulturellen Teilhabe, zum Lernen und Spielen und fördern damit die Lebensqualität und die soziale Integra¬ 
tion, 

c) berücksichtigen bei der Planung und Gestaltung von Alltagsaktivitäten die Bedürfnisse und Erwartungen, die 
kulturellen Kontexte, die sozialen Lagen, die Entwicklungsphase und Entwicklungsaufgaben von alten Menschen, 

d) beziehen freiwillig Engagierte zur Unterstützung und Bereicherung der Lebensgestaltung in die Versorgungs¬ 
prozesse von alten Menschen ein. 

6. Entwicklung und Autonomie in der Lebensspanne fördern. 

Die Absolventinnen und Absolventen 

a) wahren das Selbstbestimmungsrecht der zu pflegenden alten Menschen, insbesondere auch, wenn sie in ihrer 
Selbstbestimmungsfähigkeit eingeschränkt sind, 

b) unterstützen alte Menschen mit angeborener oder erworbener Behinderung bei der Wiederherstellung, Kom¬ 
pensation und Adaption eingeschränkter Fähigkeiten, um sie für eine möglichst selbständige Entwicklung, Le¬ 
bensführung und gesellschaftliche Teilhabe zu befähigen, 

c) tragen durch rehabilitative Maßnahmen bei alten Menschen zum Erhalt und zur Wiedererlangung von Alltags¬ 
kompetenz bei, 

d) fördern und gestalten die Koordination und Zusammenarbeit zwischen familialen Systemen sowie den sozialen 
Netzwerken und den professionellen Pflegesystemen in der pflegerischen Versorgung von alten Menschen, 

e) stimmen die Interaktion sowie die Gestaltung des Pflegeprozesses auf den individuellen Entwicklungsstand des 
zu pflegenden alten Menschen ab und unterstützen entwicklungsbedingte Formen der Krankheitsbewältigung. 

II. Kommunikation und Beratung personen- und situationsorientiert gestalten. 

1. Kommunikation und Interaktion mit alten Menschen und ihren Bezugspersonen personen- und situationsbezo¬ 
gen gestalten und eine angemessene Information sicherstellen. 

Die Absolventinnen und Absolventen 

a) machen sich eigene Deutungs- und Handlungsmuster in der pflegerischen Interaktion mit alten Menschen und 
ihren Bezugspersonen und mit ihren unterschiedlichen, insbesondere kulturellen und sozialen Hintergründen be- 
wusst und reflektieren sie, 

b) gestalten kurz- und langfristige professionelle Beziehungen mit alten Menschen und ihren Bezugspersonen, die 
auch bei divergierenden Sichtweisen oder Zielsetzungen und schwer nachvollziehbaren Verhaltensweisen von 
Empathie, Wertschätzung, Achtsamkeit und Kongruenz gekennzeichnet sind, 



Deutscher Bundestag - 19. Wahlperiode 


- 133 — 


Drucksache 19/3045 


c) gestalten die Kommunikation in unterschiedlichen Pflegesituationen mit alten Menschen und ihren Bezugsper¬ 
sonen unter Einsatz verschiedener Interaktionsformen und balancieren das Spannungsfeld von Nähe und Distanz 
aus, 

d) gestalten pflegeberufliche Kommunikationssituationen mit zu pflegenden alten Menschen und deren Bezugs¬ 
personen auch bei divergierenden Zielsetzungen oder Sichtweisen verständigungsorientiert und fördern eine be¬ 
teiligungsorientierte Entscheidungsfindung, 

e) erkennen Kommunikationsbarrieren, insbesondere bei spezifischen Gesundheitsstörungen oder Formen von 
Behinderungen im Alter, und setzen unterstützende und kompensierende Maßnahmen ein, um diese zu überbrü¬ 
cken, 

f) reflektieren sich abzeichnende oder bestehende Konflikte in pflegerischen Versorgungssituationen von alten 
Menschen und entwickeln Ansätze zur Konfliktschlichtung und -lösung, auch unter Hinzuziehung von Angeboten 
zur Reflexion professioneller Kommunikation, 

g) reflektieren Phänomene von Macht und Machtmissbrauch in pflegerischen Handlungsfeldern der Versorgung 
von alten Menschen. 

2. Information, Schulung und Beratung bei alten Menschen verantwortlich organisieren, gestalten, steuern und 
evaluieren. 

Die Absolventinnen und Absolventen 

a) informieren alte Menschen zu komplexen gesundheits- und pflegebezogenen Fragestellungen und weitergehen¬ 
den Fragen der pflegerischen Versorgung, 

b) setzen Schulungen mit Einzelpersonen und kleineren Gruppen zu pflegender alter Menschen um, 

c) beraten alte Menschen und ihre Bezugspersonen im Umgang mit krankheits- sowie therapie- und pflegebeding¬ 
ten Anforderungen und befähigen sie, ihre Gesundheitsziele in größtmöglicher Selbstständigkeit und Selbstbe¬ 
stimmung zu erreichen, 

d) reflektieren ihre Möglichkeiten und Begrenzungen zur Gestaltung von professionellen Informations-, Instruk- 
tions-, Schulungs- und Beratungsangeboten bei alten Menschen. 

3. Ethisch reflektiert handeln. 

Die Absolventinnen und Absolventen 

a) setzen sich für die Verwirklichung von Menschenrechten, Ethikkodizes und die Förderung der spezifischen 
Bedürfnisse und Gewohnheiten von zu pflegenden alten Menschen und ihren Bezugspersonen ein, 

b) fördern und unterstützen alten Menschen bei der Selbstverwirklichung und Selbstbestimmung über das eigene 
Leben, auch unter Abwägung konkurrierender ethischer Prinzipien, 

c) tragen in ethischen Dilemmasituationen mit alten Menschen oder ihren Bezugspersonen im interprofessionel¬ 
len Gespräch zur gemeinsamen Entscheidungsfindung bei. 

III. Intra- und interprofessionelles Handeln in unterschiedlichen systemischen Kontexten verantwortlich gestalten 
und mitgestalten. 

1. Verantwortung in der Organisation des qualifikationsheterogenen Pflegeteams übernehmen. 

Die Absolventinnen und Absolventen 

a) stimmen ihr Pflegehandeln zur Gewährleistung klientenorientierter komplexer Pflegeprozesse im qualifikati¬ 
onsheterogenen Pflegeteam ab und koordinieren die Pflege von alten Menschen unter Berücksichtigung der je¬ 
weiligen Verantwortungs- und Aufgabenbereiche, insbesondere in der stationären Langzeitversorgung und am¬ 
bulanten Pflege, 

b) delegieren unter Berücksichtigung weiterer rechtlicher Bestimmungen aus-gewählte Maßnahmen an Personen 
anderer Qualifikationsniveaus und überwachen die Durchführungsqualität, 
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c) beraten Teammitglieder kollegial bei pflegefachlichen Fragestellungen und unterstützen sie bei der Übernahme 
und Ausgestaltung ihres jeweiligen Verantwortungs- und Aufgabenbereiches, 

d) beteiligen sich im Team an der Einarbeitung neuer Kolleginnen und Kollegen und leiten Auszubildende, Prak¬ 
tikantinnen und Praktikanten sowie freiwillig Engagierte in unterschiedlichen Versorgungssettings an, 

e) übernehmen Mitverantwortung für die Organisation und Gestaltung der gemeinsamen Arbeitsprozesse, 

fl sind aufmerksam für Spannungen und Konflikte im Team, reflektieren diesbezüglich die eigenen Rolle und 
Persönlichkeit und bringen sich zur Bewältigung von Spannungen und Konflikten konstruktiv im Pflegeteam ein. 

2. Ärztliche Anordnungen im Pflegekontext eigenständig durchführen. 

Die Absolventinnen und Absolventen 

a) beachten umfassend die Anforderungen der Hygiene und wirken verantwortlich an der Infektionsprävention in 
den unterschiedlichen pflegerischen Versorgungsbereichen mit, 

b) führen entsprechend den rechtlichen Bestimmungen eigenständig ärztlich veranlasste Maßnahmen der medi¬ 
zinischen Diagnostik und Therapie bei alten Menschen durch, 

c) beobachten und interpretieren die mit einem medizinischen Eingriff und Untersuchungen bei alten Menschen 
verbundenen Pflegephänomene und Komplikationen, auch in instabilen oder krisenhaften gesundheitlichen Situ¬ 
ationen, 

d) unterstützen und begleiten zu pflegende alte Menschen umfassend auch bei invasiven Maßnahmen der Diag¬ 
nostik und Therapie, 

e) schätzen chronische Wunden bei alten Menschen prozessbegleitend ein, versorgen sie verordnungsgerecht und 
stimmen die weitere Behandlung mit der Ärztin oder dem Arzt ab, 

fl vertreten die im Rahmen des Pflegeprozesses gewonnenen Einschätzungen zu Pflegediagnosen und erforderli¬ 
chen Behandlungskonsequenzen bei alten Menschen in der interprofessionellen Zusammenarbeit. 

3. In interdisziplinären Teams an der Versorgung und Behandlung von alten Menschen mitwirken und Kontinuität 
an Schnittstellen sichern. 

Die Absolventinnen und Absolventen 

a) übernehmen Mitverantwortung in der interdisziplinären Versorgung und Behandlung von alten Menschen und 
unterstützen die Kontinuität an interdisziplinären und institutioneilen Schnittstellen. 

b) bringen sowohl die Perspektive der Betroffenen als auch die pflegefachliche Sichtweise in die interprofessio¬ 
nelle Kommunikation ein, 

c) bearbeiten interprofessionelle Konflikte in einem gemeinsamen Aushandlungsprozess auf Augenhöhe, 

d) koordinieren die Pflege von alten Menschen in verschiedenen Versorgungskontexten und organisieren Termine 
sowie berufsgruppeniibergreifende Leistungen, 

e) koordinieren die integrierte Versorgung von chronisch kranken alten Menschen in der Primärversorgung, 

fl evaluieren den gesamten Versorgungsprozess gemeinsam mit dem therapeutischen Team im Hinblick auf Pati¬ 
entenorientierung und -partizipation. 

IV. Das eigene Handeln auf der Grundlage von Gesetzen, Verordnungen und ethischen Leitlinien reflektieren und 
begründen. 

1. Die Qualität der pflegerischen Leistungen und der Versorgung in den verschiedenen Institutionen sicherstellen. 
Die Absolventinnen und Absolventen 

a) integrieren erweiterte Anforderungen zur internen und externen Qualitätssicherung in das Pflegehandeln und 
verstehen Qualitätsentwicklung und -Sicherung als rechtlich verankertes und interdisziplinäres Anliegen in Insti¬ 
tutionen des Gesundheitswesens, 
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b) wirken an Maßnahmen der Qualitätssicherung sowie -Verbesserung mit, setzen sich fiir die Umsetzung evi¬ 
denzbasierter und/oder interprofessioneller Leitlinien und Standards ein und leisten so einen Beitrag zur Weiter¬ 
entwicklung einrichtungsspezifischer Konzepte, 

c) bewerten den Beitrag der eigenen Berufsgruppe zur Qualitätsentwicklung und -Sicherung und erfiillen die an¬ 
fallenden Dokumentationsverpflichtungen auch im Kontext von interner und externer Kontrolle und Aufsicht, 

d) überprüfen regelmäßig die eigene pflegerische Praxis durch kritische Reflexionen und Evaluation im Hinblick 
auf Ergebnis- und Patientenorientierung und ziehen Schlussfolgerungen für die Weiterentwicklung der Pflege¬ 
qualität. 

2. Versorgungskontexte und Systemzusammenhänge im Pflegehandeln berücksichtigen und dabei ökonomische 
und ökologische Prinzipien beachten. 

Die Absolventinnen und Absolventen 

a) üben den Beruf im Rahmen der gesetzlichen Vorgaben sowie unter Berücksichtigung ihrer ausbildungs- und 
berufsbezogenen Rechte und Pflichten eigenverantwortlich aus, 

b) erfassen den Einfluss gesamtgesellschaftlicher Veränderungen, ökonomischer Anforderungen sowie epidemi¬ 
ologischer und demografischer Entwicklungen auf die Versorgungsverträge und Versorgungsstrukturen im Ge- 
sundheits- und Sozialsystem, 

c) erkennen die Funktion der Gesetzgebung im Gesundheits- und Sozialbereich zur Sicherstellung des gesell¬ 
schaftlichen Versorgungsauftrags in stationären, teilstationären und ambulanten Handlungsfeldern, 

d) rejlektieren auf der Grundlage eines breiten Wissens ihre Handlungs- und Entscheidungsspielräume in unter¬ 
schiedlichen Abrechnungssystemen, 

e) wirken an der Umsetzung von Konzepten und Leitlinien zur ökonomischen und ökologischen Gestaltung der 
Einrichtung mit. 

V. Das eigene Handeln auf der Grundlage von wissenschaftlichen Erkenntnissen und berufsethischen Werthal¬ 
tungen und Einstellungen reflektieren und begründen. 

1. Pflegehandeln an aktuellen wissenschaftlichen Erkenntnissen, insbesondere an pflegewissenschaftlichen For¬ 
schungsergebnissen, Theorien und Modellen ausrichten. 

Die Absolventinnen und Absolventen 

a) vertreten die Notwendigkeit, die Wissensgrundlagen des eigenen Handelns kontinuierlich zu überprüfen und 
gegebenenfalls zu verändern, 

b) erschließen sich pflege- und bezugswissenschaftliche Forschungsergebnisse bezogen auf die Pflege von alten 
Menschen und bewerten sie hinsichtlich der Reichweite, des Nutzens, der Relevanz und des Umsetzungspotenzials, 

c) begründen und reflektieren das Pflegehandeln kontinuierlich auf der Basis von vielfältigen oder spezifischen 
pflegewissenschaftlichen und bezugswissenschaftlichen evidenzbasierten Studienergebnissen, Theorien, Konzep¬ 
ten und Modellen, 

d) leiten aus beruflichen Erfahrungen in der pflegerischen Versorgung und Unterstützung von alten Menschen 
und ihren Angehörigen mögliche Fragen an Pflegewissenschaft und -forschung ab. 

2. Verantwortung für die Entwicklung (lebenslanges Lernen) der eigenen Persönlichkeit sowie das berufliche 
Selbstverständnis übernehmen. 

Die Absolventinnen und Absolventen 

a) bewerten das lebenslange Lernen als ein Element der persönlichen und beruflichen Weiterentwicklung und 
übernehmen Eigeninitiative und Verantwortung für das eigene Lernen, 

b) nehmen drohende Uber- oder Unterforderungen frühzeitig wahr, erkennen die notwendigen Veränderungen 
am Arbeitsplatz und/oder des eigenen Kompetenzprofils und leiten daraus entsprechende Handlungsinitiativen 
ab, 
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c) setzen Strategien zur Kompensation und Bewältigung unvermeidbarer beruflicher Belastungen gezielt ein und 
nehmen Unterstützungsangebote frühzeitig wahr oder fordern diese aktiv ein, 

d) reflektieren ihre persönliche Entwicklung als professionell Pflegende und entwickeln ein eigenes Pflegever¬ 
ständnis sowie ein berufliches Selbstverständnis unter Berücksichtigung berufsethischer und eigener ethischer 
Überzeugungen, 

e) verfugen über ein Verständnis für die historischen Zusammenhänge des Pflegeberufs und positionieren sich 
mit ihrer beruflichen Pflegeausbildung im Kontext der Gesundheitsberufe unter Berücksichtigung der ausgewie¬ 
senen Vorbehaltsaufgaben, 

fl verstehen die Zusammenhänge zwischen den gesellschaftlichen, soziodemografischen und ökonomischen Ver¬ 
änderungen und der Berufsentwicklung, 

g) bringen sich den gesellschaftlichen Veränderungen und berufspolitischen Entwicklungen entsprechend in die 
Weiterentwicklung des Pflegeberufs ein. 

Begründung: 

Die dem Bundestag vorliegende Ausbildungs- und Prüfungsverordnung für die Pflegeberufe legt für die Alten¬ 
pflegeausbildung niedrigere Standards fest als in den anderen Ausbildungen. Dies ist nicht akzeptabel. Die Al¬ 
tenpflege würde trotz ihrer komplexen Aufgaben ein Ausbildungsberuf zweiter Klasse. 

In den Stellungnahmen zur Anhörung des Ausschusses fiir Gesundheit wurde diese Ungleichbehandlung von den 
meisten Sachverständigen kritisiert. Exemplarisch seien dazu zitiert: 

Deutscher Pflegerat 

„Die Abwertung der Altenpflegeausbildung, die sich in den Kompetenzbeschreibungen zeigt, kann aus heilberuf¬ 
licher - und damit verfassungsrechtlicher - Sicht nur bedeuten, dass die Altenpfleger/innen keine Vorbehaltstä¬ 
tigkeiten ausüben können. Sie können dann nur an der Seite einer Pflegefachfrau/eines Fachmanns arbeiten, 
die/der diese Aufgaben übernimmt. Zudem liegt es nahe, dass Altenpfleger/innen in der Folge nach einer niedri¬ 
geren tarifrechtlichen Einstufungen bezahlt werden. Damit führt die Reform der Pflegeausbildung durch das Pfle¬ 
geberufegesetz für die Altenpfleger/innen nicht zu einer Attraktivitätssteigerung des Berufs, sondern zu einer Ab¬ 
wertung. Wir sehen die Gefahr, dass sich dies rückwirkend auch auf Altenpfleger/innen entsprechend auswirken 
wird, die nach dem Altenpflegegesetz ausgebildet wurden. ... Außerdem ist diese Regelung eine Absage an eine 
qualitätsorientierte Versorgung alter und pflegebedürftiger Menschen in der Langzeitpflege, deren Versorgungs¬ 
bedarfin der Zukunft weiter ansteigen wird. Eine ausschließlich quantitative Betrachtung (und Lösung) der Her¬ 
ausforderung Sicherung der pflegerischen Versorgung geht zu Lasten der zu versorgenden Menschen. “ 

Bundesverband Lehrende Gesundheits- und Sozialberufe e. V.: 

„Pflegediagnosen, spezifische AssessmenWerfahren, Evaluation und Palliativversorgung als Kernkonzepte sind 
zentrale Bestandteile nationaler und internationaler pflegefachlicher Standards. Diese wurden nun als inhaltliche 
Bezugspunkte für die Abschlusskompetenzen explizit wieder entfernt, was einen gravierenden Mangel darstellt. 
Aus fachlicher Sicht gibt es keinen Grund, das für die Pflege alter Menschen verantwortliche Personal unterhalb 
anerkannter fachlicher Standards auszubilden. Aus ethisch-professioneller Perspektive sprechen wir uns dagegen 
aus, alten und sterbenden Menschen über eine absichtliche Minderqualifizierung des Personals die bestmögliche 
Pflege vorzuenthalten 

Daher greift dieser Änderungsantrag (mit Umformulierungen in / 4 a), /// 2 c) /// 3 b) den Referentenentwurf auf, 
der bei allen Pflegeberufen ein einheitliches Qualifikationsniveau vorsah. 

Die Fraktion der CDU/CSU begrüßte die Ausbildungs- und Prüfungsverordnung in der vorliegenden Form und 
zeigte sich überzeugt, dass die vorliegende Verordnung gelungen sei, um damit den komplexen Anforderungen 
an eine moderne Pflegeausbildung gerecht zu werden. Unter Beibehaltung der hohen Ausbildungsstandards werde 
nun gewährleistet, dass möglichst viele Auszubildende aus allen drei Schularten für die Pflegeausbildung gewon¬ 
nen werden könnten. Flierfür komme es nun vor allem auch auf die Umsetzung durch die Bundesländer an, die 
man aufmerksam begleiten werde. Dabei werde man den Blick auch auf die in der Anhörung kritisch betrachteten 
Aspekte richten, das gelte insbesondere auch für die Kinderkrankenpflege. Die Digitalisierung sei Teil des Lehr- 
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Programms und spiele eine wichtige Rolle in der Ausbildung. Die Bundesregierung habe mit dem Digitalisie¬ 
rungspakt bereits einige wichtige Maßnahmen ergriffen, um diesen Bereich zu stärken. Diese würden sich auch 
positiv auf den Pflegebereich auswirken. Die in der Ressortabstimmung veränderte Anlage 4 der Ausbildungs¬ 
und Prüfungsverordnung, die Kompetenzen für die staatliche Prüfung zur Altenpflegerin oder zum Altenpfleger, 
werde nun den Anforderungen gerecht. Die Verordnung sei in sich schlüssig und habe ein großes Potenzial, zu 
einer Verbesserung der Gesamtsituation im Pflegebereich beizutragen. 

Die Fraktion der SPD betonte, die neue Ausbildungs- und Prüfungsverordnung sei wichtig, da nun im Jahr 2020 
mit der reformierten Pflegeausbildung begonnen werden könne. Die in den Anlagen 1 bis 5 formulierten Vorgaben 
für die berufliche und hochschulische Pflegeausbildung legten die künftigen Mindestanforderungen für die Aus¬ 
bildungen und die staatlichen Prüfungen fest. Der integrierte kompetenzorientierte Ansatz und die definierten 
pflegepädagogischen Standards seien eine wichtige Weiterentwicklung der Pflegeberufe. Die in den Anlagen 6 
und 7 vorgegebenen Stundentafeln ermöglichten eine fundierte, an allen Versorgungsbereichen ausgerichtete 
Ausbildung, die im jeweiligen Schwerpunkt ausreichend vertieft werde. Der Pflegeberuf werde deutlich aufge¬ 
wertet und attraktiver und sei nun wesentlich besser auf künftige Herausfordemngen in der Pflege ausgerichtet. 
Es sei zu begrüßen, dass die im Zuge der Ressortabstimmungen vorgenommenen Ändemngen bei den Regelungen 
zur Zwischenprüfung, bei den Anfordemngen an die Praxisanleitung und an die Organisation der Abschlussprü¬ 
fungen praxisgerechte Lösungen für die Schulen, die Ausbildungsträger und die Auszubildenden darstellten. Be¬ 
dauerlich seien allerdings die Ändemngen in Anlage 4. Es sei aber gelungen, dass die Ausbildung in den vorbe¬ 
haltenen Tätigkeiten und damit die Schwerpunktsetzung, die die neue Qualität darstelle, erhalten bleibe. Die 
Schwerpunktsetzung sei ein zentrales, wichtiges Element, das mit dem Pflegeberufegesetz weiterentwickelt wor¬ 
den sei. 

Die Fraktion der AfD bemängelte, die Verkürzung der praktischen Ausbildung in der Altenpflege von derzeit 
2 500 auf 1 300 bei der Wahl einer generalistischen, dreijährigen Pflegeausbildung führe zum Verlust von hand- 
lungs- und Fachkompetenzen, mangelnder Identifikation mit dem Berufsfeld und geringerer Bindungswirkung 
zum Ausbildungsbetrieb. Durch die erhöhten Anfordemngen bei der Absolviemng der Ausbildung sei mit deut¬ 
lich mehr Ausbildungsabbrüchen zu rechnen als bisher. Der praktische Einsatzbereich akademischer Fachkräfte 
werde vom Gesetzgeber nicht benannt und sei in der alltäglichen Pflegearbeit deswegen nicht ausreichend defi¬ 
niert. Der deutlich erhöhte bürokratische Aufwand zur Gewährleistung der Ausbildung werde vor allem kleine 
und mittelständische Unternehmen vor unzumutbare Belastungen organisatorischer und finanzieller Art stellen, 
mit der Folge, dass diese nicht mehr ausbilden würden. Die pflegerische Versorgungsstmktur gerade auch in 
ländlichen Regionen werde damit langfristig eher gefährdet. Die neuen Anerkennungsregelungen für ausländische 
Fachkräfte, wie sie vorgelegt seien, schaffen auch durch die Änderungsanträge weder die Verbindung mit den seit 
2005 geltenden EU-Regelungen, noch seien sie mangels Einrichtung einer zentralen Regelungsstelle und fehlen¬ 
der Festlegungen zu Sprachanfordemngen für die Praxis brauchbar. 

Die Fraktion der FDP führte aus, man habe lange auf diesen Entwurf gewartet, nun sei er jedoch offensichtlich 
mit heißer Nadel gestrickt worden. Man wolle eine Aufwertung der Pflegebemfe und der Pflegeausbildung. Dies 
könne nicht mit einer gleichzeitigen Absenkung der Qualitätsstandards in einem Bereich einhergehen, wie es nun 
geschehe. Nötig seien hohe Qualitätsstandards in der Bildung, gerade auch für die Altenpflege, und keine Absen¬ 
kung der Anfordemngen. Die Vermittlung digitaler Kompetenzen hätte zudem einen eigenen Kompetenzbereich 
verdient gehabt. Man könne heutzutage kein neues Bemfsbild mehr definieren, ohne der Vermittlung digitaler 
Kompetenzen einen breiten Raum einzuräumen. Diese Kompetenzen und insbesondere die Beachtung des Daten¬ 
schutzes müssten den Auszubildenden vermittelt werden. Ein weiteres Problem sei, dass auch das Strukturmodell 
zur Entbürokratisierung in der Verordnung nicht ausreichend abgebildet sei. Da die Verabschiedung der Ausbil¬ 
dungs- und Prüfungsverordnung überfällig sei und die Pflegeschulen darauf warteten, dürfe man sie jetzt nicht 
länger im Regen stehen lassen. Die Umsetzung der Verordnung werde man weiter kritisch begleiten. 

Die Fraktion DIE LINKE, stand trotz einiger positiver Aspekte, beispielsweise die Strukturierung der Ausbil¬ 
dungsinhalte in Kompetenzbereich anstelle von Lernfeldern und die Vorgabe zur Struktur und Umfang der Pra¬ 
xisanleitung, der neuen Ausbildungs- und Prüfungsverordnung ablehnend gegenüber. Die Verordnung verschärfe 
den Kompromiss, den bereits das Pflegeberufegesetz darstelle, und den viele Experten und Verbände schon im 
Gesetzverfahren massiv kritisiert hätten. Bei dem jetzt möglichen autarken Fachkraftabschluss in der Altenpflege 
seien die fachlichen Kompetenzen im Vergleich zum generalistischen Abschluss drastisch gesenkt worden, was 
insbesondere die privaten Arbeitgeber eingefordert hätten. Vor allem vor dem Flintergrund der im Vergleich zur 
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Krankenpflege schlechten Bezahlung in der Altenpflege werde eine Altenpflegeausbildung zweiter Klasse ge¬ 
schaffen. Dadurch werde die Altenpflegeausbildung noch unattraktiver. Weitere Mängel der Verordnung seien 
die Bürokratisierung und der hohe Prüfungsaufwand, die Verschulung und die große Entscheidungsmacht der 
Pflegeschulen, dass der Rahmenlehrplan lediglich empfehlenden Charakter habe und auf bundeseinheitliche Stan¬ 
dards verzichtet werde. Die Verordnung enthalte schwache Weiterbildungsregelungen, eine unzureichende Stär¬ 
kung der Praxisanleiterinnen und -anleiter und etabliere eine intransparente Fachkommission. 

Die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN kritisierte, es sei die Chance vergeben worden, die Generalistik in 
der Pflegeausbildung mit guten, vertiefenden Abschlüssen auszugestalten. Insbesondere sei in der generalisti- 
schen Ausbildung der Pflichteinsatz in der Kinderkrankenpflege nicht umzusetzen, wie in der Anhömng deutlich 
geworden sei. Bundesweit gebe es 300 Kinderabteilungen, die künftig jährlich 40 000 generalistische Auszubil¬ 
dende für einen pädiatrischen Pflichteinsatz von 60 bis 120 Stunden betreuen müssten. Darüber hinaus stehe die 
Frage im Raum, wie ein solcher Kurzeinsatz von eineinhalb bis drei Wochen für eine zukünftige Tätigkeit in 
diesem spezifischen Aufgabengebiet qualifizieren solle. Durch die von den Koalitionsfraktionen geänderte An¬ 
lage 4 der Ausbildungs- und Prüfungsordnung werde die Altenpflegeausbildung erneut zu einem Ausbildungsbe¬ 
ruf zweiter Klasse degradiert. Die Änderung diene lediglich den Interessen der Arbeitgeber. Das sei umso schlim¬ 
mer, da man eine Situation habe, in der der Anteil älterer Menschen, die pflegebedürftig seien oder die einen 
Anspruch auf Vermeidung von Pflegebedürftigkeit hätten, ansteige. Dabei gehe es um Fragen der sozialen Teil¬ 
habe, des Umgangs mit Multimorbidität oder der Betreuung im häuslichen Bereich durch Angehörige. Dies könne 
nur von einer Pflegekraft geleistet werden, die auf hohem wissenschaftlichem Niveau ausgebildet worden sei. 


B. Besonderer Teil 

Soweit der Ausschuss für Gesundheit der unveränderten Zustimmung der Verordnung empfiehlt, wird auf die 
Begründung auf Drucksache 19/2707 verwiesen. Zu den vom Ausschuss für Gesundheit vorgeschlagenen Ände¬ 
rungen ist darüber hinaus Folgendes anzumerken: 

Zu § 3 (Pflegeausbildungs- und Prüfungsverordnung - PflAPrV) 

Absatz 4 

Die Einfügung der Wörter „einer Auszubildenden oder eines Auszubildenden“ dient der Klarstellung, um wessen 
Einsatz es in der Regelung geht. 

Außerdem wird im Zusammenhang mit diesem Einsatz einer oder eines Auszubildenden der Verweis auf § 7 des 
Pflegeberufegesetzes präziser gefasst. Insgesamt ist eine angemessene Qualifikation der Praxisanleiterinnen und 
Praxisanleiter insbesondere in der Kinderkrankenpflege gefordert. Die in § 3 Absatz 4 geregelte Ausnahme von 
dem angemessenen Verhältnis zwischen Pflegefachkräften und Auszubildenden gilt nur für die kleinen Einsätze 
(pädiatrische Versorgung, psychiatrische Versorgung sowie die „weiteren Einsätze“), so dass sich der Verweis 
richtigerweise nur auf § 7 Absatz 2 des Pflegeberufegesetzes bezieht. Folglich wird der Verweis auf Absatz 1 der 
Vorschrift, der die großen Pflichteinsätze umfasst, gestrichen. 

Zu §11 

Absatz 3 

Es wird ein nicht korrekter Verweis auf § 17 gestrichen. In § 11 Absatz 3 geht es um die Durchschnittsnoten der 
in § 6 geregelten Jahreszeugnisse. Dagegen betrifft die in § 17 geregelte Benotung allein die Vornoten und die 
Noten der staatlichen Prüfung. 

Zu §§ 20,21 und 22 

§ 20 Absatz 3 Satz 2, § 21 Absatz 1 Satz 1 zweiter Teilsatz und § 22 Absatz 1 Satz 1 zweiter Teilsatz 

In den §§ 20 bis 22 wird jeweils geregelt, dass nicht nur § 19 Absatz 4, sondern auch § 19 Absatz 3 entsprechend 
gilt. Damit wird klargestellt, dass die Prüfung auch bei Rücktritt von der Prüfung, Versäumnis der Prüfung und 
Täuschungsversuchen einmal wiederholt werden kann. 
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Zu §41 

Satz 2 

Durch die Änderung des § 41 Satz 2 wird klargestellt, dass für die hochschulischen Modellvorhaben die 
Prüfungsvorschriften der hochschulischen Ausbildung gelten und die Vorschrift des § 24 Absatz 1 bis 5 zu 
den Modellvorhaben der beruflichen Pflegeausbildung nur ergänzend anzuwenden ist. 

Zu §§ 45 und 47 

§ 45 Absatz 8 Satz 2 zweiter Teilsatz und § 47 Absatz 6 Satz 2 zweiter Teilsatz 

ln §§ 45 und 47 werden jeweils nicht korrekte Verweise berichtigt. Der rechtsmittelfähige Bescheid im Falle 
der Feststellung wesentlicher Unterschiede hinsichtlich der Gleichwertigkeit der Berufsqualifikation, auf den 
verwiesen wird, ist in § 43 Absatz 4 geregelt. 


Berlin, den 27. Juni 2018 
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